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Konsultation zur Änderung der Liquiditätsverordnung und Anhörung zur Teilrevision FINMA-

Rundschreiben 2015/2 „Liquiditätsrisiken – Banken“ 

 

 

Sehr geehrter Herr Dorner, sehr geehrter Herr Genovese-Frech 

 

Wir möchten uns für die Möglichkeit bedanken, unseren Standpunkt darlegen zu können in Bezug auf die 

Vernehmlassung des Eidgenössischen Finanzdepartements (EFD) resp. die Anhörung der Eidgenössischen 

Finanzmarktaufsicht (FINMA) zur Einführung und Veränderung der Liquiditätsregeln für Banken. Wir haben 

es sehr geschätzt bei den konstruktiven Sitzungen der Nationalen Arbeitsgruppe, unter der Leitung der 

FINMA, teilnehmen zu dürfen.  

 

Infolge der inhaltlichen Zusammenhänge des Entwurfes der Liquiditätsverordnung (E-LiqV) und des 

Liquiditätsrundschreibens (E-LiqR), erlauben wir uns unsere Anmerkungen gemeinsam in folgender 

Stellungnahme darzulegen.  

 

Grundsätzlich anerkennt die Credit Suisse (CS) die Notwendigkeit der Einführung einer neuen, international 

harmonisierten Finanzierungskennziffer, welche die LCR ergänzt und die Refinanzierungsrisiken von 

Finanzinstituten über einen längeren Zeithorizont adressiert. Jedoch erscheint uns der Inhalt der Verordnung 

und des Rundschreibens bedeutend strenger als die entsprechenden Bestimmungen des Basler Standards. 

Im Weiteren wurde der nationale Ermessensspielraum - im Gegensatz zu anderen Regulatoren - sehr scharf 

umgesetzt. 

 

Im Hinblick auf die internationale Wettbewerbsfähigkeit stellt eine strengere Parametrisierung der ASF- resp. 

RSF-Faktoren (Available Stable Funding resp. Required Stable Funding) nichts Geringeres als einen 

wesentlichen Wettbewerbsnachteil für Schweizer Finanzinstitute dar.  

 

Bitte beachten Sie, dass die CS auch an der Stellungnahme der Schweizerischen Bankiervereinigung 

mitgewirkt hat und wir diese Stellungnahme uneingeschränkt unterstützen.  

mailto:daniela.nievergelt@credit-suisse.com


 

 2 

Wir möchten folgende Punkte zusammenfassen, welche für uns besonders wichtig sind: 

 

 
1. NSFR: Zeitpunkt des Inkrafttretens 

 

Aus der Sicht eines „Level Playing Fields“ ist es sehr wichtig, dass die Umsetzungsperiode mit anderen 

wichtigen Finanzzentren, insbesondere derjenigen in der Europäischen Union (EU), harmonisiert wird. 

Gemäss unserem Verständnis werden die NSFR-Vorschriften in der EU frühestens im Jahr 2020 

einzuhalten sein. Im weiteren möchten wir auch darauf hinweisen, dass in den USA der 

Implementierungszeitpunkt des NSFR Regelwerkes noch offen ist.  

 

 

2. Besondere Bestimmungen für SIBs (E-LiqV: 4. Kapitel) 

 

Die für systemrelevante Banken (SIBs) geltenden Sonderregelungen sehen unter anderem vor, dass SIBs 

ihre Liquidität nach einem bestimmten Stressmodell und gemäss einer bestimmten Methodik steuern 

müssen, welche nicht mit den LCR-Vorgaben übereinstimmen.  

 

Da die LCR-Anforderungen nun seit mehr als zwei Jahren erfolgreich umgesetzt sind, ist es unseres 

Erachtens nicht mehr gerechtfertigt, dass die SIBs ihre Liquidität nach drei separaten Methoden und 

Stressszenarien (CS-internal Barometer 2.0, LCR und gemäss den besonderen Bestimmungen für SIBs) an 

die FINMA/SNB melden müssen. Wir beantragen aus diesem Grund, dass Kapitel 4 der 

Liquiditätsverordnung gestrichen wird. Falls aus regulatorischer Sicht zusätzlich zum LCR-Standard-Horizont 

(30 Kalender Tage) ein 7-Tage-Horizont unerlässlich ist, sollte sich dieser grundsätzlich auch eng am LCR 

Modell orientieren.  

 

 

3. NSFR: Behandlung gruppeninterner Finanzierungen (E-LiqV: Art. 17r, Anhang 4 Abs. 7, Anhang 5 

Abs. 11) 

 

Der Entwurf der Liquiditätsverordnung sieht vor, dass alle konzerninternen Forderungen einen RSF-Faktor 

von 100% und alle konzerninternen Verbindlichkeiten einen ASF-Faktor von 0% erhalten.  

 

Aus nachstehenden Gründen lehnt die CS die in der E-LiqV vorgesehene asymmetrische Behandlung von 

gruppeninternen Finanzierungen entschieden ab: 

 

• Die vorgeschlagene Behandlung weicht fundamental von der in der EU vorgeschriebenen Behandlung 

von gruppeninternen Finanzierungen ab. CRR II postuliert, dass gruppeninterne Finanzierungen gleich zu 

behandeln sind wie Transaktionen mit Drittparteien und Artikel 428h gibt den Regulatoren sogar die 

Kompetenz höhere ASF-Faktoren bzw. tiefere RSF-Faktoren anzuwenden, sofern definierte 

Voraussetzungen erfüllt sind. Unter anderem hat ein Regulator somit die Möglichkeit bestehende 

Asymmetrien – welche auch in den Faktoren für Transaktionen mit Drittparteien enthalten sind – zu 

eliminieren.  

 

• Die NSFR-Bestimmungen des Basler Ausschusses beinhalten keine spezifischen Vorschriften bezüglich 

der Behandlung gruppeninterner Finanzierungen. Hingegen wird im Artikel 50 der Basler Vorschriften 

definiert, dass die NSFR-Vorschriften nicht nur für die konsolidierte Gruppe anwendbar sind, sondern 

auch für Untergesellschaften der Gruppe angewendet werden können. Unseres Erachtens sind deshalb 

die Bestimmungen des Basler Ausschusses auch auf Einzelinstituts-Ebene und somit auch für 

gruppeninterne Finanzierungen anwendbar. Aus diesem Grund stellt die vorgeschlagene Behandlung von 
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gruppeninternen Finanzierungen eine wesentliche Abweichung zu den Vorgaben des Basler Ausschusses 

dar und entspricht somit auch nicht der erklärten Absicht des Bundesrates, den Basler Standard 

umzusetzen, d.h. keinen „Swiss Finish“ zu schaffen (Ziffer 1.2.1 des Erläuterungsberichts zur Änderung 

der Liquiditätsverordnung).  

 

• Im Weiteren sind wir der Meinung, dass die vorgeschlagene asymmetrische Behandlung auch jeglicher 

Grundlage entbehrt. Sie ist weder von rechtlichen noch von ökonomischen Gesichtspunkten her geboten, 

weil auch interne Finanzierungen nach dem „Arm’s-Length“ Prinzip abgeschlossen werden.  

 

• Die vorgeschlagene Behandlung von gruppeninternen Finanzierungen würde zudem auch die vom 

Bundesrat verabschiedeten „TBTF“- Vorschriften gefährden, weil das „Single Point of Entry“ (SPoE) 

Konzept nur ökonomisch Sinn macht, wenn auch die gruppeninternen Bail-in Bonds, welche von den 

operativen Einheiten an die Holdinggesellschaften emittiert werden, im NSFR stabiles Funding 

generieren können.  

 

• Im weiteren würde die vorgeschlagene asymmetrische Behandlung nicht nur das zentralisierte 

Finanzierungs-Modell (“Central Treasury Model”) der CS obsolet machen, sondern es würden auch 

signifikante zusätzliche Finanzierungs- und damit verbundene Kapitalkosten entstehen und zwar sowohl 

auf Stufe der Holdinggesellschaft als auch auf Stufe der operativen Töchter:  

 

1.) Zusätzliche Finanzierungskosten: Weil gruppeninterne Finanzierungsinstrumente de facto wertlos 

sind in Bezug auf die Erfüllung der NSFR-Bestimmungen, würden die nicht operative Holdinggesellschaft 

sowie die operativen Töchter gezwungen sein zusätzliche verlustabsorbierende Mittel (Bail-in Bonds) 

aufzunehmen und zwar direkt am Kapitalmarkt. Dies würde zu signifikanten zusätzlichen 

Finanzierungskosten führen.  

 

Das folgende Beispiel soll dies illustrieren: 

Eine Konzernobergesellschaft, in unserem Fall CS Group AG, emittiert am Kapitalmarkt Bail-in Bonds im 

Betrag von CHF 100. Die Konzernobergesellschaft gibt dann diesen Betrag an ihre regulierte 

Tochtergesellschaft weiter, in unserem Fall CS AG (mit einer festen Laufzeit von drei Jahren). Die 

Tochtergesellschaft ihrerseits gibt dann den Betrag von CHF 100 weiter an ihre eigene regulierte 

Tochtergesellschaft, in unserem Fall CS Schweiz AG (ebenfalls mit einer festen Laufzeit von drei Jahren). 

Die vorgeschlagene asymmetrische Behandlung von gruppeninternen Finanzierungen würde nun 

verlangen, dass CS AG (auf Basis Einzelinstitut) für die von CS Group AG erhaltenen CHF 100 einen 

ASF-Faktor von 0% anwendet. Umgekehrt muss CS AG einen RSF-Faktor von 100% für das Darlehen 

an CS Schweiz AG ansetzen. Die CS Schweiz AG ihrerseits muss wiederum einen ASF-Faktor von 0% 

anwenden für die erhaltene langfristige Finanzierung. 

 

2.) Zusätzliche Kapitalkosten: Die Emittierung zusätzlicher verlustabsorbierender Mittel (siehe 1.) würde 

auch die Bilanz der betroffenen Einheiten aufblähen, dadurch zusätzliches „Leverage Exposure“ 

generieren und als Konsequenz zusätzliche Kapitalerfordernisse bzw. zusätzliche Kapitalkosten 

verursachen. 

 

Diese zusätzlichen Kosten würden einen signifikanten Wettbewerbsnachteil für grosse Schweizer Banken 

bedeuten, und zwar sowohl im Schweizer Markt (weil kleinere Banken von den vorgeschlagenen 

Bestimmungen nicht betroffen sind) wie auch im internationalen Vergleich (durch die höheren 

Finanzierungs- und Kapitalkosten).  

 

Aus obigen Gründen beantragen wir mit Nachdruck, dass die Liquiditätsverordnung – im Einklang mit den 

internationalen Standards und der Regelung in der EU – für gruppeninterne Finanzierungen dieselben ASF- 
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und RSF-Faktoren vorschreibt wie für Transaktionen mit Drittparteien. Zusätzlich beantragen wir, dass der 

FINMA die Kompetenz übertragen wird, höhere ASF-Faktoren bzw. tiefere RSF-Faktoren festzulegen, wenn 

ganz bestimmte Voraussetzungen erfüllt sind (analog den Bestimmungen in der EU).  

 

Schliesslich möchten wir auch zum Ausdruck bringen, dass wir es entschieden ablehnen, dass der FINMA, in 

einem so wichtigen Bereich der NSFR Regulierung, die uneingeschränkte Kompetenz übertragen wird ohne 

gleichzeitige Festlegung von Leitkriterien. Eine derartige Regelung führt unweigerlich zu Rechtsunsicherheit.  

 

 

4. NSFR: Einlage über 1.5 Mio. CHF (E-LiqV: Anhang 4 Abs. 4.1) 

 

Einlagen von Privatkunden und KMUs welche 1.5 Mio. CHF übersteigen und eine Laufzeit von weniger als 

einem Jahr haben erhalten gemäss der E-LiqV einen ASF-Faktor von lediglich 75% (im Gegensatz zu den 

90% in den Basler Standards). Der vorgeschlagene ASF-Faktor von 75% weicht signifikant von den Basler 

Standards ab, obwohl diese in diesem Bereich keinen expliziten nationalen Ermessenspielraum vorsehen.  

 

Auch die im Erläuterungsbericht zur Änderung der Liquiditätsverordnung angegebene Begründung, dass ein 

niedrigerer ASF-Faktor angewendet werden soll weil Einlagen von wohlhabenden Kunden in einem Stress-

Szenario weniger stabil sind, ist unseres Erachtens nicht stichhaltig: Im Gegensatz zur LCR ist die NSFR 

nicht auf das Verhalten des Kunden während eines Liquiditätsstresses ausgerichtet, sondern wird für das 

langfristige Verhalten während eines Jahres kalibriert. Demzufolge beantragen wir, dass die Behandlung von 

Einlagen von Privatkunden und KMUs von über 1.5 Mio. CHF mit einer Laufzeit von weniger als einem Jahr 

den Basler Standards angeglichen wird (90% ASF-Faktor). 

 

 

5. LCR: Klassifikation von Kredit- und Liquiditätsfazilitäten (E-LiqR : Rz 278.2 und Rz 278.5) 
 

Die FINMA verlangt die sofortige Umsetzung des vorgeschlagenen Entwurfes für Übernahmefazilitäten von 

den Schweizer Banken. Wir befürchten in diesem Zusammenhang einen Wettbewerbsnachteil, da wir uns 

nicht bewusst sind, dass andere Regulatoren entsprechende Vorschriften publiziert haben. Aus diesem 

Grund beantragen wir, dass die FINMA erst dann eine andere Klassifizierung von Kredit- und 

Liquiditätsfazilitäten fordert, wenn andere Regulatoren (wie z.B. die FED oder die EBA) auch entsprechende 

Vorschriften publiziert haben. 

 

Unabhängig von den oben genannten „Level Playing Field“-Bedenken empfehlen wir dringend, dass die 

FINMA die vorgeschlagenen Leitlinien in folgenden Bereichen anpasst: 

 

1) Im Entwurf des Liquiditätsrundschreibens gelten die Konditionen von Rz 278.2 nur für 

Übernahmefazilitäten. Unserer Meinung nach wäre es konzeptionell jedoch angebracht, wenn die 

gleichen Konditionen ebenfalls für Neufinanzierungsfazilitäten gelten würden, falls die entsprechende 

Kapitalmarkttransaktion auch eine Genehmigung der Aktionäre erfordert.  

 

2) Wie bereits in der Nationalen Arbeitsgruppe für Liquidität erwähnt, sind aus unserer Sicht die 

offensichtlichen Bedenken der FINMA, dass die Banken die Klassifizierungskriterien missbrauchen 

könnten, aufgrund ökonomischer Überlegungen nicht angebracht. 

 

Eine Bank hat ein starkes kommerzielles Interesse, für die Finanzierung einer Akquisition eine separate 

Fazilität abzuschliessen und dieses Interesse überwiegt die entsprechenden regulatorischen Liquiditäts- 

und Kapitalkosten für solche Fazilitäten. Die folgenden Beispiele sollen einige dieser kommerziellen 

Interessen illustrieren: Es besteht das Potenzial für solche Nischenprodukte eine höhere Rendite zu 
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erzielen, es besteht die Möglichkeit das Transaktionsrisiko besser zu kontrollieren durch die Auferlegung 

von „conditions precedent“ sowie durch Auferlegung von Beschränkungen während der Laufzeit der 

Fazilität weitere M&A Transaktionen zu tätigen. Derartige Möglichkeiten hat eine Bank bei allgemeinen 

Fazilitäten für Betriebskapital nicht. 

 

Aus diesen Gründen und auch weil zu erwarten ist, dass Rz 278.5 in der Praxis schwer umzusetzen (und zu 

prüfen) sein wird, beantragen wir die Streichung dieser Randziffer.  

 

Sollte die FINMA mit der Streichung von Rz 278.5 nicht einverstanden sein, empfehlen wir die Rz 278.5 wie 

folgt zu ergänzen: 

 

„… sobald folgenden Konditionen kumulativ erfüllt sind: 

 

a. Die in Rz 278.2 beschriebenen Konditionen sind erfüllt, und 

b. Die Akquisition, welche durch eine Kapitalmarkttransaktion finanziert werden soll, konkret geplant ist 

(z.B. erkennbar durch ein Absichtserklärung), die berichtende Bank in der Finanzierung für die 

geplanten Akquisition beteiligt ist und mit dem Kunden für die geplante Transaktion keine spezielle 

Übernahmefazilität vereinbart wurde. 

 

Falls die Bank eine spezielle Übernamefazilität für die geplante Transaktion vereinbart hat, der Betrag dieser 

Übernahmefazilität jedoch kleiner ist als der vertraglich vereinbarte Finanzierungsbetrag der Transaktion, 

muss ein allfälliger Überschussbetrag (auch) als Liquiditätsfazilität berücksichtigt werden.“ 

 

 

6. NSFR: Behandlung von Bail-in Bonds (E-LiqV: Art. 17l, Anhang 4, Abs. 1.1 und 1.2) 

 

Während die Behandlung von Kapitalinstrumenten (CET1, Additional Tier 1 und Tier 2) im Anhang zum 

Verordnungsentwurf geregelt ist, gibt es bezüglich Bail-in Bonds keine spezifische Regelung. In Anbetracht 

der grossen Bedeutung von Bail-in Bonds möchten wir deshalb anregen, dass die Behandlung von Bail-in 

Bonds auch explizit geregelt wird, d.h. dass festgelegt wird, dass allfällige Optionen zum Rückkauf dieser 

Instrumente in der Bestimmung der Restlaufzeit nicht zu berücksichtigen sind. Diese Behandlung würde den 

Draft FED NSFR-Regeln entsprechen.  

 

 

7. NSFR: Behandlung von Eventualverpflichtungen (E-LiqV: Anhang 5 Abs. 10.1 und 10.2) 

 

Eventualverpflichtungen aus handelsfinanzierungsbezogenen Garantien, Akkreditiven usw. verlangen je nach 

Fälligkeit des Instruments einen RSF-Faktor von 5%, 10% oder 15%.  

 

Wir betrachten eine derartige Behandlung als zu streng. Gemäss den Draft FED NSFR-Regeln gibt es keine 

RSF-Anforderung für diese Arten von Eventualverbindlichkeiten, und Finanzinstitute, welche von der EBA 

reguliert werden, müssen diese RSF-Faktoren nur für handelsfinanzierungsbezogenen Garantien anwenden.  

 

Die Begrenzung des Geltungsbereichs auf handelsfinanzierungsbezogene Garantien ist auch aufgrund 

konzeptioneller Überlegungen angebracht, da nur bei diesen Instrumenten eine Auszahlung gemacht werden 

muss ohne dass ein Ausfall der garantierten Partei vorliegt. Im Gegensatz dazu haben die nicht 

handelsfinanzierungsbezogenen Garantien generell ein sehr geringes Abflussverhältnis (beobachtete 

Nettomittelabflüsse im Vergleich zu den ausstehenden Volumina). Aus diesem Grund ist aus unserer Sicht 
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eine RSF-Belastung auf nicht handelsfinanzierungsbezogenen Garantien nur dann begründbar, wenn die 

RSF-Belastung auf den beobachteten Netto-Abflüssen beruht.  

 

Wie bereit während den Sitzungen der Nationalen Arbeitsgruppe angesprochen, sollten Banken auch die 

Option haben (analog zur LCR) ihre Finanzierungsanforderungen für diese Art von Eventualverbindlichkeiten 

auf der Basis des Nettomittelabflusses der letzten 12 Monate zu berechnen. Die Bemerkung im erläuternden 

Bericht zur Änderung der Liquiditätsverordnung, dass auf diesen Ansatz im NSFR Kontext verzichtet wird, ist 

nicht zufriedenstellend. Wir sind der Ansicht, dass transparente, historische Daten eine viel bessere 

Grundlage bilden um potentiellen Finanzierungerfordernisse von Eventualverbindlichkeiten vorauszusagen als 

die vorgeschlagenen Prozentsätze. Dies insbesondere auch deshalb, weil auch der NSFR-Bericht von der 

EBA vom 15. Dezember 2015 keinen empirischen Beweis liefert in Bezug auf die Angemessenheit der 

angewendeten Prozentsätze.  

 

Unsere Ansicht wird auch von der „Australian Prudential Regulation Authority“ (APRA) geteilt, welche 

vorsieht, dass die Finanzierungsanforderungen für Garantien auf der Grundlage der tatsächlichen 

Nettomittelabflüsse (auf dem letzten 12-Monats-Zeitraum) zu ermitteln sind.  

 

 

8. LCR/NSFR Unterscheidung von „eigenen“ und „fremden“ Stiftungen (E-LiqR: Rz 238 und Rz 

381) 

 

Die in Rz 238 (LCR) und Rz 381 (NSFR) geforderte Unterscheidung zwischen "eigenen" und "fremden" 

Stiftungen macht konzeptionell wie auch rechtlich keinen Sinn, weshalb wir die Streichung dieser Randziffern 

des Liquiditätsrundschreibens beantragen.  

 

 

9. NSFR: Voneinander abhängige Verbindlichkeiten und Forderungen (E-LiqV: Art. 17p) 

 

Das Konzept der voneinander abhängigen Forderungen und Verbindlichkeiten ist ein sehr wichtiger Aspekt 

der NSFR, weil es dazu beiträgt die regulatorischen Erfordernisse besser den ökonomischen 

Refinanzierungsrisiken anzugleichen. Die von der FINMA definierten Konditionen erachten wir als zu restriktiv 

und wir bitten um Prüfung ob die Behandlung von gegenseitigen abhängigen Forderungen und 

Verbindlichkeiten an die Regulierung der Europäischen Union angepasst werden kann (vgl. CRR II, Art. 

248f). 
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Wir sind der festen Überzeugung, dass die Liquiditätsverordnung und das Rundschreiben "Liquiditätsrisiken - 

Banken" durch die von uns vorgeschlagenen Verfeinerungen entschieden verbessert würden, weil dadurch 

das wirtschaftliche Liquiditäts- bzw. das Finanzierungsrisiko von Finanzinstituten besser widerspiegelt würde. 

 

Die CS bedankt sich beim Eidgenössischen Finanzdepartement und der FINMA für die Berücksichtigung 

unserer Bedenken und vorgeschlagenen Verbesserungen bezüglich dieser Thematik. Wir freuen uns auf die 

weitere Zusammenarbeit in diesem sehr wichtigen Bereich der Bankenregulierung. 

 

Bei allfälligen Fragen stehen wir Ihnen selbstverständlich gerne zur Verfügung. 

 

 

Freundliche Grüsse 

 

Credit Suisse AG 

 

 

 

 

 

 

 

David Wong      Robert Arbuthnott 

Managing Director     Managing Director 

Head of Treasury      Head of Group Finance 

 

 

cc: KPMG AG, Mirko Liberto 
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Net Stable Funding Ratio (NSFR) / Liquidity Coverage Ratio (LCR) 
Vernehmlassung zur Änderung der Liquiditätsverordnung (LiqV)  
 
Sehr geehrter Herr Dorner 
Sehr geehrter Herr Genovese-Frech 
 
Am 10. Januar 2017 eröffnete das Eidgenössische Finanzdepartement (EFD) die Vernehmlassung 
über die Neueinführung und Änderung von Liquiditätsvorschriften für Banken, im Besonderen die 
Umsetzung der Finanzierungsquote (NSFR). Wir bedanken uns für die Gelegenheit, Ihnen unsere 
Position und unsere Überlegungen darzulegen. Wir verzichten auf eine detaillierte Beurteilung der 
einzelnen Verordnungsartikel und verweisen dafür auf die Stellungnahme der Schweizerischen 
Bankiervereinigun (SBVg), die wir als Dachverband der Schweizer Wirtschaft unterstützen.  
 
Es ist sehr zu begrüssen, dass die besonders betroffenen Kreise in die Vorarbeiten zur LiqV 
einbezogen wurden und so ihre Meinung einbringen konnten. Der jetzt vorliegende Entwurf der LiqV 
folgt zwar in grossen Teilen dem Basler Standard. Aus gesamtwirtschaftlicher Perspektive sind 
dennoch fünf Problemfelder auszumachen, welche die folgenden Anpassungen erfordern:  
 
 
1 Implementierung ist zu verschieben 
 
Die Schweiz hat ein grundlegendes Interesse an einem stabilen Finanzplatz. Aus diesem Grund 
unterstützte economiesuisse die Verschärfung der Eigenkapitalanforderungen im Rahmen der Too-big-
to-fail-Regulierung, die bereits beschlossen wurde, bevor die internationale Entwicklung feststand. Der 
Grund für die frühzeitige und konsequente Umsetzung der TBTF-Regulierung bestand darin, dass 
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akuter Handlungsbedarf bestand und die Voraussetzungen dafür geschaffen werden mussten, dass 
auch systemrelevante Banken im Krisenfall Konkurs gehen können.  
 
Bei der Liquiditätsverordnung hingegen fehlt diese Dringlichkeit. Wie im erläuternden Bericht 
festgehalten wird, erreichte die überwiegende Mehrheit der Schweizer Banken im Juni 2016 bereits 
eine NSFR von über 100%. Es besteht also keine Eile, die nun im Entwurf vorliegende, aber noch nicht 
in allen Teilen ausgereifte Liquiditätsverordnung auf den 1.Januar 2018 in Kraft zu setzen. Im 
Gegenteil: Da die NSFR-Bestimmungen in der Europäischen Union voraussichtlich nicht vor 2021 
umgesetzt werden, ist es zum heutigen Zeitpunkt unsicher, welcher Grad der Implementierung im 
Ausland gewählt wird. Da der Basler Ausschuss für Bankenaufsicht (BCBS) partiell explizit nationale 
Ermessenspielräume vorsieht, besteht die Gefahr, dass die Schweiz im Gegensatz zum Ausland eine 
deutlich restriktivere Umsetzung beschliesst. Damit besteht ein grosses Risiko von erheblichen 
Wettbewerbsnachteilen für den Schweizer Finanzplatz, welche auch negative Auswirkungen auf den 
Werkplatz mit sich bringen würden. Dies ist zwingend zu vermeiden. Die Liquiditätsverordnung 
sollte entsprechend nicht schon auf den 1. Januar 2018, sondern parallel zur Implementierung 
in Europa in Kraft gesetzt werden. 
 
 
2 Interne und externe Finanzierungen sind gleich zu behandeln 
 
Die Grossbanken haben aufgrund der Too-big-to-fail-Regulierung ihre für die Schweiz 
systemrelevanten Funktionen in eine separate Schweizer Tochter ausgegliedert, damit dieser Teil des 
Schweizer Geschäfts auch im extremen Krisenfall weitergeführt werden kann. Aufgrund des hohen 
Anteils an Kundengeldern zur Finanzierung des Schweizer Geschäftes weist diese Tochter einen 
Überschuss an langfristiger Finanzierung aus, bzw. eine NSFR von weit über 100%.  
 
Die LiqV sieht nun vor, dass sämtliche gruppeninternen Ausleihungen nicht als langfristige 
Finanzierung anerkannt werden. Wenn nun jedes Einzelinstitut im Konzern separat die NSFR-
Bedingungen erfüllen muss, führt dies zwangsläufig dazu, dass auf Gruppenebene eine überschüssige 
Finanzierung entsteht, bzw. eine NSFR von deutlich über 100% resultiert. Die dadurch entstehenden 
Kosten werden bei einem normalisierten Zinsumfeld sehr hoch ausfallen. Die Schweizer Bank würde 
gegenüber der ausländischen Konkurrenz stark benachteiligt. Im Übrigen findet sich im Basler Text 
keine Unterscheidung hinsichtlich der Behandlung interner und externer Finanzierungen. 
 
Wenn die gruppeninterne Finanzierung dahingehend geregelt würde, dass langfristige interne 
Ausleihungen nicht als langfristige Finanzierung anerkannt werden würden, entstünden zwei 
unerwünschte und volkswirtschaftlich problematische Anreize.  
 

- Erstens müsste sich die Bank überlegen, die zusätzlichen Finanzierungskosten zu vermeiden, 
indem sie ihre vom Gesetzgeber und Regulator erwünschten Strukturen wieder anpasst. Die 
LiqV würde so in die Struktur der Bank eingreifen, was Sinn und Geist des TBTF-Gesetzes 
widerspricht.  

 
- Zweitens wird die Bank versuchen, das Sinken der Nettozinsmarge abzudämpfen, indem sie 

nach Möglichkeit ihre Kosten auf die Kunden überwälzt. Besonders betroffen wären in diesem 
Fall die Unternehmen, die ohnehin schon unter Druck sind: So sind seit 2013 die Kredite an 
das verarbeitende Gewerbe um 20% gesunken. Es ist daran zu erinnern, dass systemrelevante 
Banken bei der Firmenfinanzierung in der Schweiz oftmals die Funktion des Syndikatsführers 
übernehmen. Unvorteilhaftere Konditionen bei der Unternehmensfinanzierung würden den 
Werkplatz Schweiz empfindlich treffen. Zwar treten auch ausländische Grossbanken als 
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Syndikatsführer auf, doch hat es sich gerade während der Finanzmarktkrise gezeigt, dass sich 
diese auch relativ rasch wieder aus dem Geschäft zurückziehen können.   

 
Die volkswirtschaftlichen Kosten der LiqV wären damit sehr viel höher, als in der 
Regulierungsfolgeabschätzung argumentiert wird. Dort werden Schätzungen von Studien zitiert, welche 
von einer Implementierung der Basel Standards ohne diese Verschärfung ausgehen, d.h. dass die 
interne und externe Finanzierung gleichbehandelt wird.  
 
Die LiqV darf keine falschen Anreize setzen und muss entsprechend korrigiert werden: In Anlehnung 
an den Basler Standard und die Regelung in der EU ist die gruppeninterne Finanzierung gleich 
wie die externe Finanzierung zu behandeln. 
 
 
3 Bail-in-Bonds im Rahmen der LiqV regulatorischem Kapital gleichsetzen 
 
Wir bitten Sie klarzustellen, dass TLAC und dessen interne Weitergabe gleich wie regulatorisches 
Kapital behandelt wird. Eine Ungleichbehandlung wäre ökonomisch nicht zu rechtfertigen und würde 
der TBTF-Regulierung zuwiderlaufen.  
 
 
4 Keine Verschärfung des Basler Standards bei Privatkundengeldern 
 
Der Basler Standard behandelt Sicht- und Termineinlagen von Privatkunden mit einem ASF-Faktor 
(Available Stable Funding) von mindestens 90 Prozent. Die Schweizer Umsetzung sieht nun vor, dass 
bei Einlagen grösser als 1.5 Mio. Franken ein tieferer ASF-Faktor von 75% zu Anwendung kommen 
soll. Eine solche Unterscheidung ist künstlich, arbiträr und überzeugt nicht. Die Aufgabe der NSFR ist 
es, die langfristige Finanzierungsstruktur sicher zu stellen. Stresstests für kurzfristige 
Liquiditätsschocks sind hingegen Teil der bereits eingeführten Liquiditätsquote (Liquidity Coverage 
Ratio, LCR). Bei Sicht- und Termineinlagen von Privatkunden sollte - in Konformität mit dem 
Basler Standard (der in diesem Bereich im Übrigen keinen nationalen Ermessensspielraum 
vorsieht) auf die spezielle Behandlung von Guthaben über 1.5 Mio. verzichtet werden.  
 
 
5 Regulierungsfolgenabschätzung sollte ergänzt und vertieft werden 
 
Die Regulierungsfolgenabschätzung (RFA) stützt sich erstens auf eine Momentaufnahme des 
Schweizer Bankensystems 2016 und zweitens auf internationale Studien. Die Studie von Junge & 
Kugler (2013), welche sich auf die Schweiz bezieht, untersucht lediglich die Folgen höherer 
Eigenkapitalvorschriften und klammert die Folgen höherer Liquiditätsanforderungen aus.1 Diese 
Vorgehensweise bringt es mit sich, dass die RFA unvollständig ist und wesentliche Fragen nicht 
beantwortet:  
 
In der RFA fehlt der Hinweis, dass zusätzliche überjährige Finanzierung einen abnehmenden 
Grenznutzen für die Systemstabilität aufweist, während die Kosten mehr oder weniger linear ansteigen. 
Bei einer hohen Eigenkapitaldecke wie sie in der Schweiz gefordert ist, führt zusätzliche überjährige 
Finanzierung kaum mehr zu einer Verbesserung der Systemstabilität.2 Sollte also an einer 
 
 
 

1 Junge, G., & Kugler, P. (2013). Quantifying the impact of higher capital requirements on the 
Swiss economy. Swiss Journal of Economics and Statistics, S. 313-356. 

2 Siehe Bank For International Settlements, Basel Committee on Banking Supervision (2010), 
An assessment of the long-term economic impact of stronger capital and liquidity 
requirements, Seite 29. 
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Ungleichbehandlung von externer und interner Finanzierung festgehalten werden, müsste zwingend 
eine fundierte RFA durchgeführt werden, die aufzeigt, welche Nettokosten für die Schweiz aus den 
höheren NSFR-Anforderungen entstehen. Dabei müssten die Auswirkungen auf die Kreditvergabe an 
Unternehmen besonders sorgfältig untersucht werden.  
 
Die aktuelle Zinssituation ist historisch einmalig. Banken und Private halten viel Liquidität aufgrund 
mangelnder Investitionsmöglichkeiten. Die RFA sollte sich nicht auf diesen Ausnahmezustand 
beschränken, sondern aufzeigen, mit welchen Kosten die LiqV umgesetzt wird, sollten sich die Zinsen 
normalisieren. Dazu wäre eine Simulation notwendig, welche die Anforderungen an die Schweizer 
Banken bei unterschiedlichen Zinsniveaus aufzeigt.  
 
Die RFA sollte entsprechend ergänzt und vertieft werden.  
 
Wir bedanken uns für die Berücksichtigung unserer Anliegen.  
 
Freundliche Grüsse 
economiesuisse 
 
 

  
Prof. Dr. Rudolf Minsch 
stv. Vorsitzender der Geschäftsleitung / 
Chefökonom 

Erich Herzog 
Stv. Leiter Wettbewerb & Regulatorisches 
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Eidgenössische Finanzmarktaufsicht 
Herr Tim Genovese-Frech 
Laupenstrasse 27 
3003 Bern 
 
 
 
Zürich, 7. April 2017 
 
 
Betreff: Anhörung Teilrevision des Rundschreibens 2015/2 „Liquiditätsrisiken Banken“ 
 
 
Sehr geehrter Herr Genovese-Frech 
 
Für die Zustellung der Unterlagen im Zusammenhang mit der eingangs erwähnten Anhörung 
danken wir Ihnen bestens. Die Kommission für Bankenprüfung von EXPERTsuisse hat die 
Anhörungsvorlage eingehend studiert. Unsere Hinweise und Bemerkungen haben wir in der 
Beilage zusammengefasst. 
 
Für Fragen stehen Ihnen die Unterzeichnenden gerne zur Verfügung. 
 
 
Freundliche Grüsse 
EXPERTsuisse 
 

 

Dr. Thorsten Kleibold   Rolf Walker 
Mitglied der Geschäftsleitung  Präsident der Kommission 
     für Bankenprüfung 

Thorsten Kleibold 
Tel. +41 58 206 05 05 
Thorsten.Kleibold@expertsuisse.ch 



Anhörung Teilrevision FINMA-RS 2015/2 Liquiditätsrisiken Banken 
Beilage zum Brief vom 7. April 2017 
 

1 
 

 

 

Rz Entwurf FINMA-RS 2015/2 Anpassungsvorschläge Begründungen / Bemerkungen 
7 Das Organ für die Oberleitung, Aufsicht und Kontrolle, nachfolgend 

„Oberleitungsorgan“, und die Geschäftsleitung einer 
Gruppengesellschaft oder diejenigen der einer zentralen 
Organisation angeschlossenen Bank sind dafür verantwortlich, dass 
die Muttergesellschaft bzw. die zentrale Organisation die 
Anforderungen an das qualitative Liquiditätsrisikomanagement für 
die Gruppengesellschaft oder an dasjenige eines einer zentralen 
Organisation angeschlossenen Instituts wahrnimmt. 

 Eine Präzisierung zu den Anforderungen bezüglich der 
Verantwortungsübernahme fehlt. Im Erläuterungsbericht zum 
FINMA-RS 2013/6 Liquidität Banken vom 28.08.2012 (Kap. 2 
Anwendungsbereich) hat die FINMA zusätzliche Voraussetzungen 
definiert, welche im vorliegenden Rundschreiben nicht enthalten 
sind. Falls diese Voraussetzung weiterhin gültig ist, sollte sie im 
Rundschreiben aufgeführt werden: 
„Voraussetzung hierzu ist, dass auf vertraglicher und/oder 
statutarischer Weise sichergestellt ist, dass die konkreten 
Leistungsbeziehungen zwischen Konzernobergesellschaft und 
Gruppengesellschaft, beispielsweise im Rahmen eines 
Service Level Agreement, festgelegt sind und dass die 
Konzernobergesellschaft jederzeit über alle relevanten 
Informationen und Unterlagen zur Beurteilung der 
Liquiditätsposition der Gruppengesellschaft auf Stufe Einzelinstitut 
verfügt.“ 

26 ….und überprüft die Angemessenheit sowie die operationelle 
Bereitschaft regelmässig, mindestens aber jährlich 

…und überprüft die Angemessenheit sowie die operationelle 
Bereitschaft der entsprechenden Vorgaben regelmässig, 
mindestens aber jährlich. 

Präzisierung zum besseren Verständnis. 

29 Banken bestimmen die Ausgestaltung oder den Verzicht ihrer 
Umsetzung der Zuordnung der Liquiditätskosten auf die 
Geschäftsaktivitäten basierend auf dem Proportionalitätsprinzip 
(Rz 8). Der Entscheid ist nachvollziehbar zu begründen und zu 
dokumentieren. 

Kleine Banken im Sinne der Rz 8.1 sind von der 
Umsetzung der Rz 27 und 28 befreit. Die anderen Banken 
bestimmen die Ausgestaltung oder den Verzicht ihrer Umsetzung 
der Zuordnung der Liquiditätskosten auf die Geschäftsaktivitäten 
basierend auf dem Proportionalitätsprinzip (Rz 8). Der Entscheid 
ist nachvollziehbar zu begründen und zu dokumentieren. 

Diese Rz wird oft so verstanden, dass für kleine Banken eine 
generelle Befreiung gilt. Dies wird mit dieser Ergänzung klargestellt.  
 
 

45 Eine Bank, für die ein bedeutender Teil der Vermögenswerte oder 
Verbindlichkeiten auf fremde Währungen lautet und gleichzeitig 
bedeutende Währungsinkongruenzen oder Laufzeitinkongruenzen 
zwischen den jeweiligen Fremdwährungsaktiva und -passiva 
bestehen, implementiert zur Sicherstellung ihrer 
Zahlungsverpflichtungen angemessene Verfahren zur Steuerung der 
Fremdwährungsliquidität in den wesentlichen Währungen.  

Eine Bank, für die ein bedeutender Teil der Vermögenswerte oder 
Verbindlichkeiten auf fremde Währungen lautet und gleichzeitig 
bedeutende Währungsinkongruenzen oder Laufzeitinkongruenzen 
zwischen den jeweiligen Fremdwährungsaktiva und -passiva 
bestehen, implementiert zur Sicherstellung ihrer 
Zahlungsverpflichtungen angemessene Verfahren zur Steuerung der 
Fremdwährungsliquidität in den wesentlichen Währungen. Die 
Wesentlichkeit bemisst sich nach Rz 325. 

Unter Rz 325 wurde für die LCR in Fremdwährungen, die 
Wesentlichkeit einer Währung definiert, auf die verwiesen werden 
sollte. 

89.1 Wird die LCR gemäss Abschlusstagprinzip berechnet, muss die 
Bank die wesentlichen Unterschiede zur LCR gemäss 
Erfüllungstagprinzip erklären können. 

 Es ist nicht vollständig klar, in welchem Zusammenhang diese 
Anforderung unter der Rubrik „Stresstesting“ steht. Gemäss 
Erläuterungsbericht Seiten 16 f. lässt man den Banken weiterhin die 
Anwendung des Abschluss- oder Erfüllungstagprinzips zu, obwohl 
die Anwendung des Erfüllungstagprinzips zu aussagekräftigeren 
Resultaten führt. Nach unserem Verständnis wendet der grösste 
Teil der Banken die Verbuchung nach dem Abschlusstagprinzip an 
und ist damit von dieser Bestimmung betroffen. Die Einordnung 
der Bestimmung sollte überprüft und damit geklärt werden, ob 
daraus eine Anforderung beschränkt auf das Stresstesting 
resultieren soll oder eine allgemeine Erklärung der wesentlichen 
Auswirkungen erwartet wird. 

160 Eine Bank schliesst Wertpapiere aus ihrem Bestand an HQLA aus, 
wenn für diese kein breiter, tiefer und aktiver Repo-Markt besteht 
und… 

 Die Definition „kein breiter, tiefer, und aktiver Repo-Markt“ kann 
zu unterschiedlichen Interpretationen führen. Eine Präzisierung im 
Erläuterungsbericht wäre wünschenswert. 

161 …. .HQLA, die über dem Nettomittelabfluss der zu 
konsolidierenden Einheit liegen und keinen 
Transferbeschränkungen unterliegen, dürfen auf konsolidierter 
Stufe angerechnet werden. 

HQLA, die über dem Nettomittelabfluss der zu konsolidierenden 
Einheit liegen dürfen auf konsolidierter Stufe nur angerechnet 
werden falls diese keinen Transferbeschränkungen 
unterliegen. 

Der Vorschlag zur Anpassung der Formulierung soll zur besseren 
Differenzierung zum ersten Satz in Rz 161 beitragen. 

173.1 Für Finanztransaktionen, bei denen der Liquiditätszu- oder -abfluss 
in einer Fremdwährung erfolgt, in der die Bank kein 
Zentralbankkonto besitzt, erfolgt die Glattstellung dennoch gegen 

Für Finanztransaktionen, bei denen der Liquiditätszu- oder -abfluss 
in einer Fremdwährung erfolgt, in der die Bank kein 
Zentralbankkonto besitzt, erfolgt die Glattstellung dennoch gegen 

Präzisierung. 
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Rz Entwurf FINMA-RS 2015/2 Anpassungsvorschläge Begründungen / Bemerkungen 
das Zentralbankguthaben, d.h. Zeile 002 und 003 im 
Liquiditätsnachweis, unabhängig davon, ob die Bank ein 
Zentralbankkonto in der jeweiligen Währung besitzt oder nicht. 

das Zentralbankguthaben, d.h. Zeile 002 und 003 im 
Liquiditätsnachweis der jeweiligen Währung, unabhängig 
davon, ob die Bank ein Zentralbankkonto in der jeweiligen 
Währung besitzt oder nicht. 

177.2 Finanzinstrumente die aus einem Basisvertrag und einem oder 
mehreren eingebetteten Derivate(n) bestehen („strukturiertes 
Produkt“) können als Einlagen von Privatkunden behandelt 
werden, sofern sie: 

a. ausschliesslich Privatkunden zum Verkauf angeboten werden, 
und 

 Ist es ausreichend, dass die Produkte ausschliesslich an 
Privatkunden angeboten werden oder hat die Bank auch die 
Evidenz zu bringen, dass diese Produkte von Privatkunden gehalten 
werden? 
Grundsätzlich begrüssen wir die Vereinfachung stellen die Frage 
jedoch aus Konsistenzgründen.  Rz 205 weist darauf hin, dass 
Kassenobligationen an Privatkunden verkauft und in 
Privatkundendepots gehalten werden müssen, damit diese als 
Einlagen von Privatkunden behandelt werden dürfen. 

197 b. mindestens 200 Basispunkten per Annum auf die Einlage b. mindestens 200 Basispunkten per Annum pro rata temporis 
auf die Einlage. 

Wird mit dem Zusatz „per Annum“ die Berechnung pro rata 
verstanden oder handelt es sich um eine fixe Belastung (was wir 
nicht so interpretieren)? Wir empfehlen dies klarzustellen. 

245 ff. Die Behandlung von Einlagen aller anderen juristischen Personen 
gemäss Anhang 2 Ziff. 2.5 LiqV richtet sich nach dem wirtschaftlich 
Berechtigten und können als Einlagen von Nicht-Finanzinstituten 
gemäss Anhang 2 Ziff. 2.4.2 LiqV behandelt werden, wenn folgende 
Voraussetzungen erfüllt sind: 
a. … 

Die Behandlung von Einlagen aller anderen juristischen Personen 
gemäss Anhang 2 Ziff. 2.5 LiqV richtet sich nach dem wirtschaftlich 
Berechtigten und können als Einlagen von Nicht-Finanzinstituten 
gemäss Anhang 2 Ziff. 2.4.2 und 2.4.3 LiqV behandelt werden, 
wenn folgende Voraussetzungen erfüllt sind: 
a. … 

Der Verweis auf Ziff. 2.4.2 kann u.E. auch auf die Ziff. 2.4.3 LiqV 
erweitert werden. Bei verschiedenen Banken bestanden in der 
Vergangenheit Abgrenzungsfragen zwischen den anderen jur. 
Personen (inkl. Pensionskassen) in Ziff. 2.5 und die in Ziff. 2.4.3 
LiqV erwähnten Freizügigkeits-, Bank- und Anlagestiftungen. 

281.3 Titel oberhalb von Rz 281.3: 
e) Sonstige Eventualverpflichtungen zur Mittelbereitstellung wie 
Garantien, Akkreditive, widerrufbare Kredit- und 
Liquiditätsfazilitäten 
 
Rz 281.3: 
Mittelabflüsse aus verwalteten Geldmarktfonds, die mit dem Ziel 
bewirtschaftet werden, einen stabilen Wert beizubehalten (Anhang 
2 Ziff. 9.3.5 LiqV), müssen nicht erfasst werden, wenn die 
Fondsgesetzgebung in dem Land, in dem der Fonds errichtet ist und 
verwaltet wird, so ausgestaltet ist, dass eine Unterstützung durch 
die Bank über gesetzlich vorgeschriebene Mindestreserven 
ausgeschlossen wird, wenn das Vermögen mit der Constant-Net-
Asset-Value-Methode bewertet wird. 

Der Titel hat wenig gemeinsam mit dem Text in Rz 281.3 
 
Sollte der Titel nicht vor Rz 281 erfasst werden? 
 
 

Es wäre ferner hilfreich zu begründen (evtl. im Erläuterungsbericht) 
warum für widerrufbare Fazilitäten neu 5% Abflüsse zu 
berücksichtigen sind. 

294.1 Mittelzuflüsse für innerhalb von 30 Kalendertagen fällig werdende 
Kredite, die analog zu Rz 272 im Rahmen einer vertraglichen 
Vereinbarung oder Verpflichtung gewährt wurden, die Konditionen 
wie Zinssatz, Höhe und/oder Laufzeit explizit festlegt und deren 
Verlängerung durch die Bank geschäftsüblich ist, solange die 
zugrundeliegende vertragliche Vereinbarung oder Verpflichtung 
nicht fällig ist, dürfen nicht berücksichtigt werden. 

 Wir würden begrüssen, wenn z.B. im Erläuterungsbericht 
ausgeführt würde, was unter einer geschäftsüblichen 
Verlängerungen zu verstehen ist um ein einheitlichen Verständnis 
sicherzustellen. Dies könnte z.B. am Beispiel von Lombard- und 
Hypothekarkrediten aufgezeigt werden. 

297.8 Für Interbankeinlagen zwischen zwei Schweizerischen 
Gegenparteien sind Einlagen dann als nicht-operativ zu erfassen, 
wenn diese auch von der Gegenpartei als nicht-operativ erfasst 
werden. Sofern zwei Banken eine Vereinbarung treffen, dass ein 
Konto vollumfänglich genau nicht den unter Rz 214 genannten 
Dienstleistungen dient, so sind diese durch beide Gegenparteien als 
nicht-operativ zu erfassen. Wendet eine der beiden Banken ein 
internes Modell zur Unterscheidung zwischen operativen und nicht-
operativen Einlagen an, so sind diese Konten auch dann zwingend 
als nicht-operativ zu erfassen. 

 Zum letzten Satz: Kleinere Banken, welche Nostrokonti bei 
Grossbanken halten (welche ja ein internes Modell benützen) 
können also diese Einlagen zu 100% als Inflows ausweisen. Halten 
sie hingegen ein Konto bei einer Bank z.B. der Aufsichtskategorie 3, 
die kein internes Modell verwendet, könnte die kleine Bank 
eventuell schlechter gestellt sein. 

Der letzte Satz könnte unerwünschte wirtschaftliche Anreize 
auslösen. 

336 Für die Erfassung aller Positionen gilt das Abschlusstagprinzip. Aus 
Liquiditätsperspektive ist dem Erfüllungstagprinzip (Valuta) zu 
folgen. 

Für die Erfassung aller Positionen gilt das Stichtagprinzip  
Abschlusstagprinzip. Aus Liquiditätsperspektive ist dem 
Erfüllungstagprinzip (Valuta) zu folgen. [Gegebenenfalls ist hier 
noch ein Verweis auf Rz 89.1 anzubringen]. 

Gemäss Erläuterungsbericht Seiten 16f. dürfen die Banken 
weiterhin die Verbuchung nach dem Abschlusstag- oder 
Erfüllungstagprinzip anwenden. Bei Anwendung des 
Abschlusstagprinzips wird neu verlangt, dass die Abweichungen 
gegenüber dem Erfüllungstagprinzip nachgewiesen werden können 
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Rz Entwurf FINMA-RS 2015/2 Anpassungsvorschläge Begründungen / Bemerkungen 
(vgl. Rz 89.1 und unsere Bemerkungen dazu). Die vorgeschlagene 
Änderung würde dazu führen, dass die Banken zwingend auf das 
Abschlusstagprinzip umstellen müssten. Die ursprüngliche 
Formulierung ist beizubehalten, da unter dem Stichtagsprinzip die 
Erfassung sowohl unter dem Abschluss- wie auch dem 
Erfüllungstagprinzip subsumiert ist. 

351 – 354 und 
361 

Bestimmungen zu den Vereinfachungen zu Art. 14 Abs. 2 LiqV / Rz 
104 und bei der Erfassung von Derivaten. 

 Im Rundschreiben werden spezifische Bestätigungen von der 
Prüfgesellschaft verlangt, welche jährlich abzugeben sind. Diese 
Prüfungsbestätigungen scheinen unabhängig von den Vorgaben des 
FINMA-RS 2013/3 „Prüfwesen“ zu sein und sind nicht auf den im 
FINMA-RS „Prüfwesen“ vorgesehenen Prüfzyklus von 3 Jahren 
bzw. die alternierenden Prüftiefen „Prüfung bzw. kritische 
Beurteilung“ abgestimmt. Die Regelung ist zu überdenken und 
gegebenenfalls aufeinander abzustimmen. Im Übrigen müsste die 
Bestätigung nach unserer Beurteilung prospektiv jeweils vor 
Anwendung der Vereinfachung vorliegen, da bei einer 
nachträglichen Beurteilung, welche negativ ausfällt, dies 
konsequenterweise zur Anpassung der bereits erstellten Ausweise 
führen müsste.  

353 b. dass das Einzelinstitut im Falle einer Liquiditätskrise die übrigen 
Tochtergesellschaften der Finanzgruppe vollumfänglich gemäss 
ihren vertraglichen Verpflichtungen wie auch unter 
Berücksichtigung von Reputationsgründen mit Liquidität versorgen 
kann. 

b. dass sich das Einzelinstitut im Falle einer 
Liquiditätskrise vertraglich verpflichtet hat, oder aus 
Reputationsgründen verpflichtet fühlt und dies 
entsprechend dokumentiert hat, die übrigen 
Tochtergesellschaften der Finanzgruppe vollumfänglich 
mit Liquidität zu versorgen. 

Die Formulierung gemäss Entwurf des Rundschreibens verlangt 
eine in die Zukunft gerichtete Einschätzung, die nicht möglich ist. 
Es kann lediglich beurteilt werden, ob vertragliche Pflichten 
vorliegen oder das Vorgehen aus Reputationsgründen festgehalten 
(z.B. in einem VR-Protokoll) ist. Das Festlegen des Vorgehens im 
Falle von Reputationsrisiken ist alleinige Sache des Instituts und 
muss entsprechend dokumentiert sein. Die Prüfgesellschaft kann 
sich nur bei Vorliegen eines dokumentierten Entscheids zur Frage 
äussern. Die Dokumentation des Eingehens solcher Verpflichtungen 
ist auch im Zusammenhang mit Veränderungen in den zuständigen 
Organen wichtig. 

361 Eine kleine Bank muss die Zeilen 139–144 im Liquiditätsnachweis 
(zusätzliche Anforderungen für Derivatabflüsse) nicht 
berücksichtigen, wenn sie anhand qualitativer Kriterien begründet 
und nachvollziehbar darlegt, dass dort keine Abflüsse zu erwarten 
sind. Diese Analyse hat jährlich zu erfolgen und ist jeweils von der 
bankgesetzlichen Prüfgesellschaft im Rahmen der Aufsichtsprüfung 
gegenüber der FINMA zu bestätigen. 

 Wir empfehlen die anwendbaren qualitativen Kriterien zu 
umschrieben. Ferner ist nicht vollständig klar, was von der 
Prüfgesellschaft zu bestätigen ist (die jährliche Durchführung einer 
Analyse)? 

368 Verweis auf LiqV: [Art. 17i Abs. 2 + Fussnote 14]  Der Verweis auf die Fussnote ist nicht nachvollziehbar. 
369 
370 
371 

Verweis auf LiqV: [Art. 17i Abs. 5 Bst a/b/c + FAQ BCBS 4]  Der Verweis sollte auf Art. 17i Abs. 4 Bst a/b/c lauten. 

374 Verweis auf LiqV: [Art. 17j Abs. 4…]  Der Verweis sollte auf Art. 17j Abs. 5 lauten. 
401 Als voneinander abhängige Verbindlichkeiten und Forderungen 

gelten folgende Bilanzpositionen, sofern sie die Bedingungen 
gemäss Art. 17q Abs. 2 LiqV erfüllen: … 

 Der Verweis sollte auf Art. 17p Abs. 2 lauten 

402* - 405* 
i.V. mit Art. 
17p Abs. 2 

Als voneinander abhängige Verbindlichkeiten und Forderungen 
gelten folgende Bilanzpositionen, sofern sie die Bedingungen 
gemäss Art. 17p Abs. 2 LiqV erfüllen: 
 
a.  Physische Edelmetallbestände….. 
b.  Rückstellungen für Boni,… 

 Aufgrund der Einleitung in Rz 401 ist davon auszugehen, dass nur 
diese beiden Bilanzpositionen die Anforderungen für „voneinander 
abhängige Verbindlichkeiten und Forderungen“ gemäss Art. 17p 
LiqV erfüllen können. Ist diese Interpretation richtig? 
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Eidgenössisches Finanzdepartement EFD Eidgenössische Finanzmarktaufsicht FINMA 
Rechtsdienst SIF  
Herr Bruno Dorner Herr Tim Genovese-Frech 
Bundesgasse 3 Laupenstrasse 27 
CH-3003 Bern CH-3003 Bern 
rechtsdienst@sif.admin.ch tim.frech@finma.ch 

Kontakt: Dr. Jürg Gutzwiller 
T +41 31 660 44 44, F +41 31 660 15 25 
juerg.gutzwiller@holding.rba.ch 
Gümligen, 10. April 2017 
 

Änderung der Liquiditätsverordnung und Teilrevision des Rundschreibens 2015/2 «Liquiditätsri-
siken Banken»: Stellungnahme zur Vernehmlassung 

Sehr geehrter Herr Dorner 
Sehr geehrter Herr Genovese-Frech 

Wir bedanken uns für die Gelegenheit, unsere Position und Überlegungen im Rahmen der rubrizierten 
Vernehmlassung einbringen zu können. Wegen des inhaltlichen Zusammenhangs der beiden Vorlagen 
stellen wir Ihnen eine konsolidierte Stellungnahme zu. Ausdrücklich danken möchten wir Ihnen auch für 
den frühzeitigen Einbezug der Bankenvertreter und den konstruktiven Dialog im Rahmen der Nationa-
len Arbeitsgruppe Liquiditätsregulierung (NAG-Liq). 

Die von der Schweizerischen Bankiervereinigung eingereichte Stellungnahme zum gleichen Thema un-
terstützen wir. Zu einzelnen Punkten bringen wir jedoch gerne Ergänzungen an, die in der Beilage auf-
geführt sind. Über eine wohlwollende Prüfung unserer Kommentare und Anliegen würden wir uns 
freuen. Für allfällige Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

Freundliche Grüsse 
RBA-Holding AG 

 

Dr. Jürg Gutzwiller Dr. Jürg de Spindler 
 

Beilage 
Stellungnahme 
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Zusammenfassung 

 

Die Kernanliegen der RBA-Gruppe zur Änderung der E-LiqV und zur Teilrevision des FNMA RS 
15/2 betreffen die folgenden Themen: 

 Konsequente Umsetzung des Proportionalitätsprinzips: Gemäss Wortlaut der Basler 
Vereinbarung zu LCR und NSFR sind die quantitativen Mindeststandards nur für «interna-
tional tätige Banken» verbindlich. In der Schweiz sollen die Mindeststandards für alle Ban-
ken umgesetzt werden, wobei Vereinfachungen für kleine Banken der Kategorie 4 und 5 
vorgesehen sind. Im Sinne einer konsequenten Umsetzung des Proportionalitätsprinzips 
fordern wir, dass die Vereinfachungen, welche für kleine Banken gelten, ebenfalls für Ban-
ken der Kategorie 3 Anwendung finden. Kategorie-3-Banken sind daher grundsätzlich 
gleich zu behandeln wie solche der Kategorie 4 und 5, wobei die FINMA mit Blick auf die 
Kriterien der Grösse, Komplexität, Struktur und Risikoprofil im Einzelfall Verschärfungen 
verfügen kann. Damit wird verhindert, dass inlandorientierte Retailbanken der Kategorie 3, 
welche sich durch ein einfaches Geschäftsmodell und ein tiefes Risikoprofil kennzeichnen, 
mit international tätigen Grossbanken gleichgestellt werden. 

 Nationaler Ermessensspielraum: Wir fordern eine konsequentere Umsetzung des natio-
nalen Ermessensspielraums u.a. in folgenden Punkten: ASF-Faktor für Privatkundeneinla-
gen grösser CHF 1.5 Mio., RSF-Faktoren für Eventualverbindlichkeiten, Behandlung von 
durchgehandelten Kunden-Derivatgeschäften von Banken der Kategorie 3 sowie die Zu-
lassung von Corporate Bonds als HQLA der Kategorie 2B.  

 Präzisierungen und weitere Punkte: Des Weiteren beinhaltet die Stellungnahme diverse 
Präzisierungen, sowie Korrekturen und kleinere Anpassungen. Insbesondere fordern wir 
auch, dass kleine Banken von der Berichtspflicht für Beobachtungskennzahlen ausgenom-
men werden. 
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A GENERELLE BEMERKUNGEN 

 

1. Umsetzung NSFR 

Der vom Basler Ausschuss als Teil des Reformpakets Basel III festgelegte Mindeststandard NSFR zielt 
darauf ab, dass Banken ihre Aktiv- und gewisse Ausserbilanzgeschäfte dauerhaft und nachhaltig finan-
zieren. Gemäss dem Ausschuss soll der NSFR dabei ein zu starkes Abstützen auf kurzfristige Who-
lesale Finanzierungsquellen limitieren. 

Inlandorientierte Retailbanken finanzieren ihr Kundenaktivgeschäft vor allem über stabile Kundeneinla-
gen. Obwohl die Fristentransformation als Voraussetzung für die Kreditschöpfung im Kern des Bankge-
schäfts liegt, haben diese Banken in der Vergangenheit weder eine exzessive Liquiditäts-Risikotransfor-
mation betrieben, noch haben sie sich übermässig auf Wholesale Finanzierungsquellen abgestützt. Die 
vorsichtige Finanzierungspraxis vieler inlandorientierter Retailbanken drückt sich auch im hohen Erfül-
lungsgrad der NSFR-Anforderungen aus. Diesem Umstand gilt es unseres Erachtens bei der Umset-
zung der internationalen Vorgaben für kleine und mittelgrosse Retailbanken Rechnung zu tragen. 

Als positiv werten wir die folgenden, in Zusammenarbeit mit den Bankenvertretern im Rahmen der 
NAG-Liq erarbeiteten Umsetzungsvorschläge: 

- Pfandbriefdarlehen (Art. 17m Abs. 3 - 5 E-LiqV; Rz 388-391 FINMA RS 15/2): Der Pool-An-
satz zur Behandlung des Deckungsstocks für Pfandbriefdarlehen erlaubt eine praxistaugliche, 
verhältnismässige und effiziente technische Umsetzung. 

- Säule 3a- und Freizügigkeitskonten (Rz 380-384 FINMA RS 15/2): Der analog LCR anwend-
bare Look-through-Ansatz trägt der hohen Kapitalbindung dieser Vorsorgegelder und der Be-
deutung für die stabile Finanzierung des Aktivgeschäfts Rechnung. 

- Voneinander abhängige Verbindlichkeiten und Forderungen (Art. 17p E-LiqV; Rz 400-406 
FINMA RS 15/2): Die Behandlung der durchgehandelten Kunden-Derivatgeschäfte und der 
physischer Edelmetallbestände und Edelmetallkonten im Rahmen der stipulierten Bedingungen 
entspricht der ökonomischen Logik. 

- Einige zusätzliche Punkte zu interdependenten Verbindlichkeiten und Forderungen werden in 
Abschnitt B beleuchtet. 

 

2. Ex-post-Evaluation LCR 

Im Rahmen der Ex-post-Evaluation der LCR konnten im Rahmen der NAG-Liq eine Reihe von Anforde-
rungen präzisiert bzw. an die praktischen Erfordernisse und Gegebenheiten der Banken angepasst 
werden. Darunter fallen: 

- die Bedingungen für einen Rückzug von Einlagen ohne Konsequenzen für die LCR (Rz 194-
199.6 FINMA RS 15/2); 

- die Klarstellung der Behandlung von Zuflüssen unter Rahmenkreditverträgen (Rz 294-294.4 
FINMA RS 15/2); 
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- die Einführung eines Wahlrechts zwischen Standardansatz und internem Modell zur Bestim-
mung des Anteils operativer Einlagen für Banken der Kategorien 3 bis 5 (Rz 228 & 231.1; 297 
& 297.1 FINMA RS 15/2); 

- die Rückführung der Anforderungen zur HQLA-Diversifikation an die Vorgaben der Basler Rah-
menvereinbarung (Rz 166-167 FINMA RS 15/2); 

- die vereinfachte Anerkennung von im Ausland emittierten und in Fremdwährung denominierten, 
repo-fähigen HQLA (Art. 15c Abs. 5 E-LiqV). 

Wir begrüssen diese Anpassungen ebenso wie die Vereinfachungen für kleine Banken in Bezug auf die 
Einreichung des Liquiditätsnachweises auf Stufe Finanzgruppe und in Fremdwährungen, die Konsoli-
dierung unbedeutender Tochtergesellschaften sowie die Komplexitätsreduktion des Liquiditätsnachwei-
ses (Art. 14 Abs. 3 Bst c und Art. 17c Abs. 1 E-LiqV; Rz 350-363 FINMA RS 15/2). Wir fordern jedoch, 
dass diese Vereinfachungen auch mittelgrossen Banken der Kategorie 3 offenstehen. Die FINMA kann 
mit Blick auf die Kriterien der Grösse, Komplexität, Struktur und Risikoprofil im Einzelfall Verschärfun-
gen verfügen. Erleichterungen für kleine und mittlere Banken sollen im Übrigen auch bei der Erstellung 
des Finanzierungsnachweises gewährt werden (Art. 17h Abs. 3 und Art. 17q Abs. 1 E-LiqV; Rz 408-410 
FINMA RS 15/2). 

Die Umsetzung dieser Vereinfachungen trägt den Gegebenheiten kleiner und mittelgrosser Banken 
Rechnung und führt – unter der Voraussetzung der Beibehaltung der bestehenden Formularstruktur 
von Liquiditäts- und Finanzierungsnachweis – zu einer Reduktion des Aufwands für die regulatorische 
Berichterstattung.  

 

B STELLUNGNAHME ZU SPEZIFISCHEN THEMENBLÖCKEN 

 

1. Konsequente Umsetzung des Proportionalitätsprinzips 

Gemäss Wortlaut der Basler Vereinbarung zu LCR und NSFR sind diese quantitativen Mindeststan-
dards nur für «international tätige Banken» verbindlich. Konkrete Kriterien zur Definition und Abgren-
zung von «national» und «international tätigen» Banken werden nicht vorgegeben. Es ist den Mitglied-
staaten überlassen, dies sinngemäss auszulegen und die entsprechenden Anforderungen auf Banken 
anzuwenden, bspw. aus Wettbewerbsgründen. Bei der Umsetzung der Liquiditäts- und Funding-Anfor-
derungen für nicht international tätige Finanzinstitute besteht somit ein grosser nationaler Ermessens-
spielraum. 

Wir sind der Meinung, dass dieser Ermessensspielraum in der Schweiz im Rahmen der Umsetzung des 
Proportionalitätsprinzips unzureichend ausgeschöpft wird. Erleichterungen und Ausnahmen sind aktuell 
nur für «kleine Banken» der Kategorie 4 und 5 gewährt. Es ist im vorliegenden Fall weder ersichtlich 
noch sachgerecht, dass diese Vereinfachungen nicht auch mittelgrossen inlandorientierten Banken der 
Kategorie 3 offenstehen. Exemplarisch seien hier die folgenden Fälle genannt:  

- Im Zusammenhang mit der Ex-Post-Evaluation der LCR wurde eine Reihe von sinnvollen Ver-
einfachungen definiert und damit das Proportionalitätsprinzip konkretisiert. Diese Vereinfachun-
gen bezüglich der Erfüllung der Anforderungen sowie zum Nachweis der Quoten sind gemäss 
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E-LiqV jedoch den Banken der Kategorien 4 und 5 vorbehalten (Art. 14 Abs. 3 Bst c, Art. 17c 
Abs. 1, Art. 17h Abs. 3 und Art. 17q Abs. 1 E-LiqV). Es gibt unseres Erachtens keinen Grund, 
weshalb dies nicht auch für Banken der Kategorie 3 gelten sollte.  

- Bei der NSFR hat die FINMA die Kompetenz, voneinander abhängige Verbindlichkeiten und 
Forderungen zu bestimmen (Art. 17p Abs. 1 E-LiqV). Auf Basis dieser Bestimmung können 
kleine Banken Verbindlichkeiten und Forderungen aus durchgehandelten Kunden-Derivatge-
schäften als voneinander abhängig geltend machen (Rz 406 FINMA RS 15/2). Diese Möglich-
keit sollte auch den Banken der Kategorie 3 mit tiefem Risikoprofil eingeräumt werden, da auch 
diese ihre Kundenderivatgeschäfte im Regelfall durchhandeln. Dies entspricht auch der Rege-
lung in der EU (vgl. S. 8, Erläuterungsberichts E-LiqV). 

- Es sollte auch für Banken der Kategorie 3 die Regelung gelten, dass unwesentliche Tochterge-
sellschaften nicht zu konsolidieren sind und bei unwesentlichen Fremdwährungspositionen die 
LCR nur nach Art. 14 Abs. 2 Bst. a E-LiqV zu berechnen ist (Rz 355 ff. FINMA 15/2). 

Die kategorische Unterteilung zwischen kleinen und anderen Banken auf Basis der primär grössenba-
sierten Aufsichtskategorisierung berücksichtigt die Komplexität, die Struktur und den Risikogehalt der 
Geschäftsmodelle dieser Institute viel zu wenig. Sämtliche Banken der Kategorie 3 werden damit 
grundsätzlich gleich behandelt wie international tätige Grosskonzerne, unabhängig von ihrem Ge-
schäftsmodell und davon ob sie einen internationalen Bezug haben oder nicht. Gerade im Falle von in-
landorientierten Retailbanken der Kategorie 3 ist dies besonders stossend. 

Zusammenfassend erachten wir eine zusätzliche Differenzierung zugunsten inlandorientierter Banken 
der Kategorie 3 als notwendig und geboten. Der diesbezüglich vorhandene Ermessensspielraum für 
Proportionalität sollte konsequenter genutzt werden. Die grundsätzlich einheitliche Anwendung der 
quantitativen Mindeststandards, wie von Basel gefordert, ist auch bei einer weiteren Differenzierung si-
chergestellt, da sich die Erleichterungen primär auf den Umfang und den Detaillierungsgrad der einzu-
reichenden Liquiditäts- und Finanzierungsnachweise beschränken. Wir weisen in diesem Zusammen-
hang darauf hin, dass es durchaus Beispiele für eine konsequente Nutzung vorhandener Ermessens-
spielräume für Proportionalität gibt. Die Umsetzung der NSFR in den USA beispielsweise sieht vor, 
dass nur Bankengruppen mit einer konsolidierten Bilanzsumme von mehr als USD 250 Mrd. die NSFR 
vollumfänglich einzuhalten haben. Für Banken mit einer Bilanzsumme von zwischen USD 50 Mrd. und 
250 Mrd. gelangt eine modifizierte NSFR zur Anwendung. Für Banken mit einer Bilanzsumme von we-
niger als USD 50 Mrd. ist die NSFR Regelung nicht bindend. Damit setzen die USA beim nationalen 
Ermessensspielraum nicht nur auf Ebene einzelner Bestimmungen der Regulierung an, sondern weiter-
gehender beim Kreis der von der Regulierung überhaupt betroffenen Institute. Im Vergleich fallen die in 
der Schweiz vorgesehenen Vereinfachungen für Banken der Kategorien 4 und 5 bzgl. Ausgestaltung 
des Finanzierungsnachweises bescheiden aus.  

 

Die RBA-Gruppe fordert, dass die Vereinfachungen, welche für kleine Banken der Kategorie 4 und 5 
gelten, ebenfalls für mittelgrosse Banken der Kategorie 3 Anwendung finden. Kategorie-3-Banken 
sind gleich zu behandeln wie solche der Kategorie 4 und 5, wobei die FINMA mit Blick auf die Krite-
rien der Grösse, Komplexität, Struktur und Risikoprofil im Einzelfall Verschärfungen verfügen kann. 
Verordnung und Rundschreiben sind in diesem Sinne abzustimmen und zu präzisieren. 
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2. Ausschöpfung des nationalen Ermessensspielraums 

Die Basler Vorgaben gewähren der nationalen Aufsichtsbehörde auch bei verschiedenen Detailbestim-
mungen zur LCR und zur NSFR einen Ermessensspielraum. Dieser Ermessenspielraum wird unseres 
Erachtens in folgenden Punkten zu konservativ umgesetzt: 

Net Stable Funding Ratio: 

- Einlagen von Privatkunden weisen gemäss den Basler Bestimmungen einen ASF-Faktor von 
90% respektive 95% auf. Bei Einlagen von Privatkunden grösser CHF 1.5 Mio. sieht die FINMA 
einen davon abweichenden ASF-Faktor von 75% vor (Anhang 4 ASF-Kategorie 4.1 E-LiqV). Da 
die NSFR, im Gegensatz zur LCR, keine Stresskennzahl ist, sind wir der Ansicht, dass der 
ASF-Faktor für Privatkunden grösser CHF 1.5 Mio. nicht oder nicht signifikant vom Basler Stan-
dard abweichen soll. 

- Für Eventualverpflichtungen ist je nach Laufzeit ein RSF-Faktor von 5%, 10% oder 15% vorge-
sehen (Anhang 5, Kategorie 10.1/10.2 E-LiqV). Bei Eventualverpflichtungen beschränkt sich 
das Finanzierungsrisiko der Bank jedoch auf eine kurzfristige Zahlungslücke zum Zeitpunkt des 
Settlements und weist deshalb in der Regel keine Abhängigkeit zur vertraglichen Laufzeit der 
Eventualverpflichtung auf. Wir erachten die vorgesehenen RSF-Faktoren von 5 bis 15%, insbe-
sondere bei den längeren Laufzeiten, deshalb als deutlich zu hoch. 

- Das Basler Komitee hat mit der definitiven Verabschiedung der Bestimmungen zur NSFR im 
Oktober 2014 einen RSF-Faktor von 20% auf Verbindlichkeiten aus Derivaten eingeführt, der 
nun in die Schweizer Bestimmungen übernommen werden soll (Anhang 5 Kategorie 8.3 E-
LiqV). Diese 20%-Vorgabe ist auch im Basler Ausschuss umstritten. Die Europäische Union 
sieht deshalb in ihren Bestimmungen einen tieferen Faktor von 10% vor (Seite 8, Erläuterungs-
bericht E-LiqV). Trotzdem soll in der Schweiz vorerst die 20%-Vorgabe umgesetzt werden, wo-
bei im Falle einer Neuregelung durch den Basler Ausschuss die Schweiz plant, eine Neuein-
schätzung der Umsetzung vorzunehmen. Aus unserer Sicht ist nicht nachvollziehbar, weshalb 
in der Schweiz eine allgemein umstrittene Basler Vorgabe maximal konservativ umgesetzt wer-
den soll und dadurch ein level-playing field zu europäischen Banken verhindert wird. 

- Um negative Effekte auf den Markt für Staatsanleihen zu vermeiden, schlagen wir – entspre-
chend der EU Regelungen – für Wertpapiere der HQLA der Kategorie 1 die Anwendung eines 
RSF-Faktors von 0% vor (Anhang 5, Kategorie 2.1 E-LiqV). 

Liquidity Coverage Ratio: 

- Das Universum qualifizierender HQLA der Kategorie 2B ist in der Schweiz sehr eng gefasst: 
Aktuell qualifizieren bei schweizerischen Titeln nur SMI-Aktien des Nichtbankensektors für 
diese Kategorie (Rz 133-138 FINMA RS 15/2). Diese enge Definition sollte – nicht zuletzt auch 
zur Erleichterung des Kapitalmarktzugangs von Industrieunternehmen – um die Kategorie der 
Corporate Bonds erweitert werden. Die im Vergleich zu ausländischen Regelungen restriktive 
Umsetzung hat zudem auch einen negativen Einfluss auf die RSF-Unterlegung in der NSFR. 

- Die im Entwurf zum FINMA RS 15/2 ausformulierten Bestimmungen zur Strafzahlung im Falle 
eines vorzeitigen Rückzugs von kündbaren Einlagen sind nicht klar. Gemäss Entwurf (Rz 
196/197 RS 15/2) muss sich die Strafzahlung zusammensetzen aus: 
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- dem Zins für eine alternative Finanzierung der Einlage bis zur ursprünglichen Fälligkeit über 
den Interbankenmarkt, 

- mindestens 200 Basispunkten per annum auf die Einlage. 

Wir sind der Ansicht, die erste Bedingung sollte in Analogie zur Berechnung von Vorfälligkeits-
entschädigungen im Sinne der Zinsdifferenz zu alternativen Finanzierungen formuliert werden 
und nur für Termineinlagen (Termingelder, Kassenobligationen, etc.) gelten. Bei Sichteinlagen 
mit einer kurzen Kündigungsfrist (häufig 1 oder 3 Monate) ist diese Zinsdifferenz vernachlässig-
bar, weshalb aus operationellen Gründen darauf zu verzichten ist. Des Weiteren gehen wir da-
von aus, dass bei einem vorzeitigen Rückzug einer Termineinlage eine allfällig zu Gunsten des 
Kunden ausfallende Vorfälligkeitsentschädigung weiterhin dem Kunden ausgezahlt bzw. mit 
dem zweiten Teil der Strafzahlung (200bp) verrechnet werden darf. 

Die zweite Bestimmung ist vielen Banken insofern unklar, als der neu aufgenommene Einschub 
«per annum» eine Abhängigkeit der Strafzahlung von der Restlaufzeit des Geschäfts sugge-
riert. Bei der Kündigung eines Spargeldes würde dieser Teil der Strafzahlung demzufolge deut-
lich tiefer ausfallen als bei der Kündigung eines überjährigen Festgeldes. Wir bitten um Klarstel-
lung des Sachverhalts und schlagen eine einfache Regelung unabhängig von der Laufzeit vor, 
was der bisherigen Interpretation und Implementation bei vielen Banken entspricht. Sollte die 
Regelung anders ausfallen, so ist dies zwingend mit längeren Übergangsfristen zu verbinden, 
da Systemimplementierungen anders vorgenommen wurden. 

- FINMA RS 15/2 Rz 200 ff. definiert unter welchen Voraussetzungen Metallkonten nicht als nor-
male Sicht- oder Spareinlagen zu behandeln sind, sondern als nicht LCR-relevant angesehen 
werden dürfen, da das Liquiditätsrisiko vollständig an den Kunden übertragen ist. Falls diese 
Voraussetzungen nicht erfüllt sind, müssen Metallkonten wie normale Sicht- oder Spareinlagen 
behandelt werden, d.h. ein entsprechender Abfluss ist mit HQLA zu unterlegen. Die Absiche-
rung des Kurs- und Lieferrisikos von Edelmetallkonten (Passivseite) erfolgt normalerweise 
durch entsprechende Bestände (physisch, in Kontoform bei einer anderen Bank, als Edelme-
tall-Anlagefonds, etc.) auf der Aktivseite. Diese Edelmetallbestände qualifizieren allerdings 
nicht als HQLA, obwohl sie zur Deckung eines Liquiditätsabflusses auf den Edelmetallkonten 
verwendet werden. Dieser Widerspruch ist zu bereinigen, indem Edelmetallbestände auf der 
Aktivseite mit einem entsprechenden Zuflussfaktor berücksichtigt werden können. 

 

Die RBA-Gruppe fordert, dass 

- der ASF-Faktor für Einlagen von Privatkunden grösser CHF 1.5 Mio. entsprechend dem Basler 
Standard bei 90% festzulegen ist, auf keinen Fall aber tiefer als 80% (in Analogie zur LCR); 

- der RSF-Faktor für Eventualverpflichtungen, in Anlehnung an die Bestimmungen zur LCR, 
pauschal für alle Laufzeiten 5% beträgt; 

- der RSF-Faktor für Wertpapiere der HQLA Kategorie 1 analog den EU-Bestimmungen auf 0% 
gesenkt wird (Anhang 5, Kategorie 2.1 E-LiqV); 
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- der RSF-Faktor für Nettoverbindlichkeiten aus Derivaten analog den EU-Bestimmungen be-
reits jetzt auf 10% gesenkt wird; 

- Corporate Bonds der Kategorie 2B auch in der Schweiz als HQLA zuzulassen sind; 

- Rz 196/197 gemäss den obigen Ausführungen präzisiert wird. 

- Edelmetallbestände auf der Aktivseite, welche zur Absicherung des Kursrisikos von Edelme-
tallkonten auf der Passivseite dienen, sollen – falls die Bedingungen gemäss Rz 200.1 bzw. 
200.2 nicht erfüllt sind – im Ausmass des LCR-Abflusses aus diesen Edelmetallkonten als Zu-
fluss angerechnet werden dürfen. 

 

 

3. Präzisierungen, Korrekturen und weitere Anpassungen 

Die folgenden Abschnitte beinhalten weitere Kommentare sowie Korrekturvorschläge inhaltlicher oder 
redaktioneller Art zu den Entwürfen E-LiqV und FINMA RS 15/2: 

FINMA RS 15/2: 

- Rz 89.1: Eine Bank, die ihre LCR nach dem Abschlusstagprinzip errechnet, muss die wesentli-
chen Unterschiede zur LCR gemäss Erfüllungstagprinzip erklären können. In den Diskussionen 
der Nationalen Arbeitsgruppe Liquidität wurde klar, dass dies nicht bedeuten kann, dass die 
LCR hierfür nach beiden Prinzipien zu berechnen ist. Ebenso wenig kann es bedeuten, dass 
die Unterschiede in einer revisionsbeständigen und permanenten Form erklärbar sein müssen. 
Diese Aspekte sollten unseres Erachtens durch folgende Ergänzungen der Rz 89.1 verdeutlicht 
werden: 

- Rz 89.1: «… die wesentlichen Unterschiede zur LCR gemäss Erfüllungstagprinzip auf Ver-

langen der FINMA erklären können» 

- Rz 199.1: Bei der Definition des Härtefalls wird von «Termineinlage» gesprochen. Dies kann 
verwirrend sein, da beispielsweise auch ein Sparkonto mit Rückzugsbeschränkung unter die 
Bestimmungen fällt. Wir schlagen vor, statt des Begriffs «Termineinlage» verallgemeinernd den 
Begriff «Einlage» zu verwenden. 

- Bei der vormaligen Rz 266 (Erleichterungen für kleine Banken bei Nettomittelabflüssen aus De-
rivaten oder anderen Transaktionen aufgrund von Marktwertveränderungen) fehlt im Abschnitt 
O «Vereinfachungen beim Ausfüllen des Liquiditätsnachweises für kleine Banken». Wir gehen 
davon aus, dass es sich hier um ein Versäumnis handelt. 

- Rz 285.1: Positionen unter den sonstigen vertraglichen Mittelabflüssen, die vom Betrag her 
mehr als ein Prozent der Nettomittelabflüsse ausmachen, sind der FINMA separat zu melden. 
Die Schwelle von einem Prozent ist sehr tief und führt in der Praxis zu einer weiteren Berichts-
pflicht, die schlecht automatisierbar ist. Auffällige Positionen in diesen Berichtszeilen werden 
typischerweise im Rahmen von regulären Revisionen untersucht, sodass wir diese zusätzliche 
Berichtspflicht für unnötig erachten. Im Minimum sollte die Schwelle bei drei Prozent der ge-
samten Nettomittelabflüsse angesetzt werden statt bei einem Prozent.  
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- Rz 294.1: Die Bedingungen, wann Mittelzuflüsse aus fällig werdenden Krediten berücksichtigt 
werden dürfen, werden an eine vertragliche Verpflichtung geknüpft, welche Zinssatz, Höhe 
und/oder Laufzeit explizit festlegt. Das Wort «oder» sollte gestrichen werden, damit klar ist, 
dass sämtliche der drei Bedingungen erfüllt sein müssen, damit ein Zufluss nicht anerkannt 
wird. 

- Rz 294.4: Damit klar ist, dass im Gegenzug zu den laut Rz 294.1 nicht zu berücksichtigenden 
Kreditzuflüssen Zahlungen aus fälligen Krediten angerechnet werden dürfen, welche die drei 
erwähnten Bedingungen nicht erfüllen (also in 30 Tagen fällige Festkredite, für welche eine 
Rahmenkreditvereinbarung z. B. über die Höhe besteht, nicht aber über Laufzeit und Zinssatz), 
sollte Rz 294.4 neben Zinsen und Ratenzahlungen auch gänzliche Kredittilgungen beinhalten 
und fällige Festkrediten umfassen (mit Ausnahme solcher gemäss Rz 294.1). 

- Rz 350: In den Diskussionen im Rahmen der NAG-Liq herrschte Einigkeit darüber, dass alle 
Banken die gleichen Formulare für das Ausfüllen des Liquiditäts- resp. Finanzierungsnachwei-
ses verwenden sollen. 

Ungeklärt blieb indessen die Frage, ob der Gebrauch von Vereinfachungen selektiv statthaft ist 
oder nur dann, wenn sämtliche Vereinfachungen beachtet werden. Da nicht alle Banken den 
gleichen Implementierungsstand und Automatisierungsgrad aufweisen, und einzelne Vereinfa-
chungen ihrerseits an Materialitätsgrenzen gebunden sind, halten wir erstere Lösung für zwin-
gend notwendig. Eine Einschränkung des selektiven Wahlrechts würde den Nutzen der erarbei-
teten Vereinfachungen in Frage stellen, d.h. die betroffenen Banken könnten davon in Praxis 
gar nicht profitieren. 

- Rz 380, Schreibfehler: Es steht «Ein RSF-Faktor von 90%» anstatt «Ein ASF-Faktor von 90%». 

- Rz 387: Kann bezüglich Wertberichtigungen nicht auf das RS 15/1 «Rechnungslegung Ban-
ken» und das RS 15/3 «Leverage Ratio» verwiesen werden (anstatt auf das Basler Regel-
werk)? Zudem stellen wir eine Ungleichbehandlung der RZ 387 (NSFR) zu RZ 292 (LCR) fest. 
Während die Rückflüsse im LCR nach Abzug von pauschalisierten Einzelwertberichtigungen 
und Pauschalwertberichtigungen zu berücksichtigen sind, wird in der NSFR die RSF ohne Ab-
zug der Pauschalwertberichtigungen ermittelt. Dies sollte vereinheitlicht werden, umso mehr, 
als dieselben Informatiksysteme beide Kennzahlen LCR und NSFR möglichst nach identischen 
Regeln berechnen sollten. 

- Rz 402: Die Beschränkung auf «physische» Edelmetallbestände ist nicht sachgerecht, denn die 
Absicherung von Edelmetallkonten (Passivseite) kann auch durch auf Konten bei anderen Ban-
ken gehaltene Edelmetallbestände oder Edelmetall-Anlagefonds erfolgen. Aus diesem Grund 
ist das Wort «physisch» zu streichen. 

Beobachtungskennzahlen: 

- Art. 18a E-LiqV legt die Rapportierungspflicht zu weiteren Beobachtungskennzahlen fest. Diese 
waren nicht Bestandteil der Gespräche im Rahmen der NAG-Liq und sollten grundsätzlich auch 
nicht Gegenstand der aktuellen Vernehmlassung sein. Trotzdem möchten wir es nicht unterlas-
sen unseren Standpunkt zu vertreten, dass kleine Banken von der Pflicht zur Rapportierung 
von Beobachtungskennzahlen ausgenommen werden sollen. 
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- Ausserdem würden wir es begrüssen, wenn bereits jetzt verbindlich klargestellt wird, dass das 
Monitoring Tool «Contractual Maturity Mismatch» nur Kapitalflüsse erfasst (Bestandesgrössen) 
und nicht Zahlungen aus Zinsen oder Gebühren (Flussgrössen). 

 

Die RBA-Gruppe fordert, dass 

- Rz 89.1 des FINMA RS 15/2 entsprechend der obigen Ausführung angepasst wird; 

- die Rz 199.1 und 380 des FINMA RS 15/2 entsprechend der obigen Ausführungen ange-
passt werden;  

- die vormalige Rz 266 RS 15/2 zu Erleichterungen für kleine Banken bei Nettomittelabflüs-
sen aus Derivaten in Abschnitt O «Vereinfachungen beim Ausfüllen des Liquiditätsnach-
weises für kleine Banken» integriert wird; 

- die in Rz 285.1 des FINMA RS 15/2 neu vorgesehene Berichtspflicht zu grossen Positio-
nen in den sonstigen vertraglichen Mittelabflüssen fallengelassen oder die Schwelle zu-
mindest auf drei Prozent der gesamten Nettomittelabflüsse erhöht wird; 

- Rz 294.1 und RZ 294.4 entsprechend der obigen Ausführungen anzupassen; 

- Rz 350 entsprechend der obigen Ausführung zu präzisieren; 

- Rz 387 Schweizerische Vorgaben zu referenzieren ist sowie die Rz 402 des FINMA RS 
15/2 entsprechend der obigen Ausführungen angepasst werden; 

- kleine Banken von der Berichtspflicht zu den Beobachtungskennzahlen ausgenommen 
werden. 
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Anhörungsantwort 
Änderung der Liquiditätsverordnung / Teilrevision des Finma-Rundschreibens 2015/02 

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Schweizerische Gewerbeverband sgv, die Nummer 1 der Schweizer KMU-Wirtschaft, vertritt 250 
Verbände und gegen 300 000 Unternehmen. Im Interesse der Schweizer KMU setzt sich der grösste 
Dachverband der Schweizer Wirtschaft für optimale wirtschaftliche und politische Rahmenbedingun-
gen sowie für ein unternehmensfreundliches Umfeld ein. 

Wegen des inhaltlichen Zusammenhangs beider Vorlagen werden sie in einer Anhörungsantwort ge-
meinsam behandelt. 

In der derzeitigen Fassung kann der sgv den vorgeschlagenen Änderungen nicht zustimmen. Um die 
vorgeschlagenen Änderungen zu akzeptieren, fordert der sgv die kumulative Erfüllung folgender 
Punkte: Vereinfachungen, welche für kleine Banken der Kategorie 4 und 5 gelten, sollen ebenfalls für 
Banken der Kategorie 3 Anwendung finden; der nationale Ermessungsspielraum soll konsequent um-
gesetzt werden, insbesondere  in Sachen ASF-Faktor für Privatkundeneinlagen grösser CHF 1.5 Mio., 
RSF-Faktor für Eventualverbindlichkeiten, Behandlung von durchgehandelten Kunden-Derivatge-
schäften von Banken der Kategorie 3 sowie die Zulassung von Corporate Bonds als HQLA der Kate-
gorie 2B; Bestimmungen für systemrelevante Banken und – in Analogie zur Eigenmittelverordnung – 
die Unterscheidung zwischen Anforderungen an global systemrelevante (G-SIBs) und national sys-
temrelevante Banken (D-SIBs) sind weiter zu differenzieren. 

Im Zuge dieser Korrekturen sind auch Verbesserungen am erläuternden Bericht anzubringen. Insbe-
sondere ist eine Schätzung der Regulierungskosten der Vorlage vorzunehmen. Die Vorlage ist sodann 
mit ihrem «Preisschild» erneut den Angehörten zu unterbreiten. 

Die Forderungen des sgv werden im Folgenden ausgeführt: 

Korrektur des erläuternden Berichtes 

Der erläuternde Bericht macht Pauschalaussagen, ohne sie zu belegen. Beispielsweise und entgegen 
den Behauptungen des Berichts finanzieren verschiedene Schweizer Banken ihr Kundenaktivgeschäft 
vor allem über stabile Kundeneinlagen. Obwohl die Fristentransformation als Voraussetzung für die 
Kreditschöpfung im Kern des Bankgeschäfts liegt, haben die meisten Schweizer Banken nie eine ex-
zessive Liquiditäts-Risikotransformation betrieben. Die auf Stabilität ausgerichtete Refinanzierungs-
praxis drückt sich denn auch in den Resultaten der 2015/16 durchgeführten NSFR-Testerhebungen 
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aus. Die Aussage auf Seite 13 des Erläuterungsberichts stimmt also nicht, wonach ohne Regulierung 
kaum Anreize zur Reduktion der Abhängigkeit von kurzfristigen (instabilen) Finanzierungen bestehen. 
Diese Behauptung entspricht weder der gängigen Refinanzierungspraxis noch den Risikomanage-
mentgrundsätzen der meisten Banken.  

Der hohe Erfüllungsgrad der NSFR-Anforderungen durch die Schweizer Banken ist nebst der vorsich-
tigen Finanzierungspraxis auch dem aktuellen geldpolitischen Umfeld geschuldet. Diesem Umstand 
wird in der Regulierungsfolgeabschätzung (RFA) des erläuternden Berichtes unzureichend Rechnung 
getragen. Gemäss SNB-Statistik stieg bei verschiedenen Banken der Deckungsgrad der Kundenaus-
leihungen durch die Kundeneinlagen. Dieser Anstieg reflektiert u.a. die Umschichtung von Depotanla-
gen in Kontobestände angesichts mangelnder Investitionsopportunitäten in verzinslichen Wertpapie-
ren. Die durch die RFA suggerierte problemlose Einführung des NSFR-Mindeststandards ist vor die-
sem Hintergrund zu relativieren. Deshalb dürfen im Hinblick auf ein normalisiertes geldpolitisches Um-
feld keine unhinterfragten Annahmen getroffen werden. 

Weitere falsche Aussagen im Rahmen der RFA sind zu korrigieren: So verfügen längst nicht alle Kun-
deneinlagen über einen ASF-Faktor von 95% (S. 23, S. 27). Auch ist die Verkürzung der Kreditlaufzeit 
nicht per se eine geeignete Strategie zur Verbesserung der NSFR (S. 23). Gemäss Rz 399 des 
FINMA RS 15/2 ist bei der Ermittlung der Restlaufzeit von Krediten in den meisten Fällen von einer 
Verlängerung des fälligen Kreditbetrags auszugehen. Nicht nachvollziehbar ist zudem die Behaup-
tung, dass die reinen IT-Implementierungskosten der NSFR-Einführung für die Banken kaum ins Ge-
wicht fallen (S. 30). Zuletzt: Testerhebungen für die Schätzung der Regulierungskosten lehnt der sgv 
entschieden ab, weil sie ohne gesetzliche Grundlage die Umsetzung von Regulierungen vorwegneh-
men und unverhältnismässige Regulierungskosten aufgebürden. 

Der Bericht ist zu vervollständigen: Ein «Preisschild» für die vorgeschlagenen Änderungen muss klar 
ausgewiesen werden. Dieses muss brutto berechnet worden sein und darf keinerlei Nutzenüberlegun-
gen enthalten. 

Konsequente Differenzierung zwischen Bankenkategorien 

Gemäss Wortlaut der Basler Vereinbarung zu LCR und NSFR sind diese quantitativen Mindeststan-
dards nur für «international tätige Banken» verbindlich. Konkrete Kriterien zur Definition und Abgren-
zung von «national» und «international tätigen» Banken werden nicht vorgegeben. Es ist den Mitglied-
staaten überlassen, dies sinngemäss auszulegen und die entsprechenden Anforderungen auf Banken 
anzuwenden, bspw. aus Wettbewerbsgründen. Für nicht international tätige Finanzinstitute besteht 
somit ein grosser nationaler Ermessensspielraum. Dem Erläuterungsbericht (S. 4, Fussnote 7) ist zu 
entnehmen, dass es in der Schweiz gut 98 international tätige Banken geben soll, wobei weder trans-
parent gemacht wird, um welche Banken es sich handelt noch nach welchen Kriterien diese Einteilung 
vorgenommen wird. 

Heute wird der nationale Spielraum nicht ausgeschöpft. Insbesondere wird unterlassen, unter den 
Bankenklassen konsequent zu differenzieren. Im vorliegenden Entwurf werden Erleichterungen und 
Ausnahmen nur sogenannten «kleinen Banken» der Kategorie 4 und 5 gewährt. Es ist auch im vorlie-
genden Fall weder ersichtlich noch sachgerecht, dass diese Vereinfachungen nicht auch mittelgros-
sen Banken der Kategorie 3 offenstehen. Exemplarisch seien hier die folgenden Fälle genannt:  

 Im Zusammenhang mit der Ex-Post-Evaluation der LCR wurde zwar eine Reihe von sinnvollen 
Vereinfachungen definiert und damit das Proportionalitätsprinzip konkretisiert. Diese Vereinfachun-
gen bezüglich der Erfüllung der Anforderungen sowie zum Nachweis der Quoten sind gemäss E-
LiqV den Banken der Kategorien 4 und 5 vorbehalten (Art. 14 Abs. 3 Bst c, Art. 17c Abs. 1, Art. 17h 
Abs. 3 und Art. 17q Abs. 1 E-LiqV). Es gibt keinen Grund, weshalb dies nicht auch für Banken der 
Kategorie 3 gelten sollte.  
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 Bei der NSFR hat die FINMA die Kompetenz, voneinander abhängige Verbindlichkeiten und Forde-
rungen zu bestimmen (Art. 17p Abs. 1 E-LiqV). Auf Basis dieser Bestimmung können kleine Ban-
ken Verbindlichkeiten und Forderungen aus durchgehandelten Kunden-Derivatgeschäften als von-
einander abhängig geltend machen (Rz 406 FINMA RS 15/2). Zur Vermeidung von Wettbewerbs-
nachteilen sollte diese Möglichkeit auch den Banken der Kategorie 3 eingeräumt werden, da auch 
diese ihre Kundenderivatgeschäfte im Regelfall durchhandeln. Dies entspricht auch der Regelung 
in der EU (vgl. S. 8, Erläuterungsberichts E-LiqV). 

 Es sollte auch für Banken der Kategorie 3 die Regelung gelten, dass unwesentliche Tochtergesell-
schaften nicht zu konsolidieren sind und bei unwesentlichen Fremdwährungspositionen die LCR 
nur nach Art. 14 Abs. 2 Bst. a E-LiqV zu berechnen ist (Rz 355 ff. FINMA 15/2). 

Die kategorische Unterteilung zwischen kleinen und anderen Banken auf Basis der primär grössenba-
sierten Aufsichtskategorisierung berücksichtigt die Komplexität, die Struktur und den Risikogehalt der 
Geschäftsmodelle dieser Institute viel zu wenig. Sämtliche Banken der Kategorie 3 werden damit 
grundsätzlich gleich behandelt wie international tätige Grosskonzerne, unabhängig von ihrem Ge-
schäftsmodell und davon ob sie einen internationalen Bezug haben oder nicht. 

Im Übrigen ist die vom sgv geforderte Differenzierung international gängige Praxis: Die Umsetzung 
der NSFR in den USA beispielsweise sieht vor, dass nur Bankengruppen mit einer konsolidierten Bi-
lanzsumme von mehr als USD 250 Mrd. die NSFR vollumfänglich einzuhalten haben. Für Banken mit 
einer Bilanzsumme von zwischen USD 50 Mrd. und 250 Mrd. gelangt eine modifizierte NSFR zur An-
wendung. Für Banken mit einer Bilanzsumme von weniger als USD 50 Mrd. ist die NSFR Regelung 
nicht bindend. Damit setzen die USA beim nationalen Ermessensspielraum nicht nur auf Ebene ein-
zelner Bestimmungen der Regulierung an, sondern weitergehender beim Kreis der von der Regulie-
rung überhaupt betroffenen Institute. Im Vergleich fallen die in der Schweiz vorgesehenen Erleichte-
rungen für Banken der Kategorien 4 und 5 bzgl. Ausgestaltung des Finanzierungsnachweises be-
scheiden aus.  

Ausschöpfung des nationalen Ermessensspielraums 

Die Basler Vorgaben gewähren der nationalen Aufsichtsbehörde auch bei verschiedenen Detailbe-
stimmungen zur LCR und zur NSFR einen Ermessensspielraum. Dieser Ermessenspielraum wird in 
folgenden Punkten nicht ausreichend umgesetzt: 

Net Stable Funding Ratio: 

 Einlagen von Privatkunden weisen gemäss den Basler Bestimmungen einen ASF-Faktor von 90% 
respektive 95% auf. Bei Einlagen von Privatkunden grösser CHF 1.5 Mio. sieht die FINMA einen 
davon abweichenden ASF-Faktor von 75% vor (Anhang 4 ASF-Kategorie 4.1 E-LiqV). Da die 
NSFR, im Gegensatz zur LCR, keine Stresskennzahl ist, soll der ASF-Faktor für Privatkunden 
grösser CHF 1.5 Mio. nicht oder nicht signifikant vom Basler Standard abweichen. 

 Für Eventualverpflichtungen ist je nach Laufzeit ein RSF-Faktor von 5%, 10% oder 15% vorgese-
hen (Anhang 5, Kategorie 10.1/10.2 E-LiqV). Bei Eventualverpflichtungen beschränkt sich das Fi-
nanzierungsrisiko der Bank jedoch auf eine kurzfristige Zahlungslücke zum Zeitpunkt des Settle-
ments und weist deshalb in der Regel keine Abhängigkeit zur vertraglichen Laufzeit der Eventual-
verpflichtung auf. Die vorgesehenen RSF-Faktoren von 5 bis 15%, insbesondere bei den längeren 
Laufzeiten, sind deshalb deutlich zu hoch. Da die wenigen Schweizer Finanzinstitute, die in diesem 
Marktsegment tätig sind, dem internationalen Wettbewerb ausgesetzt sind, drängt sich eine Reduk-
tion auch aus Gründen der Wettbewerbsfähigkeit auf. 

 Das Basler Komitee hat mit der definitiven Verabschiedung der Bestimmungen zur NSFR im Okto-
ber 2014 einen RSF-Faktor von 20% auf Verbindlichkeiten aus Derivaten eingeführt, der nun in die 
Schweizer Bestimmungen übernommen werden soll (Anhang 5 Kategorie 8.3 E-LiqV). Die Europäi-
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sche Union sieht in ihren Bestimmungen einen tieferen Faktor von 10% vor (Seite 8, Erläuterungs-
bericht E-LiqV). Es stellt sich die Frage, ob die Schweiz hier nicht schon jetzt den entsprechenden 
Spielraum ausschöpfen sollte. 

 Um negative Effekte auf den Markt für Staatsanleihen zu vermeiden, soll – entsprechend der EU 
Regelungen – für Wertpapiere der HQLA der Kategorie 1 ein RSF-Faktors von 0% vor (Anhang 5, 
Kategorie 2.1 E-LiqV) angewendet werden. 

Liquidity Coverage Ratio: 

 Das Universum qualifizierender HQLA der Kategorie 2B ist in der Schweiz sehr eng gefasst: Aktu-
ell qualifizieren bei schweizerischen Titeln nur SMI-Aktien des Nichtbankensektors für diese Kate-
gorie (Rz 133-138 FINMA RS 15/2). Diese enge Definition sollte – nicht zuletzt auch zur Erleichte-
rung des Kapitalmarktzugangs von Industrieunternehmen – um die Kategorie der Corporate Bonds 
erweitert werden. Die im Vergleich zu ausländischen Regelungen restriktive Umsetzung hat zudem 
auch einen negativen Einfluss auf die RSF-Unterlegung in der NSFR. 

 Die Bestimmungen in Rz 166 betreffend die Diversifikation des Bestands an HQLA enthalten keine 
Relativierung hinsichtlich Grösse oder Komplexität der Banken. Kleine HQLA Portefeuilles sind na-
turgemäss weniger diversifiziert als grössere, und eine Ausweitung der Diversifikation ist unweiger-
lich mit relativ höheren Kosten verbunden. Diesem Umstand ist in Rz 166 wie folgt Rechnung zu 
tragen: «Die Anforderungen hinsichtlich des Grads der Diversifikation verstehen sich in Proportio-
nalität zu Grösse und Komplexität einer Bank». 

 Die Formulierung zu Rz 166.1 in der französischen Version ist nicht eindeutig genug. Die im Ent-
wurf zum FINMA RS 15/2 ausformulierten Bestimmungen zur Strafzahlung im Falle eines vorzeiti-
gen Rückzugs von kündbaren Einlagen sind nicht klar. Gemäss Entwurf (Rz 196/197 RS 15/2) 
muss sich die Strafzahlung zusammensetzen aus: dem Zins für eine alternative Finanzierung der 
Einlage bis zur ursprünglichen Fälligkeit über den Interbankenmarkt, mindestens 200 Basispunkten 
per annum auf die Einlage. Die erste Bedingung sollte in Analogie zur Berechnung von Vorfällig-
keitsentschädigungen im Sinne der Zinsdifferenz zu alternativen Finanzierungen formuliert werden 
und nur für Termineinlagen (Termingelder, Kassenobligationen, etc.) gelten. Bei Sichteinlagen mit 
einer kurzen Kündigungsfrist (häufig 1 oder 3 Monate) ist diese Zinsdifferenz vernachlässigbar, 
weshalb aus operationellen Gründen darauf zu verzichten ist. Des Weiteren ist davon auszugehen, 
dass bei einem vorzeitigen Rückzug einer Termineinlage eine allfällig zu Gunsten des Kunden aus-
fallende Vorfälligkeitsentschädigung weiterhin dem Kunden ausgezahlt bzw. mit dem zweiten Teil 
der Strafzahlung (200bp) verrechnet werden darf. Die zweite Bestimmung ist vielen Banken inso-
fern unklar, als der neu aufgenommene Einschub «per annum» eine Abhängigkeit der Strafzahlung 
von der Restlaufzeit des Geschäfts suggeriert. Bei der Kündigung eines Spargeldes würde dieser 
Teil der Strafzahlung demzufolge deutlich tiefer ausfallen als bei der Kündigung eines überjährigen 
Festgeldes.  

 FINMA RS 15/2 Rz 200 ff. definiert unter welchen Voraussetzungen Metallkonten nicht als normale 
Sicht- oder Spareinlagen zu behandeln sind, sondern als nicht LCR-relevant angesehen werden 
dürfen, da das Liquiditätsrisiko vollständig an den Kunden übertragen ist. Falls diese Vorausset-
zungen nicht erfüllt sind, müssen Metallkonten wie normale Sicht- oder Spareinlagen behandelt 
werden, d.h. ein entsprechender Abfluss ist mit HQLA zu unterlegen. Die Absicherung des Kurs- 
und Lieferrisikos von Edelmetallkonten (Passivseite) erfolgt normalerweise durch entsprechende 
Bestände (physisch, in Kontoform bei einer anderen Bank, als Edelmetall-Anlagefonds, etc.) auf 
der Aktivseite. Diese Edelmetallbestände qualifizieren allerdings nicht als HQLA, obwohl sie zur 
Deckung eines Liquiditätsabflusses auf den Edelmetallkonten verwendet werden. Dieser Wider-
spruch ist zu bereinigen, indem Edelmetallbestände auf der Aktivseite mit einem entsprechenden 
Zuflussfaktor berücksichtigt werden können. 

 Gemäss Anhang 3 Ziff. 5 E-LiqV kommt für Ausleihungen an Nicht-Finanzinstituten (Privatkunden, 
Kleinunternehmungen, Unternehmungen, etc.) ein Zuflussfaktor von 50% zur Anwendung. Damit 
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wird nicht berücksichtigt, dass eine Bank (normalerweise durch ihr Treasury) auch bei Nicht-Finan-
zinstituten reine Liquiditätsanlagen tätigen kann, die sich nicht von analogen Liquiditätsanlagen bei 
Finanzinstituten unterscheiden. Für solche Liquiditätsanlagen ist ebenfalls ein Zuflussfaktor von 
100% sachgerecht, weshalb Ziff. 5.3 um solche Anlagen zu erweitern ist. 

Regelungen für systemrelevante Banken 

Die besonderen Bestimmungen für systemrelevante Banken (Art. 19-29 E-LiqV) stammen noch aus 
der Zeit des Beginns der Finanzkrise 2008/09. Die konkreten quantitativen Anforderungen basieren 
dabei auf einem zusätzlichen Stressszenario mit 7- und 30-Tagehorizont, das primär auf global sys-
temrelevante Grossbanken mit einem hohen Bestand monetisierbarer Wertpapierbestände ausgerich-
tet ist. Die laufende Überarbeitung der Liquiditätsverordnung ist eine gute Gelegenheit, auch diese Le-
gacy-Bestimmungen zu aktualisieren. 

Eine Präzisierung ist im Erläuterungsbericht E-LiqV auf Seite 4 erforderlich: Die monatliche Rapportie-
rungspflicht der NSFR durch systemrelevante Banken wird unter anderem mit deren «volatileren Ge-
schäftsaktivitäten» begründet. Dies mag für die global systemrelevanten Grossbanken zutreffen, si-
cher aber nicht für die national systemrelevanten Banken, deren Geschäftsmodell einen deutlich ge-
ringeren Risikogehalt beinhaltet. 

 

Freundliche Grüsse 

Schweizerischer Gewerbeverband sgv 
 

  
Hans-Ulrich Bigler Henrique Schneider 
Direktor, Nationalrat stv. Direktor 
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Vernehmlassung über die Änderungen zum Rundschreiben 2015/2 Liquiditätsrisiken -  
Banken  

Bemerkungen im Detail 

Im Folgenden nehmen wir zu den Änderungsvorschlägen sowie einzelnen Ausführungen im Erläute-
rungsbericht im Detail Stellung (gemäss Reihenfolge der Randziffern). Die Stellungnahme zu den 
Änderungen der Liquiditätsverordnung ist diesem Schreiben beigefügt, da beide Regulierungen eng 
verknüpft sind. 

Wir beziehen uns lediglich auf Änderungsvorschläge zu den einzelnen Artikeln und den Anhängen, 
die unseres Erachtens einer Anpassung bedürfen. 

 

I. Inkrafttreten 
 

1. Änderungsantrag 

Umsetzung der LCR Bestimmungen per 1. Januar 2018, Umsetzung der Änderungen zur NSFR 
(Ziff. IV.) gemäss Antrag zur Liquiditätsverordnung. 

 
2. Bemerkungen 

Es ist zwar zutreffend, dass FINMA 2015 begonnen hatte, im Rahmen eines Test Reportings erste 
Daten zu erheben. Die Aussage, die Banken hätten daher genügend Zeit gehabt, um die Einführung 
der NSFR vorzubereiten (Erläuterungsbericht Ziff. 2.3, S. 9), trifft hingegen in dieser Weise für UBS 
nicht zu: Die Liquiditätsverordnung sieht Neuerungen zur NSFR vor, die so nicht vorhersehbar waren 
und die eine Umsetzung für UBS per 1. Januar 2018 unmöglich machen. Wir verweisen auf unsere 
Bemerkungen zur Vernehmlassung über die Liquiditätsverordnung (S. 20).  

Aus den dort dargelegten Gründen plädieren wir für einen Aufschub und eine Angleichung des In-
krafttretens der Bestimmungen zur NSFR mit dem Umsetzungsfahrplan in der EU, d.h. einen Auf-
schub für das Inkrafttreten des 3. Abschnitts (Art. 17f-17s) und der entsprechenden Anhänge 4 und 
5. Dementsprechend beantragen wir auch einen zeitgleichen Aufschub des Inkrafttretens der Best-
immungen zur NSFR im FINMA-RS, d.h. der Ziffer IV. Quantitative Anforderungen, Rz. 364-410. Die 
Bestimmungen zur LCR bringen dagegen nicht derartige Änderungen mit sich, welche die Banken 
nicht auf den 1. Januar 2018 umsetzen könnten. Wir wären daher mit einem auf die LCR-
Bestimmungen beschränkten Inkrafttreten der Änderungen per 1. Januar 2018 einverstanden. 
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B. LCR Berechnungsweise 

Rz. 133ff.: Aktien als HQLA Kategorie 2b (Art. 15b Abs. 5 und 6 LiqV); nicht schweizerische 
Tochtergesellschaft 

1. Änderungsantrag 

Rz. 133: Aktien können als Aktiva der Kategorie 2b nach Art. 15b Abs. 5 und 6 LiqV angerechnet 
werden, wenn: 
…. 
Rz. 138: e. der Titel von einer nicht schweizerischen Tochtergesellschaft oder Zweigniederlassung 
gehalten wird, um Liquiditätsrisiken in dieser Einheit zu decken, in jenem Aktienindex vertreten ist, 
den die ausländische Aufsichtsbehörden für den Zweck der Anrechenbarkeit von Aktiva der Kate-
gorie 2b als zulässig festgelegt hat. 

 

2. Begründung 

Gemäss FINMA-Rundschreiben Rz. 136-138 muss das für Kategorie 2b berechtigte HQLA in der 
Währung denominiert sein, die dem Liquiditätsrisiko der jeweiligen Einheit entspricht, oder wenn es 
von einer nicht schweizerischen Tochtergesellschaft oder Zweigniederlassung gehalten wird, um Li-
quiditätsrisiken in dieser Einheit zu decken, in jenem Aktienindex vertreten sein, den die ausländische 
Aufsichtsbehörde für den Zweck der Anrechenbarkeit von Aktiva der Kategorie 2b als zulässig be-
zeichnet hat.  

Diese Regel nimmt an, dass eine Aktie ihren gesamten LCR Liquiditätswert verliert, wenn sie unter-
nehmensintern in eine andere Jurisdiktion transferiert wird. Ausserdem ergibt sich ein Nachteil, wenn 
ein Institut die Liquiditätsrisiken in einer spezifischen ausländischen Währung zentral in der schweize-
rischen Einheit trägt und keine ausländische Tochtergesellschaft oder Niederlassung in diesem Land 
hat, verglichen zu einem Institut, welches die Risiken dezentral in den jeweiligen ausländischen Ein-
heiten verwaltet. 

Dies stellt unseres Erachtens eine überaus konservative und unrealistische Annahme dar, da Aktien 
sehr einfach in ihren Heimatmarkt transferiert werden können, um Liquidität zu generieren. Zusätz-
lich führt diese Behandlung zu Widersprüchen in Bezug auf besicherte Finanzierungstransaktionen, 
die vom Ursprungsland abhängen, in welchem die Transaktion initiiert wurde. Für das gleiche Wert-
papier könnte dies zu einem Repo mit einer Kategorie 2b-Sicherheit im Heimatmarkt und einem 
Repo mit Level 3-Sicherheit in anderen Ländern führen.  

Die FINMA sollte deshalb von ihrer Kompetenz, weitere Aktiva der Kategorie 2B bezeichnen zu kön-
nen, aktiv Gebrauch machen (Art. 15b Abs. 5 LiqV). Nebst den oben aufgeführten Punkten ist zudem 
noch zu beachten, dass das schweizerische Universum entsprechender Titel viel zu eng gefasst ist: 
Einzig SMI-Aktien des Nichtbankensektors erfüllen die notwendigen Kriterien. Dies ist wenig sachge-
recht; ausländische Titel in grösseren Märkten, z.B. der EU, sind wesentlich breiter und verfügen über 
eine tiefere Liquidität als der SMI. Die beantragte Änderung würde eine entsprechende Ausweitung 
auf von anderen zuständigen Aufsichtsbehörden anerkannten Aktiva beinhalten. Dies würde auch 
der Regelung in der EU entsprechen (vgl. Delegierte Verordnung (EU) 2015/61 der Kommission vom 
10. Oktober 2014 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments 
und des Rates in Bezug auf die Liquiditätsdeckungsanforderung an Kreditinstitute, Art. 12(1) lit. c). 

Mit Blick auf eine mögliche Erleichterung des Kapitalmarktzugangs für Industrieunternehmen regen 
wir an, auch Corporate Bonds als HQLA der Kategorie 2B zu qualifizieren, was auch der Regelung in 
der EU entsprechen würde (vgl. Delegierte Verordnung 2015/61, Art. 12(1) lit. b).  
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Rz. 143: HQLA / Aktien 

1. Änderungsantrag 

Rz. 143: dürfen sie im Fall von Aktien keine Zunahme des Wertabschlags von mehr als 40 Prozent-
punkten bei Repo-Transaktionen bzw. oder keinen  Wertverlust…. 

 

2. Begründung 

In Rz. 143 bedarf es der grammatikalischen Klarstellung, dass es um eine alternative Anforderung 
geht und diese nicht kumulativ zu verstehen ist. Deshalb ist "bzw." durch "oder" zu ersetzen. 

 

Rz. 176: Gekündigte Termineinlagen von Privatkunden 

1. Änderungsantrag 

Rz. 176: … zu erfassen., soweit mit dem Kunden die Auszahlung vereinbart worden ist. 

 
 

2. Begründung 

Gemäss Wortlaut von Rz. 176 scheinen gekündigte Termineinlagen von Privatkunden in jedem Fall 
mit einem Abflussfaktor von 100% unterlegt werden zu müssen, unabhängig davon, ob der Kunde 
eine Auszahlung verlangt hat oder nicht. Demgegenüber sieht die EU Regelung dies nur vor, wenn 
eine Auszahlung mit dem Kunden vereinbart ist (vgl. Art. 24 Abs. 4 der Delegierten Verordnung (EU) 
2015/61). Dies erscheint sachgerecht und sollte auch in Rz. 176 so klargestellt werden. 

 

Rz 186 i.V.m. Rz 187: Berücksichtigung der Einlagensicherung in der LCR-Berechnung 

1. Änderungsantrag 

Rz. 186: Streichen 
Rz. 187.1, 187.2 & 187.3: Streichen 

 
2. Begründung 

Der Maximalbetrag von 6 Milliarden Franken gemäss Art. 37h Abs. 3 Bst. b BankG ist nur ein Teil des 
schweizerischen Einlagensicherungssystems. Zu beachten ist daneben die Privilegierung im Konkurs 
sowie die Absicherung durch die Verpflichtung, die gesicherten Einlagen im Umfang von 125% 
durch in der Schweiz gelegene Aktiven abzudecken. Damit sind die gesicherten Einlagen im Fall der 
Konkursverwertung praktisch immer gedeckt, womit sie von Kunden auch nicht abgezogen werden 
müssen und sie über eine entsprechende "Stickiness" verfügen. 

Dem entspricht die Umschreibung der stabilen Einlagen in Rz. 178, womit auch die entsprechenden 
Sicherungssysteme im Ausland berücksichtigt werden (Zweigniederlassungen, welche ausländischen 
Systemen unterstehen). Es sollte daher die tiefere Abflussrate gemäss Umfang der bei den Einzelinsti-
tuten gehaltenen gesicherten Einlagen gelten. 
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Rz. 187.1 bis 187.3 sehen die Aufteilung der schweizerischen Einlagensicherung auf verschiedenen 
Einlagekategorien vor. Das schweizerische Recht sieht aber keine solche Unterscheidung vor; eine 
solche wäre aufgrund des Gleichbehandlungsgebots im Übrigen ohnehin unzulässig. Weil eine 
Grundlage im Gesetz fehlt, sollten diese Ziffern ersatzlos gestrichen werden.  

Daneben besteht eine widersprüchliche Behandlung zur LCR: Der Zeithorizont der LCR beträgt 30 
Kalendertage. Gemäss E-LiqV Anhang 1 Ziffer 1.1 umfassen Einlagen von Privatkunden alle Sicht- 
und Termineinlagen mit einer Restlaufzeit oder Kündigungsfrist von bis zu 30 Kalendertagen. Ter-
mineinlagen mit einer Restlaufzeit von mehr als 30 Kalendertagen sind nicht zu berücksichtigen. Die 
in der neuen Rz 187.2 genannten Einlagen mit einer Laufzeit von mehr als 30 Kalendertagen befin-
den sich somit gemäss den Ausführungen in der E-LiqV nicht im Fokus der LCR-Berechnung. Folglich 
erscheint es inkonsistent, diese einzig bei der Anrechnung der Einlagensicherung einzubeziehen. 

Entsprechend sollten Rz. 187.1-187.3 gestrichen werden. 

 

Rz. 211 & 212: Einlagen Kleinunternehmen, Vereinen usw. 

1. Änderungsantrag 

Rz. 211: Kleinunternehmen gemäss Anhang 2 Ziff. 2.1 LiqV sind juristische Personen, Einzelfirmen 
oder Personengesellschaften schweizerischen oder ausländischen Rechts des Nicht-Finanzsektors… 
Die Einlagen können von der Bank wie Einlagen von Privatkunden geführt werden, wenn sie ähnli-
che Merkmale wie Einlagen von Privatkunden aufweisen.  
Rz 212: Einlagen von Vereinen, ….Obligationenrecht oder solche juristischen Personen oder Per-
sonengesellschaften nach ausländischem Recht, die den Vereinen, Stiftungen und Personengesell-
schaften nach schweizerischem Recht entsprechen, können wie Einlagen von Privatkunden behan-
delt werden, wenn der Verein, oder die gemeinnützige Stiftung oder die Personengesellschaft die 
Anforderungen an Kleinunternehmen aus Rz. 211 erfüllt. 

 
 

2. Begründung 

Rz. 212 erlaubt es, Vereine und Stiftungen in Übereinstimmung mit dem Obligationenrecht Art. 530, 
552 oder 594 wie Retail-Kunden zu behandeln, wenn sie die Kriterien eines kleinen Unternehmens-
kunden gemäss Rz. 211 erfüllen. Konsequenterweise sollte dasselbe auch für Einzelfirmen gelten, da 
sie ähnliche Geschäftskriterien erfüllen wie kleine Unternehmenskunden. Als solche sollten sie auch 
mit demselben zugrundeliegenden Liquiditätsrisiko behandelt werden. 

Weiterhin beschränkt sich die Regelung in ihrer derzeitigen Vorlage lediglich auf Vereine, Stiftungen 
und Personengesellschaften nach Schweizer Recht und lässt ähnlich ausgeprägte ausländische 
Rechtsformen aus. Dies hätte insbesondere Nachteile für das internationale Geschäft zur Folge, da 
ausländische Gelder von Unternehmenskunden mit einer ähnlichen Rechtsform und demnach ähnli-
chen Risikoprofil zu Unrecht mit einer höheren Abflussrate behandelt würden. Sowohl in Bezug auf 
Rz. 211 als auch Rz. 212 sehen wir keine sachliche oder rechtliche Begründung für den Ausschluss 
von Personengesellschaften oder juristischen Personen nach ausländischem Recht, welche mit jenen 
des schweizerischen Rechts vergleichbar sind. Wir beantragen daher eine entsprechende Anpassung. 
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Rz. 237 ff. und Rz. 380ff: Einlagen aus Freizügigkeitskonten 

1. Änderungsantrag 

Rz. 237ff.: Eine Abflussrate wie für weniger stabile Einlagen von Privatkunden (10%) (Anhang 2 
Ziff. 1.1.2 oder Ziff. 1.2 LiqV, je nach Höhe der Einlage) kann für Einlagen aus Freizügigkeitskonten 
und Einlagen aus der gebundenen Selbstvorsorge (Säule 3a) gewählt werden, wenn: 
a. Die Freizügigkeits-, Bank-, oder Anlagestiftung der Bank diese Gelder bei der jeweiligen Bank 
selber angelegt hat; 
b. diese Gelder nur durch die natürliche Person, nicht aber die Freizügigkeits-, Bank-, oder Anlage-
stiftung innerhalb von 30 Kalendertagen abgezogen werden können; und 
 
Rz. 380ff.: Ein RSF-Faktor von 90 Prozent wie für weniger stabile Einlagen von Privatkunden (An-
hang 4 Ziff. 3 LiqV) oder 75 Prozent für Einlagen von Privatkunden grösser als 1.5 Mio. Schweizer-
franken (Anhang 4 Ziff. 4 LiqV) kann für Einlagen aus Freizügigkeitskonten und Einlagen aus der 
gebundenen Selbstvorsorge gewählt werden, wenn: 
a. Die Freizügigkeits-, Bank, oder Anlagestiftung der Bank diese Gelder bei der jeweiligen Bank 
selber angelegt hat; 
b. Diese Gelder nur durch die natürliche Person innerhalb eines Jahres abgezogen werden können; 
c. Diese Gelder von der Freizügigkeits-, Bank-, oder Anlagestiftung selber nur im Fall einer substan-
tiellen Rating-Verschlechterung der Bank abgezogen werden können; und 
d. Die Einlagen der natürlichen Person eindeutig zugeordnet werden können. 

 

1. Begründung 

Die in Rz. 238  für die LCR sowie in Rz. 381 für die NSFR vorgenommene Unterscheidung in „eige-
ne“ und „fremde“ Anlagestiftungen erscheint uns aus konzeptioneller und rechtlicher Sicht als nicht 
angebracht. Wir regen deshalb die ersatzlose Streichung dieser Randziffern an. 

Die Kündigungsfrist in der Randziffer 239 führt dazu, dass die Stiftungen Geldabzüge in Notfällen 
nicht mehr vollumfänglich wahrnehmen können. Randziffer 238 verunmöglicht die Risikodiversifika-
tion nach Art. 50 BVV 2, der auch Freizügigkeitsstiftungen und 3a Stiftungen unterstehen.  

Die neue Limite von CHF 1.5 Mio. pro Person hat ferner zur Konsequenz, dass die Banken die Einhal-
tung der Limite regelmässig überprüfen müssen und dass sie die detaillierten Angaben aller Vorsor-
genehmer von Freizügigkeitsstiftungen und 3a Stiftungen benötigen, um eine vorteilhaftere Behand-
lung in der LCR und NSFR zu erhalten. Kunden der Freizügigkeitsstiftungen und 3a Stiftungen müs-
sen nicht zwingend Bankkunden sein. Die Weitergabe ihrer Daten muss daher vertraglich geregelt 
sein und kann als stossend empfunden werden. Dies führt zu einer engen Anbindung der Stiftung 
zur Stifterin, während die Oberaufsichtskommission mit ihrer Weisung W-04/2014 eher das Gegen-
teil beabsichtigt. 

Zur Betragshöhe ist generell zu bemerken, dass im Freizügigkeitsbereich Beträge von mehr als CHF 
1.5 Mio. nicht unüblich sind. Bei einer Überschreitung dieser Grenze müsste die Freizügigkeitsleis-
tung auf mehrere Konti bei mehreren Banken aufgeteilt werden, was der Verordnungsgeber jedoch 
nur eingeschränkt zulässt (Art. 12 FZV). Ein Abfluss dieser Gelder ist zudem gesetzlich geregelt und 
klar eingeschränkt. Im Jahre 2015 sind gemäss einer Erhebung des Vereins Vorsorge Schweiz nur 
knapp 2% abgezogen worden. Das Liquiditätsrisiko ist somit gering. Diese Limite sollte deshalb im 
Vorsorgebereich keine Anwendung finden. 
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Rz. 245: Berücksichtigung des wirtschaftlich Berechtigten bei Sichteinlagen 

1. Änderungsantrag 

Rz. 245ff: Die Behandlung von Einlagen aller anderen juristischen Personen…, wenn folgende 
Voraussetzungen erfüllt sind: 
 
a. der wirtschaftlich Berechtige ist eine genau individualisierbare, natürliche Person oder meh-

rere in direkter verwandtschaftlicher Beziehung zueinander stehende natürliche Personen;  
 

 

2. Begründung 

Buchstabe a, direkte verwandtschaftliche Beziehung: Die direkte verwandtschaftliche Bezie-
hung ist sowohl aus juristischer als auch aus operativer Sicht nur schwer umsetzbar. Das ZGB kennt 
keinen Begriff der "direkten verwandtschaftliche Beziehung", sondern spricht von Verwandtschaft in 
gerader Linie (Eltern, Kinder, Grosseltern und Enkeln) und Verwandtschaft in der Seitenlinie (Art. 20 
Abs. 2 ZGB). Es ist deshalb nicht klar, was unter "direkt" zu verstehen ist. Die Auslegung als "in ge-
rader Linie" wäre viel zu eng und würde dazu führen, dass z.B. bei Tod der Elternteile ein Wechsel 
erfolgen müsste. Wir befürworten daher eine Formulierung ohne den Zusatz "direkt", welche beide 
Fälle nach Art. 20 Abs. 2 ZGB beinhalten würde, d.h. Verwandtschaft in direkter Linie (Eltern/Kind, 
Grosseltern/Enkeln) und in der Seitenlinie (Geschwister, Geschwisterkinder, usw.). Ggf. könnte dies 
auch auf den 2. Grad der Verwandtschaft begrenzt werden (was Geschwisterkinder, Vettern und 
Basen, ausschliessen würde). Wir schlagen daher vor, das Adjektiv "direkt" zu streichen. 

 

Ein analoges Resultat lässt sich durch die in der Europäischen Regelung aufgenommene Formulie-
rung erzielen, welche 'natürliche Person[en] oder eine Gruppe eng verbundener natürlicher Perso-
nen' referenziert. Das wäre aus unserer Sicht auch weitgehend konsistent mit der bestehenden 
Rechtsordnung (KKV Art. 6a: Vermögende Privatpersonen, die als qualifizierte Anlegerinnen und 
Anleger gemäss Artikel 10 Absatz 3bis des Gesetzes gelten wollen, müssen dies schriftlich erklären. 
Ist für eine vermögende Privatperson oder für mehrere vermögende Privatpersonen eine private An-
lagestruktur errichtet worden, so kann die Erklärung von einer für die Verwaltung der Anlagestruktur 
verantwortlichen Person abgegeben werden, soweit sich eine entsprechende Ermächtigung aus der 
Anlagestruktur ergibt). 

 

Rz. 274: Kreditfazilitäten 

1. Änderungsantrag 
 

Rz. 274: Allgemeine Revolvierende Fazilitäten für allgemeine Unternehmensfinanzierung oder Be-
triebskapital für Unternehmenskunden gelten als Kreditfazilitäten. 

 

2. Begründung 
 

Dies stellt eine Angleichung an den Basler Standard dar, der sowohl Fazilitäten für Betriebskapital als 
auch für allgemeine Unternehmensfinanzierung als Kreditfazilitäten definiert (vgl. „Basel III: The Li-
quidity Coverage Ratio and liquidity risk monitoring tools“, Januar 2013, Paragraph 128). 
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Rz. 277 & 278: Liquiditätsfazilität 

 
1. Änderungsantrag 

 

Rz. 277: Eine Liquiditätsfazilität ist für die Zwecke der LCR eine fest zugesagte, noch nicht bean-
spruchte Deckungsfazilität (Back-Up-Fazilität), die vom Kunden ausdrücklich… 
Rz. 278.3: Handelt es sich um eine vertraglich vereinbarte Syndizierung mit anderen Kreditgebern, 
ist der Gesamtbetrag der Syndizierung zu erfassen, ausser es liegt eine unwiderrufliche Syndizie-
rungszusage der übrigen Kreditgeber vor., die analog nach den anzuwendenden Rechnungsle-
gungsvorschriften zu einer Nichtbilanzierung des von den übrigen Kreditgebern zugesagten Teils 
führen würde. In diesem Fall muss nur der vertraglich vereinbarte Anteil der Bank als Fazilität er-
fasst werden. Analog hierzu muss bei einer syndizierten Anschlussfinanzierungsfazilität nur der 
anteilige Betrag des fällig werdenden Schuldtitels für die Berechnung gemäss Rz. 277.1 i.V.m. 
278.1 herangezogen werden, der proportional dem syndizierten Anteil der Fazilität entspricht. 
 
Rz. 278.5: Allgemeine Fazilitäten für Betriebskapital (RZ 274), die ausdrücklich vertraglich auch für 
die Zwecke der Finanzierung von Kapitalmarkttransaktionen im Zusammenhang mit Unterneh-
mensakquisitionen, welche über den Kapitalmarkt finanziert werden sollen, gezogen werden dür-
fen, sind gemäss Art. 16 Abs. 4 LiqV als Liquiditätsfazilitäten zu erfassen, sofern die in Rz. 278.2 
beschriebenen Voraussetzungen erfüllt sind und die Transaktion, welche über den Kapitalmarkt-
transaktion finanziert werden soll, konkret geplant ist (z.B. Vorliegen einer Absichtserklärung) und 
mit dem Kunden für die geplante Transaktion keine spezielle Übernahmefazilität vereinbart wor-
den ist. 

 

2. Begründung 

Rz. 277: Unseres Erachtens sollte eine Deckungsfazilität (Back-up Facility) dadurch klassifiziert sein, 
dass sie in der vertraglichen Dokumentation ausdrücklich auf die in 277.1-277.3 erwähnten Verwen-
dungszwecke Bezug nimmt. Die vorliegende Fassung hingegen definiert jede Fazilität als Liquiditäts-
fazilität, solange deren Zweck die Verwendung zur Refinanzierung nicht explizit ausschliesst. Da der 
Ausschluss der Verwendung einer Fazilität zur Refinanzierung in der Kreditdokumentation nicht dem 
Marktstandard entspricht, müsste praktisch jede Fazilität als Liquiditätsfazilität klassifiziert werden. 
Dies würde einerseits zu einem Wettbewerbsnachteil für Schweizer Banken gegenüber Banken in 
anderen wesentlichen Finanzplätzen führen und entspricht andererseits nicht der Intention des Basler 
Standards, der allgemeine Fazilitäten für Betriebskapital explizit von der Klassifikation als Liquiditäts-
fazilität ausschliesst (vgl. „Basel III: The Liquidity Coverage Ratio and liquidity risk monitoring tools“, 
Januar 2013, Paragraph 128). 

Rz. 278.3: Wir möchten klarstellen, dass die Klassifikation einer unwiderruflichen Syndizierungszusa-
ge analog zu den anzuwenden Rechnungslegungsvorschriften vorgenommen werden sollte. Dies 
würde eine Gleichbehandlung von i.d.R. risikoreduzierenden Syndizierungen sicherstellen und den 
Berichtsprozess vereinfachen. 

Für syndizierte „back-stop“ Fazilitäten, welche Rz. 278.3 erfüllen und von Kunden gezogen werden 
können, weil die Schuldtitel innerhalb der nächsten 30 Tage fällig werden, müsste UBS nur den an-
teiligen Betrag des fällig werdenden Schuldtitels finanzieren entsprechend dem anteiligen Betrag der 
Fazilität. Dieser Aspekt sollte unseres Erachtens geklärt werden. 

Rz. 278.5: Analog zu Rz. 277 sollte eine allgemeine Fazilität für Betriebskapital nur dann als Liquidi-
tätsfazilität klassifiziert werden, wenn der Zweck der Finanzierung von Kapitalmarkttransaktionen im 
Zusammenhang mit Unternehmensakquisitionen ausdrücklich in der vertraglichen Dokumentation 
erwähnt wird. Zudem sollte eine solche Klassifikation nur vorgenommen werden, falls eine Transak-
tion konkret geplant ist und keine spezielle Übernahmefazilität vereinbart wurde.  
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Rz. 281.2: Fazilität für Finanzierungszweckgesellschaft 

1. Änderungsantrag 

Rz. 281.2: Eine Fazilität an eine Finanzierungszweckgesellschaft, die von einem Nicht-
Finanzunternehmen garantiert wird oder mehrheitlich im Besitz eine Mehrheitsbeteiligung eines 
Nicht-Finanzunternehmen ist, von diesem Nicht-Finanzunternehmen kontrolliert wird und mit dem 
ausschliesslichen Zweck gegründet wurde, Aktivitäten dieses Nicht-Finanzunternehmens zu finan-
zieren, kann als Kreditfazilität erfasst werden, wenn diese Fazilität nicht dazu verwendet wird, um 
Finanzierung an den Finanzmärkten (d.h. Emission oder Verlängerung von Anleihen) zu ersetzen. 

 

2. Begründung 

Die Regel sollte auch für gleichgelagerte Fälle gelten, d.h. in welchen das SPV durch ein Nicht-
Finanzunternehmen garantiert wird; ferner sollte „im Besitz“ durch die Bezeichnung „Beteiligung“ 
oder „Mehrheitsbeteiligung“ ersetzt werden. 

Es gibt eine Vielzahl von Finanzierungszweckgesellschaften, die zwar für diese Zwecke aufgesetzt 
werden, aus unterschiedlichen buchhalterischen und steuerlichen Gründen eine Garantie des Nicht-
Finanzunternehmen haben, aber keine Mehrheitsbeteiligung darstellen. Obwohl der Zweck dieser 
Finanzierungszweckgesellschaften übereinstimmt, würde die vorgeschlagene Regelung dazu führen, 
dass sie nicht als „Finanzierungszweckgesellschaft“ erfasst werden könnten, da sie die juristische 
Bedingung Mehrheitsbeteiligung eines Nicht-Finanzunternehmen nicht erfüllen. Deshalb sollte alter-
nativ auch der Fall einer Garantieleistung vorgesehen werden.  

Die gegenwärtige Fassung erscheint uns übermässig konservativ, da es viele Finanzierungszweckge-
sellschaft-Konstrukte mit identischen Aktivitäten und Risikoprofil aufgrund ihrer rechtlichen Eigen-
tumsstruktur ausschliessen würde.  

Die Tatsache der Veränderung in der Gegenpartei-Behandlung sollte hervorgehoben werden und es 
sollte geklärt werden, dass Fazilitäten, die Finanzierungszweckgesellschaft gewährt werden, die sol-
che Kriterien erfüllen als „... Kreditfazilitäten mit Nicht-Finanzinstituten...“ behandelt werden sollen. 

 

Rz. 281.3: Mittelabflüsse aus Geldmarktfonds 

1. Änderungsantrag 

Rz. 281.3: Mittelabflüsse aus verwalteten Geldmarktfonds, … durch die Bank über gesetzlich vor-
geschriebene Mindestreserven hinausgehend ausgeschlossen wird, wenn das Vermögen mit der 
Constant-Net-Asset-Value-Methode bewertet wird. Eine Unterstützung gilt insbesondere auch 
dann als ausgeschlossen, wenn der Geldmarktfonds nach dem anwendbaren Recht im Wesentli-
chen nur in Instrumente mit geringem Risiko, wie Wertpapiere von öffentlich-rechtlichen Emitten-
ten, investieren dürfen oder wenn dessen Anteile nur durch Privatkunden (Kleinanleger) erworben 
werden dürfen. 

 
2. Begründung 

Die 5% HQLA Anforderung für „Constant Net Asset Value“ Geldmarktfonds gemäss Anhang 2 Ziff. 
9.3.5 ist unseres Wissens eine einmalige Vorschrift bzw. wird so nirgends im Ausland angewendet. 
Damit ist UBS, welche unseres Wissen derzeit als einziges schweizerisches Institut solche Fonds anbie-
tet, international besonders benachteiligt. Rz. 281.3 gestattet es nun Instituten, unter bestimmten 
Bedingungen „Constant Net Asset Value“ (CNAV) Geldmarktfonds von der Erfassung gemäss An-
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hang 2 Ziff. 9.3.5 LiqV zu befreien. Dies ist sehr zu begrüssen. Damit wird den aktuellen Reformen 
im Bereich der Geldmarktfonds, insbesondere in der EU Rechnung getragen (vgl. Proposal for a Re-
gulation of The European Parliament and of the Council on Money Market Funds, welches am 5. 
April 2017 vom EU Parlament verabschiedet wurde und kommenden Mai im OJ veröffentlicht wer-
den soll). Diese schliessen unter anderem die finanzielle Inanspruchnahme von Banken gegenüber 
diesen Fonds aus. Auch nach dem neuen US Recht sind CNAV Geldmarktfonds nur gestattet, wenn 
sie entweder zu 99.5% in sichere Staatsanlagen investieren (Government CNAVs), die besonders 
liquide sind und ein extrem niedriges Ausfallrisiko aufweisen oder wenn sie lediglich für Kleinanleger 
offenstehen (ähnlich die EU Regelung, siehe Art. 2 Ziff. 11 MMF). 

Wir erachten die Definition in Rz. 281.3 jedoch deshalb als etwas zu eng und beantragen daher, die 
oben zusätzlich genannten Fälle von Geldmarktfonds auch als Ausnahmen der Unterstützung aufzu-
führen, da diese ebenfalls sehr stabil sind.  

 

Rz. 285.1: Sonstige vertragliche Mittelabflüsse innert 30 Tagen 

1. Änderungsantrag 

Rz. 285.1: Als sonstige vertragliche Mittelabflüsse…. Zinszahlungen. Bei relevanten Beträgen von 
über 1 3 Prozent….  

 

2. Begründung 

Gemäss Rz. 285.1 sind die Positionen unter den sonstigen vertraglichen Mittelabflüssen, die mehr als 
1 Prozent der Nettomittelabflüsse ausmachen, separat zu melden. Die Schwelle von einem Prozent ist 
sehr tief und führt praktisch zu einer zusätzlichen Berichtspflicht, die schlecht automatisierbar ist. 
Auffällige Positionen in diesen Berichtszeilen werden typischerweise im Rahmen von regulären Revi-
sionen untersucht, sodass wir diese zusätzliche Berichtspflicht als unnötig erachten. Unseres Erach-
tens sollte zumindest die Schwelle auf 3 Prozent angehoben werden. 

 

Rz. 286.2: Mittelabflüsse durch marktbasierte Auslöser („market-based-triggers“) 

1. Änderungsantrag 

Rz. 286.2: Tritt der marktbasierte Auslöser … Ansonsten gilt die Abflussrate für "sonstige vertrag-
liche Mittelabflüsse". Ansonsten gilt die Abflussrate der relevanten Abflusskategorie. 

 

2. Begründung 

 
Ein Marktauslöser muss nicht unbedingt zu einem Mittelabfluss führen. Daher erscheint uns die ge-
nerelle Zuteilung zur Abflussrate „sonstige Mittelabflüsse“ zu restriktiv. 

In grundsätzlicher Hinsicht sind wir der Auffassung, dass den Banken erlaubt sein sollte, die Mittelab-
flüsse, welche durch marktbasierte Auslöser erfolgen können, mit Hilfe eines wahrscheinlichkeitsba-
sierten Ansatzes (expected maturity date), d.h. einer Modellrechnung zu beurteilen und zu erfassen 
und nicht gestützt auf eine prozentmässig fix festgelegte Wahrscheinlichkeit. Rz. 286.2 sollte deshalb 
nochmals grundlegend überdacht werden. 
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Rz. 294.1 i.V.m. Erläuterungsbericht 3.2.4 (S. 16): Behandlung von Lombardkrediten 

1. Änderungsantrag 

Rz. 294.1: …. und deren Verlängerung welche durch die Bank nicht vorbehaltlos und ohne vorhe-
rige Ankündigung widerrufen bzw. gekündigt werden können, solange die zugrundeliegende 
vertragliche Vereinbarung….. 

 

2. Begründung 

Unbefristeten Rahmenkreditverträge mit der Möglichkeit, wiederholte Kredite (mit fester Laufzeit) in 
Anspruch nehmen zu können, sind in der Schweiz gängige Praxis. Dem Kunden wird dabei nicht das 
Recht zum Rollen des Kredites erteilt.  

Die im Erläuterungsbericht (S. 16) unterschiedenen „Festvorschuss“- und „Kontokorrent“-
Kreditrahmen lassen sich inhaltlich nicht mit der üblichen Praxis der Kreditgewährung und Vertrags-
gestaltung in Einklang bringen. Die üblicherweise verwendeten Rahmenverträge für gedeckte feste 
Vorschüsse entsprechen inhaltlich dem Typ des „Kontokorrent“-Kreditrahmens. Gemäss Erläute-
rungsbericht würden dagegen „Festvorschüsse im Rahmen des Lombard-Lending“ der (nicht anre-
chenbaren) Kategorie der „Festvorschuss-Rahmen“ zugerechnet.  

Feste (Lombard-)Vorschüsse können, müssen aber nicht erneuert werden und sollten deshalb nicht 
ausgeschlossen sein. Kredite, welche innerhalb der Rahmenkreditvertrags abgeschlossen und die 
innerhalb von 30 Tagen fällig werden, sollten deshalb berücksichtigt werden dürfen. 

Wir schlagen deshalb vor, die Randziffer entsprechend anzupassen. 

 

Rz. 336: Abschlusstagprinzip 

1. Änderungsantrag 

Rz. 336: Für die Erfassung aller Positionen gilt das Stichtagsprinzip Abschlusstagprinzip. Bilanzierung 
der abgeschlossenen, aber noch nicht erfüllten Kassageschäfte gilt gemäss FINMA Rundschreiben 
15/1 Rechnungslegung – Banken (Rz. 17) das Wahlrecht zwischen Abschlusstagprinzip und Erfül-
lungstagprinzip. Aus Liquiditätsperspektive ist grundsätzlich dem Erfüllungstagprinzip (Valuta) Folge 
zu leisten zu folgen. Erfolgt die Berechnung jedoch nach dem Abschlusstagprinzip, ist Rz. 89.1 zu 
beachten. 

 

2. Begründung 

Wir beantragen eine einheitliche Anwendung der Grundsätze. Rz. 337 verweist zu Recht auf das RS 
Rechnungslegung Banken. Dieses muss auch für Rz. 336 gelten. Der Vorrang des Erfüllungstagprin-
zips ist sichergestellt, wenn dennoch das Abschlusstagprinzip gewählt wird, gilt die Begründungs-
pflicht nach Rz. 89.1. 
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C. NSFR Berechnungsweise 

Rz 371: Behandlung von Reverse-Repo-Geschäften ohne Laufzeitbeschränkung 

1. Änderungsantrag 

Rz. 371: Streichen 

 

2. Begründung 

Die generelle Unterstellung einer Laufzeit von über einem Jahr erscheint uns sachlich nicht geboten 
und würde eine Verschärfung gegenüber dem EU-Vorschlag darstellen, welcher gar keine solche 
Kategorisierung kennt (vgl. E-CRR Erw. 41 und 42, die keine solche Unterscheidung machen). Wir 
beantragen  daher die Streichung der Randziffer, auch um eine Angleichung an das EU Recht herzu-
stellen. 

 

Rz. 388f.: Belastung Hypothekarforderungen 

1. Änderungsantrag 

Rz. 388: [Art. 17m Abs. 3-5] Die Bank kann der Belastung der Hypothekarforderung durch die Si-
cherstellung der Pfandbriefdarlehen nach dem Pfandbriefgesetz [PfG; SR 211.423.4] oder gleichwer-
tigen ausländischen Pfandbriefgesetzgebungen wie folgt mittels Poolansatz Rechnung tragen:… 
 

Rz. 389: a. Der Abzug des Buchwerts der belasteten Hypothekarforderung erfolgt bei den "Hypo-
thekarforderungen für Wohnliegenschaften mit einem Risikogewicht von 35 Prozent oder weniger 
nach dem Standardansatz unter Basel II für Kreditrisiken" (Anhang 5 Ziff. 6.1 LiqV). Gleiches gilt für 
belastete Hypothekarforderungen mit einem Risikogewicht von 35 Prozent oder mehr nach dem 
Standardansatz unter Basel II für Kreditrisiken (Anhang 5 Ziff. 7.2. LiqV). 

 

2. Begründung 

Rz. 388: Der Anwendungsbereich der Rz. umfasst lediglich die schweizerische Pfandbriefgesetzge-
bung (PfG; SR211.423.4). Dies erachten wir als zu restriktiv, weil ausländische Covered bonds, die 
sich auf vergleichbare Regelungen stützen, nicht erfasst sind. Wir beantragen eine entsprechende 
Ausweitung des Anwendungsbereichs. 

Rz. 389: Mit dem vorgeschlagenen Text soll klargestellt werden, dass belastete Hypothekarforderun-
gen mit einem Risikogewicht von 35% oder mehr von den entsprechenden Hypothekarforderungen 
für Wohnliegenschaften mit einem Risikogewicht von 35% oder mehr unter dem Basel II Standardi-
sierten Ansatz für Kreditrisiken abgezogen werden. 
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Rz. 392: Abweichungen zu den HQLA-Definitionen des LCR-Regimes 

1. Änderungsantrag 

Rz. 392: [NSFR Text, Fusnote 12] Für die Berechnung der NSFR sind HQLA definiert als sämtliche 
HQLA, ungeachtet der operativen Anforderungen gemäss Rz 151–165 und LCR-Obergrenzen für 
Aktiva der Kategorie 2 gemäss Art. 15c Abs. 1 Bst. c LiqV und Aktiva der Kategorie 2b gemäss Art. 
15c Abs. 1 Bst. b LiqV, die bei der Berechnung der LCR die Anerkennungsfähigkeit einiger HQLA 
einschränken können. [New FAQ BCBS 26]  Anleihen von ausländischen Regierungen oder Zentral-
banken qualifizieren als HQLA der Kategorie 1 im Rahmen der NSFR,  unabhängig von Art. 15a Abs 
1 Bst. d. Analog wird HQLA der Kategorie 2B im Rahmen der NSFR anerkannt unabhängig von Aus-
flüssen in ausländischen Tochtergesellschaften und Zweigniederlassungen in Ziff. 138. 

 

2. Begründung 

Gemäss den aufdatierten Basel III FAQ (vgl. „Basel III: The Net Stable Funding Ratio – FAQ“, Februar 
2017, Frage 26) qualifizieren auch Anleihen von ausländischen Regierungen oder Zentralbanken als 
HQLA der Kategorie 1 im Rahmen der NSFR, sofern die entsprechende Zentralregierung ein Risiko-
gewicht von mehr als 0 Prozent aufweist. Wir beantragen, dieser Erleichterung im vorliegenden 
Rundschreiben Rechnung zu tragen. 

 

Rz. 398: Derivative Verbindlichkeiten (in Verbindung mit Anhang 5, Ziff. 8.3) 

1. Änderungsantrag 

 

Rz. 398: [FAQ BCBS 12] Die RSF-Kategorie "2010 Prozent der derivativen Verbindlichkeiten…" 

 

2. Begründung 

Wir verweisen auf unsere Stellungnahme zur LiqV, Anträgen und Begründung zu Ziff. 8.3 Anhang 5. 

 
 
Rz 399: Bestimmung der Restlaufzeit von Aktiva und Ausserbilanzpositionen 

1. Änderungsantrag 
 

Rz. 399: [FAQ BCBS 21] Bei Krediten oder Fazilitäten ohne Laufzeitbeschränkung (non-maturity lo-
ans/facilities) aber der ausdrücklichen vertraglichen Vereinbarung, dass eine Verlängerung zu einem 
bestimmten Zeitpunkt wiederkehrend (zum Beispiel jährlich) geprüft wird, darf dieser Überprüfungs-
zeitpunkt nur im Fall von Finanzinstituten, Treuhandfirmen und Begünstigten als Fälligkeitsdatum 
gewählt werden, wenn sichergestellt ist, dass die Bank den Kredit oder die Fazilität aus Reputati-
onsgründen nicht verlängern muss (Art. 17n Abs. 2 LiqV). Bei Krediten oder Fazilitäten an Privat-
kunden, Kleinunternehmen, Nicht-Finanzinstitute, Zentralregierungen, Zentralbanken, untergeord-
nete Gebietskörperschaften, sonstige öffentlich-rechtliche Körperschaften, multilaterale Entwick-
lungsbanken und andere juristische Personen und Geschäftskunden ist davon auszugehen, dass 
diese immer über den Überprüfungszeitpunkt hinaus verlängert werden. 
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2. Begründung 

Die Regelung in BCBS FAQ 21 bezieht sich unseres Erachtens explizit auf Kredite und Fazilitäten, die 
über einen vertraglich vereinbarten Überprüfungszeitpunkt zur Laufzeitverlängerung verfügen und 
nicht pauschal auf solche, die keine Laufzeitbeschränkung vorsehen, sondern einfach von kurzfristi-
ger Natur sind. Wir betragen daher eine Klarstellung im Sinne des BCBS Standards. 

Die Bezeichnung finanzielle Gegenpartei ist in der Liquiditätsregulierung nicht definiert. Wir schlagen 
vor, diese Bezeichnung durch „Finanzinstitute, Treuhandfirmen und Begünstigte“ zu ersetzen, was 
auch BCBS FAQ 2 und den Definitionen im Glossar zum RS entspricht. 

 

Rz. 401-405: Voneinander abhängige Verbindlichkeiten und Forderungen 

1. Änderungsantrag 

Rz. 401: Als voneinander abhängige Verbindlichkeiten und Forderungen gelten folgende Bilanzposi-
tionen, sofern sie die Bedingungen gemäss Art. 17p Abs. 2 LiqV erfüllen: Bei Forderungen und Ver-
bindlichkeiten, die direkt mit den folgenden Produkten oder Dienstleistungen zusammenhängen, 
wird davon ausgegangen, dass sie die Bedingungen gemäss Art. 17q Abs. 2 erfüllen und voneinan-
der abhängig sind: 

  
a.   … 
b. …. 
c. Equity Linked Notes (ELNs), die mit Handelsaktiva physisch abgesichert sind und die Rückzahlung 

der ELN vertraglich mit dem Abwicklungspreis der Absicherungstransaktion (Hedge) verbunden 
ist, und falls die Absicherungstransaktion nicht liquidiert werden kann, die Bank durch die ver-
traglichen Marktstörungsklauseln vor jeglichem Liquiditätsrisiko geschützt ist. 
 

d. Aufeinander abgestimmte Wertschriftendarlehen-Geschäfte (Stock Borrowing & Loan) mit Fäl-
ligkeit am folgenden Geschäftstag 

 
e. Prime Brokerage Effektenkredite, die vollständig refinanziert sind durch Sicherheitsleistungen 

der Kunden und besicherte Finanzierungen der Weiterverpfändung der Kundenposition. 
 
 

2. Begründung 

 

Voneinander abhängige Verbindlichkeiten und Forderungen sind zentral für die Darstellung von Refi-
nanzierungsrisiken. Die FINMA hat eine abschliessende Liste mit Kriterien formuliert, welche weitest-
gehend dem BCBS Standard entspricht (Art. 45). Der BCBS Standard, der dabei abgebildet wird, 
vermag unserer Ansicht nach in sachlicher Hinsicht die Abhängigkeiten jedoch nicht in angemessener 
Weise darzustellen. Gemäss Artikel 45 des BCBS Standards haben nationale Aufsichtsbehörden einen 
gewissen Ermessensspielraum, welcher genutzt werden sollte, weshalb wir hierzu entsprechenden 
Vorschläge unterbreiten. 

 

Sofern diese Änderungen nicht aufgenommen werden sollten, beantragen wir, dass zumindest dann, 
wenn auch anderen Jurisdiktionen, insbesondere die EU, Anpassungen vornehmen, auch die FINMA 
ihren Ermessenspielraum voll ausschöpfen sollte (vgl. auch Art. 17p Abs. 1 E-LiqV).  
 

Dabei geht es vor allem um die Behandlung Equity Linked Notes (ELN), aufeinander abgestimmte 
Securities Lending Geschäfte und Prime Brokerage-Effektenkredite. Zudem sollte auch die Abhängig-
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keit zwischen Derivaten und Wertpapieren, die als Absicherung für diese Derivate gehalten werden, 
angemessen berücksichtigt werden. 

 

2.1 Equity Linked Notes (ELNs) 
 

Wenn ELNs mit Handelsaktiva physisch abgesichert werden und die Rückzahlung des Produkts ver-
traglich mit dem Abwicklungspreis des Hedges verbunden ist, besteht weder ein Liquiditäts- noch ein 
Finanzierungsrisiko. 

 

Mit Blick auf die NSFR wird in der vorliegenden Fassung des Rundschreibens der Liquidierung von 
Handelsaktiva in Verbindung mit der Rücknahme der ELN nicht Rechnung getragen. Stattdessen wird 
Handelsaktiva der entsprechende RSF zugewiesen, ohne Berücksichtigung der korrespondierenden 
Verbindlichkeit. In Bezug auf die LCR hingegen erlaubt FINMA die Cash Neutralität, basierend auf 
dem Konzept der voneinander abhängigen Verbindlichkeiten und Forderungen, wenn folgende Kri-
terien erfüllt sind:  

 

• ELNs sind mit Handelsaktiva physisch abgesichert und die Rückzahlung des Produkts ist mit 
dem Verkaufspreis des Hedges verbunden. 

• Falls der Hedge nicht veräussert werden kann, ist die Bank durch vertragliche Klauseln vor 
jeglichem Liquiditätsrisiko geschützt, d.h. sie kann die Rückzahlung der ELN hinauszögern, 
bis der Hedge liquidiert werden kann. 

 

Mit dieser Anpassung wird eine konsistente Behandlung zwischen LCR (s. Rz. 248.1) und NSFR er-
reicht, was ökonomisch sinnvoll erscheint. 

 
 

2.2 Aufeinander abgestimmte Effektenleihe-Geschäfte mit Fälligkeit am folgenden Ge-
schäftstag  

 

Perfekt aufeinander abgestimmte Effektenleihe-Geschäfte (Stock Borrow & Loan) mit Fälligkeit am 
folgenden Geschäftstag stellen vollständig selbstfinanzierte Transaktionen dar. Bei diesen Transaktio-
nen ermöglicht UBS eine Short Position für den Kunden und erhält von ihm im Gegenzug die Mittel 
aus dem Leerverkauf (Barmittel) sowie eine Sicherheitsleistung (Margin), welche sie für die Leihe der 
Aktie gegen die Barmittel verwendet. Im Zuge der neuen NSFR Regulierung müsste diese Transaktio-
nen mit 15% langfristiger Finanzierung unterlegt werden. 

Unserer Meinung nach ist dies nicht notwendig, da die Verwendung der Finanzierung (hinterlegte 
Barmittel) und die Finanzierungsquelle (Mittel aus dem Leerverkauf sowie Sicherheitsleistung des 
Kunden) wirtschaftlich vollständig miteinander verbunden sind und dies entsprechend vertraglich 
geregelt ist. 

Sollten Bewertungsabschläge für die Effektenleihe aus Sicht der Bank aus irgendeinem Grund stei-
gen, wird die Bank vom Kunden zusätzliche Sicherheiten verlangen. Die Auswirkung höherer Bewer-
tungsabschläge ist daher "cash neutral". Mithilfe von internen Modellen und historischen Marktda-
ten werden zusätzliche Finanzierungsanforderungen für den Fall notleidender Märkte festgelegt, um 
sich gegen den Verlust von besicherten Finanzierungsquellen oder höheren Bewertungsabschlägen 
abzusichern. 
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2.3 Prime Brokerage Effektenkredite 
 

Prime Brokerage Effektenkredite sind typischerweise durch Sicherheitsleistungen der Kunden und 
besicherte Finanzierung von bis zu 140% der weiterverpfändeten (re-hypothecated) Kundenposition 
refinanziert. Diese Transaktionen benötigen keine langfristige Finanzierung (gegenwärtiger Markt-
standard), würden unter den vorgeschlagenen Vorschriften allerdings einen RSF von 15-50% zuge-
teilt bekommen (in Abhängigkeit von Laufzeit und Gegenpartei).  

Falls eine Bank die Finanzierungsquelle des Prime Brokerage Effektenkredites verliert (d.h., nicht in 
der Lage ist, Positionen durch Weiterverpfändung zu finanzieren), würde die Bank entweder zusätzli-
che Sicherheiten vom Kunden verlangen oder den Kredit beenden. Letzteres ist in entsprechenden 
Standardverträgen geregelt.  

Zwar muss UBS dabei auch mögliche Reaktionen der Kunden berücksichtigen, jedoch sind sich die 
Hedge-Fonds Kunden bewusst, dass Banken Prime-Brokerage Effektenkredite nur bezüglich solcher 
Positionen zur Verfügung stellen, die sie selber finanzieren können.  

 

2.4 Wertpapiere, die als Hedge für Derivate gehalten werden 
 
Zusätzlich zu den oben genannten Verknüpfungen zwischen Forderungen und Verbindlichkeiten 
sollten Wertpapiere, die als Trading Aktiva zum Zweck der Absicherung (Hedging) von Kundenderiva-
ten gehalten werden, RSF-Faktoren zugeteilt werden, die von der Laufzeit der Derivatekontrakte 
abhängig sind. 

 
Die UBS Investment Bank betreibt ein von Kundenaktivität getriebenes Geschäft und die resultieren-
den Wertpapierpositionen werden nur zur Absicherung von Kundenaktivität gehalten (die einzige 
Ausnahme sind relativ unbedeutende Positionen, die für das Market Making gehalten werden). Pro-
dukte wie Aktienswaps werden immer abgesichert, weil das Eingehen von direktem Marktrisiko nicht 
erlaubt ist. Bei Fälligkeit gibt es für die Bank keine Verpflichtung, die Handelsposition zu rollen, falls 
die Refinanzierung für die Absicherung nicht verfügbar sein sollte. Gemäss RS-Entwurf müsste UBS 
diesen Wertpapieren jedoch einen vollen RSF zuweisen, obwohl der weitaus grösste Anteil des Deri-
vatportfolios eine Restlaufzeit von unter einem Jahr aufweist. 

Die Refinanzierungskosten für nicht-komplexe, kurzfristige Derivate, die mit Level 2b Aktiva abgesi-
chert werden, dürften sich unter dem RS-Entwurf nach ersten Schätzungen ungefähr verfünffachen 
(keine Verbindung der Haltedauer des Derivats und des Haircuts von 50%). Diese Kostensteigerun-
gen müssen letztlich die Endkunden tragen.  

Da Aktieninstrumente kein Fälligkeitsdatum haben, wird der Bedarf an langfristiger Finanzierung von 
der erwarteten Haltedauer abgeleitet. Zur Bestimmung der jeweiligen Haltedauer unterhält UBS de-
taillierte Finanzierungsmodelle, welche der wechselseitigen Beziehung zwischen dem Derivat und der 
zur Absicherung gehaltenen Wertpapierposition Rechnung tragen. Danach stellen wir fest, dass circa  
90% der unbesicherten Finanzierungsanforderungen im Aktiengeschäft bei UBS kürzer sind als ein 
Jahr.   
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Stellungnahme zur Änderung der Liquiditätsverordnung und zur Teilrevision des 
Rundschreibens 2015/2 «Liquiditätsrisiken Banken» 
 

Sehr geehrter Herr Dorner 
Sehr geehrter Herr Genovese-Frech 
 
Am 10. Januar 2017 haben das Eidgenössische Finanzdepartement (EFD) und die Eidgenös-
sische Finanzmarktaufsicht (FINMA) die Vernehmlassung zur Änderung der Liquiditätsverord-
nung (E-LiqV) bzw. die Anhörung zur Teilrevision des Rundschreibens «Liquiditätsrisiken – 
Banken» (FINMA RS 15/2) eröffnet. Die Revisionsentwürfe setzen die neuen Vorgaben des 
Basel-III-Reformpakets zur Finanzierungsquote (Net Stable Funding Rate, NSFR) in nationa-
les Recht um und beinhalten die Ergebnisse der Ex-post-Evaluation zur Liquiditätsquote (Li-
quidity Coverage Ratio, LCR). 
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Wir bedanken uns für die Gelegenheit, unsere Position und Überlegungen im Rahmen des 
Vernehmlassungsprozesses einbringen zu können. Ausdrücklich danken möchten wir Ihnen 
auch für den frühzeitigen Einbezug der Bankenvertreter und den konstruktiven Dialog im 
Rahmen der Nationalen Arbeitsgruppe Liquiditätsregulierung (NAG-Liq). 
 
Infolge des inhaltlichen Zusammenhangs der beiden Vorlagen erlauben wir uns, Ihnen unsere 
Kommentare in einer konsolidierten Stellungnahme zukommen zu lassen. 
 

Zusammenfassung 
 
Die Kernanliegen der Kantonalbanken zur Änderung der E-LiqV und zur Teilrevision des 
FNMA RS 15/2 betreffen die folgenden Themen: 

 Konsequente Umsetzung des Proportionalitätsprinzips: Wir fordern, dass die 
Vereinfachungen, welche für kleine Banken der Kategorie 4 und 5 gelten, ebenfalls 
für Banken der Kategorie 3 Anwendung finden. Kategorie-3-Banken sind daher 
grundsätzlich gleich zu behandeln wie solche der Kategorie 4 und 5, wobei die 
FINMA mit Blick auf die Kriterien der Grösse, Komplexität, Struktur und Risikoprofil 
im Einzelfall Verschärfungen verfügen kann. 

 Nationaler Ermessensspielraum: Wir fordern eine konsequentere Umsetzung des 
nationalen Ermessensspielraums u.a. in folgenden Punkten: ASF-Faktor für Privat-
kundeneinlagen grösser CHF 1.5 Mio., RSF-Faktor für Eventualverbindlichkeiten, 
Behandlung von durchgehandelten Kunden-Derivatgeschäften von Banken der Ka-
tegorie 3 sowie die Zulassung von Corporate Bonds als HQLA der Kategorie 2B.  

 Systemrelevante Banken: Wir fordern, die Bestimmungen für systemrelevante 
Banken zu differenzieren und – in Analogie zur Eigenmittelverordnung – zwischen 
Anforderungen an global systemrelevante (G-SIBs) und national systemrelevante 
Banken (D-SIBs) zu differenzieren. 

 Präzisierungen und weitere Punkte: Des Weiteren beinhaltet die Stellungnahme 
diverse Präzisierungen, bspw. hinsichtlich Anrechnung von AT1- und T2-Eigenmit-
telinstrumenten, sowie Korrekturen und kleinere Anpassungen. Insbesondere for-
dern wir auch, dass kleine Banken von der Berichtspflicht für Beobachtungskenn-
zahlen ausgenommen werden. 

 Erläuterungsbericht E-LiqV: Wir regen an, den Erläuterungsbericht zur E-LiqV 
und insbesondere die Regulierungsfolgenabschätzung in einigen Punkten zu präzi-
sieren bzw. zu korrigieren. 
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A GENERELLE BEMERKUNGEN 
 
1. Umsetzung NSFR 
 
Der vom Basler Ausschuss als Teil des Reformpakets Basel III festgelegte Mindeststandard 
NSFR zielt darauf ab, dass Banken ihre Aktiv- und gewisse Ausserbilanzgeschäfte dauerhaft 
und nachhaltig finanzieren. Mit der neuen Finanzierungsquote soll die übermässige Fristen-
transformation verhindert werden, wie sie einzelne Finanzinstitute v.a. im angelsächsischen 
Raum im Vorfeld der Finanzkrise 2008/09 betrieben hatten. Wir teilen die Auffassung, dass 
die Finanzierungsquote die Widerstandkraft des globalen Bankensektors insgesamt stärkt 
und damit die Wahrscheinlichkeit von volkswirtschaftlich kostspieligen Bankenkrisen redu-
ziert. 
 
Inlandorientierte Schweizer Banken finanzieren ihr Kundenaktivgeschäft vor allem über 
stabile Kundeneinlagen. Dies trifft insbesondere auch für die Kantonalbanken zu. Obwohl die 
Fristentransformation als Voraussetzung für die Kreditschöpfung im Kern des Bankgeschäfts 
liegt, haben diese Banken nie eine exzessive Liquiditäts-Risikotransformation betrieben. Die 
auf Stabilität ausgerichtete Refinanzierungspraxis drückt sich denn auch in den Resultaten 
der 2015/16 durchgeführten NSFR-Testerhebungen aus. Wir widersprechen deshalb der auf 
Seite 13 des Erläuterungsberichts zur E-LiqV gemachten Aussage, dass ohne Regulierung 
kaum Anreize zur Reduktion der Abhängigkeit von kurzfristigen (instabilen) Finanzierungen 
bestehen. Diese Behauptung entspricht weder der gängigen Refinanzierungspraxis noch den 
Risikomanagementgrundsätzen der Kantonalbanken.  
 
Der hohe Erfüllungsgrad der NSFR-Anforderungen durch die Schweizer Banken ist nebst der 
vorsichtigen Finanzierungspraxis auch dem aktuellen geldpolitischen Umfeld geschuldet. Die-
sem Umstand wird in der Regulierungsfolgeabschätzung (RFA) des Erläuterungsberichts un-
zureichend Rechnung getragen. Gemäss SNB-Statistik stieg bei den Kantonalbanken der De-
ckungsgrad der Kundenausleihungen durch die Kundeneinlagen von 75.1% Ende 2005 auf 
87.7% Ende 2015. Dieser Anstieg reflektiert u.a. die Umschichtung von Depotanlagen in Kon-
tobestände angesichts mangelnder Investitionsopportunitäten in verzinslichen Wertpapieren. 
Die durch die RFA suggerierte problemlose Einführung des NSFR-Mindeststandards ist vor 
diesem Hintergrund zu relativieren. Deshalb dürfen im Hinblick auf ein normalisiertes geldpo-
litisches Umfeld die nationalen Ermessensspielräume bei der Umsetzung der NSFR-Anforde-
rungen nicht überstrapaziert werden (s. Abschnitt B / 2. Ausschöpfung des nationalen Ermes-
sensspielraums). 
 
Des Weiteren regen wir an, einige irreführende Aussagen im Rahmen der RFA zu korrigieren: 
So verfügen längst nicht alle Kundeneinlagen über einen ASF-Faktor von 95% (S. 23 & S. 27 
Erläuterungsbericht E-LiqV). Auch ist die Verkürzung der Kreditlaufzeit nicht per se eine ge-
eignete Strategie zur Verbesserung der NSFR (S. 23, Erläuterungsbericht E-LiqV). Gemäss 
Rz 399 des FINMA RS 15/2 ist bei der Ermittlung der Restlaufzeit von Krediten in den meis-
ten Fällen von einer Verlängerung des fälligen Kreditbetrags auszugehen. Nicht nachvollzieh-
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bar ist zudem die Behauptung, dass die reinen IT-Implementierungskosten der NSFR-Einfüh-
rung für die Banken kaum ins Gewicht fallen (S. 30, Erläuterungsbericht E-LiqV). Kritisch se-
hen wir die Durchführung von Testerhebungen, sofern dadurch die Umsetzung von Regulie-
rungen gewissermassen vorweggenommen wird und Banken ohne rechtliche Grundlage un-
verhältnismässige Regulierungskosten aufgebürdet werden. Nachträgliche Anpassungen im 
Rundschreiben produzieren dann jeweils neue Implementierungskosten, was dem eigentli-
chen Sinn der Testreportings aus Bankensicht zuwiderlaufen kann. 
 
Als positiv werten wir die folgenden, in Zusammenarbeit mit den Bankenvertretern im Rah-
men der NAG-Liq erarbeiteten Umsetzungsvorschläge: 

- Pfandbriefdarlehen (Art. 17m Abs. 3 - 5 E-LiqV; Rz 388-391 FINMA RS 15/2): Der 
Pool-Ansatz zur Behandlung des Deckungsstocks für Pfandbriefdarlehen erlaubt eine 
praxistaugliche, verhältnismässige und effiziente technische Umsetzung. 

- Säule 3a- und Freizügigkeitskonten (Rz 380-384 FINMA RS 15/2): Der analog LCR 
anwendbare Look-through-Ansatz trägt der hohen Kapitalbindung dieser Vorsorgegel-
der und der Bedeutung für die stabile Finanzierung des Aktivgeschäfts Rechnung. 

- Voneinander abhängige Verbindlichkeiten und Forderungen (Art. 17p E-LiqV; Rz 
400-406 FINMA RS 15/2): Die Behandlung physischer Edelmetallbestände und Edel-
metallkonten im Rahmen der stipulierten Bedingungen entspricht der ökonomischen 
und vertraglichen Logik. 

- Einige zusätzliche Punkte zu interdependenten Verbindlichkeiten und Forderungen 
werden in Abschnitt B beleuchtet. 
 

Die Kantonalbanken regen an, den Erläuterungsbericht E-LiqV und insbesondere die Re-
gulierungsfolgenabschätzung (RFA) in den erwähnten Punkten zu präzisieren bzw. zu kor-
rigieren. 

 
 
2. Ex-post-Evaluation LCR 
 
Im Rahmen der Ex-post-Evaluation der LCR konnten im Rahmen der NAG-Liq eine Reihe 
von Anforderungen präzisiert bzw. an die praktischen Erfordernisse und Gegebenheiten der 
Banken angepasst werden. Darunter fallen  

- die Bedingungen für einen Rückzug von Einlagen ohne Konsequenzen für die LCR 
(Rz 194-199.6 FINMA RS 15/2); 

- die Klarstellung der Behandlung von Zuflüssen unter Rahmenkreditverträgen (Rz 294-
294.4 FINMA RS 15/2); 

- die Einführung eines Wahlrechts zwischen Standardansatz und internem Modell zur 
Bestimmung des Anteils operativer Einlagen für Banken der Kategorien 3 bis 5 (Rz 
228 & 231.1; 297 & 297.1 FINMA RS 15/2), was für die Kantonalbanken von zentraler 
Wichtigkeit ist; 

- die Rückführung der Anforderungen zur HQLA-Diversifikation an die Vorgaben der 
Basler Rahmenvereinbarung (Rz 166-167 FINMA RS 15/2); 
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- die vereinfachte Anerkennung von im Ausland emittierten und in Fremdwährung deno-
minierten, repo-fähigen HQLA (Art. 15c Abs. 5 E-LiqV). 

 
Wir begrüssen diese Anpassungen ebenso wie die Vereinfachungen für kleine Banken in Be-
zug auf die Einreichung des Liquiditätsnachweises auf Stufe Finanzgruppe und in Fremdwäh-
rungen, die Konsolidierung unbedeutender Tochtergesellschaften sowie die Komplexitätsre-
duktion des Liquiditätsnachweises (Art. 14 Abs. 3 Bst c und Art. 17c Abs. 1 E-LiqV; Rz 350-
363 FINMA RS 15/2). Wir fordern jedoch, dass diese Vereinfachungen auch mittelgrossen 
Banken der Kategorie 3 offenstehen. Die FINMA kann mit Blick auf die Kriterien der Grösse, 
Komplexität, Struktur und Risikoprofil im Einzelfall Verschärfungen verfügen. Erleichterungen 
für kleine und mittlere Banken sollen im Übrigen auch bei der Erstellung des Finanzierungs-
nachweises gewährt werden (Art. 17h Abs. 3 und Art. 17q Abs. 1 E-LiqV; Rz 408-410 FINMA 
RS 15/2). 
 
Die Umsetzung dieser Vereinfachungen trägt den Gegebenheiten kleiner und mittelgrosser 
Banken Rechnung und führt – unter der Voraussetzung der Beibehaltung der bestehenden 
Formularstruktur von Liquiditäts- und Finanzierungsnachweis – zu einer Reduktion des Auf-
wands für die regulatorische Berichterstattung. Von einer «deutlichen» Reduktion zu spre-
chen, wie dies im Erläuterungsbericht zum FINMA RS 15/2 gemacht wird, halten wir indessen 
für übertrieben. 
 
 
B STELLUNGNAHME ZU SPEZIFISCHEN THEMENBLÖCKEN 
 
1. Konsequente Umsetzung des Proportionalitätsprinzips 
 
Gemäss Wortlaut der Basler Vereinbarung zu LCR und NSFR sind diese quantitativen Min-
deststandards nur für «international tätige Banken» verbindlich. Konkrete Kriterien zur Defini-
tion und Abgrenzung von «national» und «international tätigen» Banken werden nicht vorge-
geben. Es ist den Mitgliedstaaten überlassen, dies sinngemäss auszulegen und die entspre-
chenden Anforderungen auf Banken anzuwenden, bspw. aus Wettbewerbsgründen. Für nicht 
international tätige Finanzinstitute besteht somit ein grosser nationaler Ermessensspielraum 
bei der Umsetzung der Liquiditäts- und Funding-Anforderungen. Dem Erläuterungsbericht (S. 
4, Fussnote 7) ist zu entnehmen, dass es in der Schweiz gut 98 international tätige Banken 
geben soll, wobei weder transparent gemacht wird, um welche Banken es sich handelt noch 
nach welchen Kriterien diese Einteilung vorgenommen wird. Im Fall der Kantonalbanken 
möchten wir darauf hinweisen, dass deren Kernmarkt typischerweise der eigene Kanton ist 
und sie sich dementsprechend als inlandorientierte Banken verstehen. 
 
Wir sind der Meinung, dass dieser Ermessensspielraum in der Schweiz im Rahmen der Um-
setzung des Proportionalitätsprinzips unzureichend ausgeschöpft wird. Einmal mehr werden 
Erleichterungen und Ausnahmen nur sogenannten «kleinen Banken» der Kategorie 4 und 5 
gewährt. Es ist auch im vorliegenden Fall weder ersichtlich noch sachgerecht, dass diese 
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Vereinfachungen nicht auch mittelgrossen Banken der Kategorie 3 offenstehen. Exempla-
risch seien hier die folgenden Fälle genannt:  

- Im Zusammenhang mit der Ex-Post-Evaluation der LCR wurde zwar eine Reihe von 
sinnvollen Vereinfachungen definiert und damit das Proportionalitätsprinzip konkreti-
siert. Diese Vereinfachungen bezüglich der Erfüllung der Anforderungen sowie zum 
Nachweis der Quoten sind gemäss E-LiqV den Banken der Kategorien 4 und 5 vor-
behalten (Art. 14 Abs. 3 Bst c, Art. 17c Abs. 1, Art. 17h Abs. 3 und Art. 17q Abs. 1 E-
LiqV). Es gibt keinen Grund, weshalb dies nicht auch für Banken der Kategorie 3 gel-
ten sollte.  

- Bei der NSFR hat die FINMA die Kompetenz, voneinander abhängige Verbindlichkei-
ten und Forderungen zu bestimmen (Art. 17p Abs. 1 E-LiqV). Auf Basis dieser Be-
stimmung können kleine Banken Verbindlichkeiten und Forderungen aus durchge-
handelten Kunden-Derivatgeschäften als voneinander abhängig geltend machen (Rz 
406 FINMA RS 15/2). Zur Vermeidung von Wettbewerbsnachteilen sollte diese Mög-
lichkeit auch den Banken der Kategorie 3 eingeräumt werden, da auch diese ihre 
Kundenderivatgeschäfte im Regelfall durchhandeln. Dies entspricht auch der Rege-
lung in der EU (vgl. S. 8, Erläuterungsberichts E-LiqV). 

- Es sollte auch für Banken der Kategorie 3 die Regelung gelten, dass unwesentliche 
Tochtergesellschaften nicht zu konsolidieren sind und bei unwesentlichen Fremdwäh-
rungspositionen die LCR nur nach Art. 14 Abs. 2 Bst. a E-LiqV zu berechnen ist (Rz 
355 ff. FINMA 15/2). 

 
Die kategorische Unterteilung zwischen kleinen und anderen Banken auf Basis der primär 
grössenbasierten Aufsichtskategorisierung berücksichtigt die Komplexität, die Struktur und 
den Risikogehalt der Geschäftsmodelle dieser Institute viel zu wenig. Sämtliche Banken der 
Kategorie 3 werden damit grundsätzlich gleich behandelt wie international tätige Grosskon-
zerne, unabhängig von ihrem Geschäftsmodell und davon ob sie einen internationalen Be-
zug haben oder nicht. 
 
Die Kantonalbanken kritisieren diese unzureichende Umsetzung des Proportionalitätsprin-
zips in FINMA-Rundschreiben seit Längerem, ohne dass sich etwas Grundsätzliches geän-
dert hat. Umso besorgter nehmen wir nun zur Kenntnis, dass diese unsachgemässe Regulie-
rungspraxis im Rahmen der vorliegenden E-LiqV nun erstmals auch auf Stufe Verordnung 
durch den Bundesrat festgeschrieben werden soll. Dies ist aus Sicht der Kantonalbanken viel 
zu einschränkend und würde einer konsequenten Umsetzung des Proportionalitätsprinzips 
im obigen Sinne entgegenstehen. Sinnvolle Erleichterungen für Kategorie-3-Banken (wie sie 
aktuell ja in Bezug auf die Bestimmung des Anteils operativer Einlagen bei der LCR beste-
hen) würde dadurch in Frage gestellt bzw. verunmöglicht. Es ist wichtig, Verordnung und 
Rundschreiben dahingehend abzustimmen, dass eine konsequente Umsetzung des Proporti-
onalitätsprinzips im obigen Sinn sichergestellt ist. 
 
Zusammenfassend erachten wir eine zusätzliche Differenzierung zugunsten inlandorientierter 
Banken der Kategorie 3 als notwendig und geboten. Der diesbezüglich vorhandene Ermes-
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sensspielraum für Proportionalität sollte konsequenter genutzt werden. Die grundsätzlich ein-
heitliche Anwendung der quantitativen Mindeststandards, wie von Basel gefordert, ist auch 
bei einer weiteren Differenzierung sichergestellt, da sich die Erleichterungen primär auf den 
Umfang und den Detaillierungsgrad der einzureichenden Liquiditäts- und Finanzierungsnach-
weise beschränken. Auch sind damit keine Wettbewerbsverzerrungen verbunden. Wir weisen 
in diesem Zusammenhang darauf hin, dass es durchaus Beispiele für eine konsequente Nut-
zung vorhandener Ermessensspielräume für Proportionalität gibt. Die Umsetzung der NSFR 
in den USA beispielsweise sieht vor, dass nur Bankengruppen mit einer konsolidierten Bilanz-
summe von mehr als USD 250 Mrd. die NSFR vollumfänglich einzuhalten haben. Für Banken 
mit einer Bilanzsumme von zwischen USD 50 Mrd. und 250 Mrd. gelangt eine modifizierte 
NSFR zur Anwendung. Für Banken mit einer Bilanzsumme von weniger als USD 50 Mrd. ist 
die NSFR Regelung nicht bindend. Damit setzen die USA beim nationalen Ermessensspiel-
raum nicht nur auf Ebene einzelner Bestimmungen der Regulierung an, sondern weiterge-
hender beim Kreis der von der Regulierung überhaupt betroffenen Institute. Im Vergleich fal-
len die in der Schweiz vorgesehenen Erleichterungen für Banken der Kategorien 4 und 5 
bzgl. Ausgestaltung des Finanzierungsnachweises bescheiden aus.  
 

Die Kantonalbanken fordern, dass die Vereinfachungen, welche für kleine Banken der Ka-
tegorie 4 und 5 gelten, ebenfalls für mittelgrosse Banken der Kategorie 3 Anwendung fin-
den. Kategorie-3-Banken sind gleich zu behandeln wie solche der Kategorie 4 und 5, wobei 
die FINMA mit Blick auf die Kriterien der Grösse, Komplexität, Struktur und Risikoprofil im 
Einzelfall Verschärfungen verfügen kann. Verordnung und Rundschreiben sind in diesem 
Sinne abzustimmen und zu präzisieren. 

 
 
2. Ausschöpfung des nationalen Ermessensspielraums 
 
Die Basler Vorgaben gewähren der nationalen Aufsichtsbehörde auch bei verschiedenen De-
tailbestimmungen zur LCR und zur NSFR einen Ermessensspielraum. Dieser Ermessenspiel-
raum wird unseres Erachtens in folgenden Punkten zu konservativ umgesetzt: 
 
Net Stable Funding Ratio: 

- Einlagen von Privatkunden weisen gemäss den Basler Bestimmungen einen ASF-
Faktor von 90% respektive 95% auf. Bei Einlagen von Privatkunden grösser CHF 1.5 
Mio. sieht die FINMA einen davon abweichenden ASF-Faktor von 75% vor (Anhang 4 
ASF-Kategorie 4.1 E-LiqV). Da die NSFR, im Gegensatz zur LCR, keine Stresskenn-
zahl ist, sind wir der Ansicht, dass der ASF-Faktor für Privatkunden grösser CHF 1.5 
Mio. nicht oder nicht signifikant vom Basler Standard abweichen soll. 

- Für Eventualverpflichtungen ist je nach Laufzeit ein RSF-Faktor von 5%, 10% oder 
15% vorgesehen (Anhang 5, Kategorie 10.1/10.2 E-LiqV). Bei Eventualverpflichtun-
gen beschränkt sich das Finanzierungsrisiko der Bank jedoch auf eine kurzfristige 
Zahlungslücke zum Zeitpunkt des Settlements und weist deshalb in der Regel keine 
Abhängigkeit zur vertraglichen Laufzeit der Eventualverpflichtung auf. Wir erachten 
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die vorgesehenen RSF-Faktoren von 5 bis 15%, insbesondere bei den längeren Lauf-
zeiten, deshalb als deutlich zu hoch. Da die wenigen Schweizer Finanzinstitute, die in 
diesem Marktsegment tätig sind, dem internationalen Wettbewerb ausgesetzt sind, 
drängt sich eine Reduktion auch aus Gründen der Wettbewerbsfähigkeit auf. 

- Das Basler Komitee hat mit der definitiven Verabschiedung der Bestimmungen zur 
NSFR im Oktober 2014 einen RSF-Faktor von 20% auf Verbindlichkeiten aus Deriva-
ten eingeführt, der nun in die Schweizer Bestimmungen übernommen werden soll 
(Anhang 5 Kategorie 8.3 E-LiqV). Die Europäische Union sieht in ihren Bestimmungen 
einen tieferen Faktor von 10% vor (Seite 8, Erläuterungsbericht E-LiqV). Es stellt sich 
die Frage, ob die Schweiz hier nicht schon jetzt den entsprechenden Spielraum aus-
schöpfen sollte. 

- Um negative Effekte auf den Markt für Staatsanleihen zu vermeiden, schlagen wir – 
entsprechend der EU Regelungen – für Wertpapiere der HQLA der Kategorie 1 die 
Anwendung eines RSF-Faktors von 0% vor (Anhang 5, Kategorie 2.1 E-LiqV). 

 
Liquidity Coverage Ratio: 

- Das Universum qualifizierender HQLA der Kategorie 2B ist in der Schweiz sehr eng 
gefasst: Aktuell qualifizieren bei schweizerischen Titeln nur SMI-Aktien des Nichtban-
kensektors für diese Kategorie (Rz 133-138 FINMA RS 15/2). Diese enge Definition 
sollte – nicht zuletzt auch zur Erleichterung des Kapitalmarktzugangs von Industrieun-
ternehmen – um die Kategorie der Corporate Bonds erweitert werden. Die im Ver-
gleich zu ausländischen Regelungen restriktive Umsetzung hat zudem auch einen ne-
gativen Einfluss auf die RSF-Unterlegung in der NSFR. 

- Die Bestimmungen in Rz 166 betreffend die Diversifikation des Bestands an HQLA 
enthalten keine Relativierung hinsichtlich Grösse oder Komplexität der Banken. Kleine 
HQLA Portefeuilles sind naturgemäss weniger diversifiziert als grössere, und eine 
Ausweitung der Diversifikation ist unweigerlich mit relativ höheren Kosten verbunden. 
Wir schlagen vor, diesem Umstand in Rz 166 wie folgt Rechnung zu tragen: «Die An-
forderungen hinsichtlich des Grads der Diversifikation verstehen sich in Proportionali-
tät zu Grösse und Komplexität einer Bank» (in der französischen Version: « L’attente 

en matière de diversification du portefeuille d’HQLA est proportionnelle à la taille et à 
la complexité de la banque. » 

- Die Formulierung zu Rz 166.1 in der französischen Version ist nicht eindeutig genug. 
Wir schlagen folgende Modifikation vor: « Une banque dont l'encours de HQLA est 
uniquement composé d'obligations de la Confédération et/ou d'avoirs de banque cen-
trale, et/ou de titres de créance émis par des banques centrales et/ou de pièces et les 
billets de banque n'est pas tenue par l'obligation de diversification. » [Erklärung: La 
formulation en français de la référence Cm. 166.1 est équivoque. La formulation ne 
permet pas de déterminer avec certitude si la part des HQLA sous forme de titres de 
la Confédération, de dépôts sur le compte SIC ou de titres de la BNS est à prendre en 
compte dans le périmètre devant faire l’objet de diversification ou ne constitue pas 

des éléments suffisamment diversifiés.]. Die im Entwurf zum FINMA RS 15/2 ausfor-
mulierten Bestimmungen zur Strafzahlung im Falle eines vorzeitigen Rückzugs von 
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kündbaren Einlagen sind nicht klar. Gemäss Entwurf (Rz 196/197 RS 15/2) muss sich 
die Strafzahlung zusammensetzen aus: 
- dem Zins für eine alternative Finanzierung der Einlage bis zur ursprünglichen Fäl-

ligkeit über den Interbankenmarkt, 
- mindestens 200 Basispunkten per annum auf die Einlage. 

 
Wir sind der Ansicht, die erste Bedingung sollte in Analogie zur Berechnung von Vor-
fälligkeitsentschädigungen im Sinne der Zinsdifferenz zu alternativen Finanzierungen 
formuliert werden und nur für Termineinlagen (Termingelder, Kassenobligationen, 
etc.) gelten. Bei Sichteinlagen mit einer kurzen Kündigungsfrist (häufig 1 oder 3 Mo-
nate) ist diese Zinsdifferenz vernachlässigbar, weshalb aus operationellen Gründen 
darauf zu verzichten ist. Des Weiteren gehen wir davon aus, dass bei einem vorzeiti-
gen Rückzug einer Termineinlage eine allfällig zu Gunsten des Kunden ausfallende 
Vorfälligkeitsentschädigung weiterhin dem Kunden ausgezahlt bzw. mit dem zweiten 
Teil der Strafzahlung (200bp) verrechnet werden darf. 
Die zweite Bestimmung ist vielen Banken insofern unklar, als der neu aufgenommene 
Einschub «per annum» eine Abhängigkeit der Strafzahlung von der Restlaufzeit des 
Geschäfts suggeriert. Bei der Kündigung eines Spargeldes würde dieser Teil der 
Strafzahlung demzufolge deutlich tiefer ausfallen als bei der Kündigung eines überjäh-
rigen Festgeldes. Wir bitten um Klarstellung des Sachverhalts und schlagen eine ein-
fache Regelung unabhängig von der Laufzeit vor, was der bisherigen Interpretation 
und Implementation bei vielen Banken entspricht. Sollte die Regelung anders ausfal-
len, so ist dies zwingend mit längeren Übergangsfristen zu verbinden, da Sys-
temimplementierungen anders vorgenommen wurden. 

- FINMA RS 15/2 Rz 200 ff. definiert unter welchen Voraussetzungen Metallkonten 
nicht als normale Sicht- oder Spareinlagen zu behandeln sind, sondern als nicht LCR-
relevant angesehen werden dürfen, da das Liquiditätsrisiko vollständig an den Kunden 
übertragen ist. Falls diese Voraussetzungen nicht erfüllt sind, müssen Metallkonten 
wie normale Sicht- oder Spareinlagen behandelt werden, d.h. ein entsprechender Ab-
fluss ist mit HQLA zu unterlegen. Die Absicherung des Kurs- und Lieferrisikos von 
Edelmetallkonten (Passivseite) erfolgt normalerweise durch entsprechende Bestände 
(physisch, in Kontoform bei einer anderen Bank, als Edelmetall-Anlagefonds, etc.) auf 
der Aktivseite. Diese Edelmetallbestände qualifizieren allerdings nicht als HQLA, ob-
wohl sie zur Deckung eines Liquiditätsabflusses auf den Edelmetallkonten verwendet 
werden. Dieser Widerspruch ist zu bereinigen, indem Edelmetallbestände auf der Ak-
tivseite mit einem entsprechenden Zuflussfaktor berücksichtigt werden können. 

- Gemäss Anhang 3 Ziff. 5 E-LiqV kommt für Ausleihungen an Nicht-Finanzinstituten 
(Privatkunden, Kleinunternehmungen, Unternehmungen, etc.) ein Zuflussfaktor von 
50% zur Anwendung. Damit wird nicht berücksichtigt, dass eine Bank (normalerweise 
durch ihr Treasury) auch bei Nicht-Finanzinstituten reine Liquiditätsanlagen tätigen 
kann, die sich nicht von analogen Liquiditätsanlagen bei Finanzinstituten unterschei-
den. Für solche Liquiditätsanlagen ist ebenfalls ein Zuflussfaktor von 100% sachge-
recht, weshalb Ziff. 5.3 um solche Anlagen zu erweitern ist. 
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Die Kantonalbanken fordern, dass 
- der ASF-Faktor für Einlagen von Privatkunden grösser CHF 1.5 Mio. entsprechend dem 

Basler Standard bei 90% festzulegen ist, auf keinen Fall aber tiefer als 80% (in Analo-
gie zur LCR); 

- der RSF-Faktor für Eventualverpflichtungen, in Anlehnung an die Bestimmungen zur 
LCR, pauschal für alle Laufzeiten 5% beträgt; 

- auch Banken der Kategorie 3 durchgehandelte Kunden-Derivatgeschäfte als voneinan-
der abhängige Verbindlichkeiten und Forderungen geltend machen dürfen; 

- geprüft werden soll, ob der RSF-Faktor für Nettoverbindlichkeiten aus Derivaten nicht 
bereits jetzt auf 10% gesenkt werden kann; 

- Corporate Bonds der Kategorie 2B auch in der Schweiz als HQLA zuzulassen sind; 
- Rz 166 zu den Diversifikationsanforderungen des HQLA Bestands gemäss den obigen 

Ausführungen präzisiert wird. 
- Rz 196/197 gemäss den obigen Ausführungen präzisiert wird. 
- Edelmetallbestände auf der Aktivseite, welche zur Absicherung des Kursrisikos von 

Edelmetallkonten auf der Passivseite dienen, sollen – falls die Bedingungen gemäss Rz 
200.1 bzw. 200.2 nicht erfüllt sind – im Ausmass des LCR-Abflusses aus diesen Edel-
metallkonten als Zufluss angerechnet werden dürfen. 

- Anhang 3 Ziff. 5.3 E-Liq wird um durch das Treasury getätigte Liquiditätsanlagen bei 
Nicht-Finanzinstituten erweitert. 

 
 
3. Regelungen für systemrelevante Banken 
 
Die besonderen Bestimmungen für systemrelevante Banken (Art. 19-29 E-LiqV) betreffen in-
nerhalb des VSKB nur die Zürcher Kantonalbank. Diese Bestimmungen stammen noch aus 
der Zeit des Beginns der Finanzkrise. Die konkreten quantitativen Anforderungen basieren 
dabei auf einem zusätzlichen Stressszenario mit 7- und 30-Tagehorizont, das primär auf glo-
bal systemrelevante Grossbanken mit einem hohen Bestand monetisierbarer Wertpapierbe-
stände ausgerichtet ist. Wir erachten die laufende Überarbeitung der Liquiditätsverordnung 
als gute Gelegenheit, auch diese Legacy-Bestimmungen zu aktualisieren. 
 
Eine Präzisierung ist im Erläuterungsbericht E-LiqV auf Seite 4 erforderlich: Die monatliche 
Rapportierungspflicht der NSFR durch systemrelevante Banken wird unter anderem mit de-
ren «volatileren Geschäftsaktivitäten» begründet. Dies mag für die global systemrelevanten 
Grossbanken zutreffen, sicher aber nicht für die national systemrelevanten Banken, deren 
Geschäftsmodell einen deutlich geringeren Risikogehalt beinhaltet. 
 
Ausdrücklich begrüssen wir, dass die Rapportierungspflicht zur Innertagesliquidität auf sys-
temrelevante Banken beschränkt bleibt (Art. 28a E-LiqV). 
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Die Kantonalbanken regen an, die Bestimmungen für systemrelevante Banken zu aktuali-
sieren und insbesondere – in Analogie zur Eigenmittelverordnung – zwischen Anforderun-
gen an global systemrelevante und national systemrelevante Banken zu differenzieren. 

 
 
4. Präzisierungen, Korrekturen und weitere Anpassungen 
 
Die folgenden Abschnitte beinhalten weitere Kommentare sowie Korrekturvorschläge inhaltli-
cher oder redaktioneller Art zu den Entwürfen E-LiqV und FINMA RS 15/2: 
 
E-LiqV: 

- Art. 15c Abs. 5: Zur Vermeidung von Missverständnissen sollte klargestellt werden, 
dass es sich bei den Bst. a und b um «oder»-Bedingungen handelt. 

- Art. 17i Abs. 3: Bezüglich der Bedingungen, welche zur Verrechnung von Forderun-
gen und Verbindlichkeiten aus besicherten Finanzierungsgeschäften erfüllt sein müs-
sen, wird direkt auf das Basler Regelwerk zur Leverage Ratio verwiesen. Die Le-
verage Ratio ist für die Schweiz im FINMA-RS 15/3 geregelt. Damit sollte der Verweis 
auf dieses Rundschreiben und nicht auf die internationalen Bestimmungen erfolgen. 
Analog schlagen wir das auch für Art. 17j Abs. 3 vor. 

- Art. 17l Abs. 2: Die Bestimmungen betreffend die Berücksichtigung von Markterwar-
tungen zur Ermittlung der Restlaufzeit von Eigenkapitalinstrumenten sind potentiell 
verwirrend. Instrumente des zusätzlichen Kernkapitals und des Ergänzungskapitals 
(AT1- und Tier-2-Anleihen) sind in der Praxis meistens mit Call-Optionen zugunsten 
des Emittenten versehen. Daraus liesse sich eine Markterwartung herleiten, dass eine 
Call-Absicht seitens Emittentin zu den Call-Terminen besteht. Eine solche Auslegung 
von Art. 17l Abs. 2 ist sicherlich nicht beabsichtigt und würde auch den Anrechenbar-
keits-Bestimmungen der Eigenmittelverordnung zuwiderlaufen.  

- Art. 18b Bst b: Vorderhand sollten Prüfgesellschaften die Beobachtungskennzahlen 
nicht prüfen müssen. Die Beobachtungskennzahlen werden heute von den Banken im 
Sinne eines «best-efforts» geliefert. Falls nötig, kann die FINMA die Prüfgesellschaf-
ten ja auch ad-hoc beauftragen, die Beobachtungskennzahlen (oder andere Schwer-
punkte) zu prüfen.  

- Anhang 5 RSF-Kategorie 5.5: Die Bedingung im zweiten Unterabschnitt «nicht unter 
Kontrolle der für die Liquiditätsteuerung zuständigen Funktionseinheit» ist überflüssig 
bzw. steht im Widerspruch zu Rz 392 RS 15/2. 

- Anhang 2 Ziffer 8.1: «Bedingt widerrufliche und unwiderrufliche Kredit- und Liquiditäts-
fazilitäten sowie synthetisch konstruierte, vergleichbare Transaktionen»: Hier muss 
ergänzt werden, dass jeweils der «nicht-beanspruchte Teil» solcher Fazilitäten mass-
gebend ist. 
 

FINMA RS 15/2: 

- Rz 89.1: Eine Bank, die ihre LCR nach dem Abschlusstagprinzip errechnet, muss die 
wesentlichen Unterschiede zur LCR gemäss Erfüllungstagprinzip erklären können. In 
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den Diskussionen der Nationalen Arbeitsgruppe Liquidität wurde klar, dass dies nicht 
bedeuten kann, dass die LCR hierfür nach beiden Prinzipien zu berechnen ist. 
Ebenso wenig kann es bedeuten, dass die Unterschiede in einer revisionsbeständigen 
und permanenten Form erklärbar sein müssen. Diese Aspekte sollten unseres Erach-
tens durch folgende Ergänzungen der Rz 89.1 sowie des Erläuterungsberichts 
FINMA, S. 17, verdeutlicht werden: 
- Rz 89.1: «… die wesentlichen Unterschiede zur LCR gemäss Erfüllungstagprinzip 

auf Verlangen der FINMA erklären können» [in der französischen Version: « Si le 
LCR est calculé selon le principe de la date de conclusion la FINMA peut exiger 
que la banque explique … »]. 

Erläuterungsbericht, S. 17: «Es wird aber eine neue qualitative Anforderung für dieje-
nigen Banken eingeführt, welche die LCR gemäss Abschlusstagprinzip berechnen. 
Diese müssen die Auswirkungen von Wertstellungsdifferenzen auf die LCR in deren 

grundsätzlichen Wirkungsweise einschätzen abschätzen können (Rz 89.1).» 
- Rz 177.3: Hier wird erstmals der Begriff «beizulegender Zeitwert» verwendet (Fair Va-

lue). Das FINMA RS 15/1 «Rechnungslegung Banken» spricht immer nur von Fair Va-
lue. Aus diesem Grunde muss der Begriff Fair Value nicht übersetzt werden. 

- Rz 199.1: Bei der Definition des Härtefalls wird von «Termineinlage» gesprochen. 
Dies kann verwirrend sein, da beispielsweise auch ein Sparkonto mit Rückzugsbe-
schränkung unter die Bestimmungen fällt. Wir schlagen vor, statt des Begriffs «Ter-
mineinlage» verallgemeinernd den Begriff «Einlage» zu verwenden. 

- Rz 226.1: Bei der Parametrisierung eines Modelles zur Bestimmung der als operativ 
geltenden Einlagen muss das unterschiedliche Zahlungsverhalten der Gegenparteien 
berücksichtigt werden. Wir nehmen an, dass es um das Zahlungsverhalten in den ein-
zelnen Einlagekategorien gemäss LCR Nomenklatur geht, bitten aber um eine ent-
sprechende Präzisierung.  

- Rz 227.1: Wenn die FINMA das interne Modell zur Ermittlung der Anteile der operati-
ven Einlagen nicht bewilligt, gelten alle Einlagen automatisch als nicht-operativ. Für 
Banken der Kategorien 3 bis 5 sollte in diesem Fall jedoch Rz 228 gelten (Standar-
dansätze FINMA gemäss Rz 229 – 231). 

- Bei der vormaligen Rz 266 (Erleichterungen für kleine Banken bei Nettomittelabflüs-
sen aus Derivaten oder anderen Transaktionen aufgrund von Marktwertveränderun-
gen) fehlt im Abschnitt O «Vereinfachungen beim Ausfüllen des Liquiditätsnachweises 
für kleine Banken». Wir gehen davon aus, dass es sich hier um ein Versäumnis han-
delt. 

- Rz 285.1: Positionen unter den sonstigen vertraglichen Mittelabflüssen, die vom Be-
trag her mehr als ein Prozent der Nettomittelabflüsse ausmachen, sind der FINMA se-
parat zu melden. Die Schwelle von einem Prozent ist sehr tief und führt in der Praxis 
zu einer weiteren Berichtspflicht, die schlecht automatisierbar ist. Auffällige Positionen 
in diesen Berichtszeilen werden typischerweise im Rahmen von regulären Revisionen 
untersucht, sodass wir diese zusätzliche Berichtspflicht für unnötig erachten. Im Mini-
mum sollte die Schwelle bei drei Prozent der gesamten Nettomittelabflüsse angesetzt 
werden statt bei einem Prozent.  
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- Rz 294.1: Die Bedingungen, wann Mittelzuflüsse aus fällig werdenden Krediten be-
rücksichtigt werden dürfen, werden an eine vertragliche Verpflichtung geknüpft, wel-
che Zinssatz, Höhe und/oder Laufzeit explizit festlegt. Das Wort «oder» sollte gestri-
chen werden, damit klar ist, dass sämtliche der drei Bedingungen erfüllt sein müssen, 
damit ein Zufluss nicht anerkannt wird. 

- Rz 294.4: Damit klar ist, dass im Gegenzug zu den laut Rz 294.1 nicht zu berücksich-
tigenden Kreditzuflüssen Zahlungen aus fälligen Krediten angerechnet werden dürfen, 
welche die drei erwähnten Bedingungen nicht erfüllen (also in 30 Tagen fällige Fest-
kredite, für welche eine Rahmenkreditvereinbarung z. B. über die Höhe besteht, nicht 
aber über Laufzeit und Zinssatz), sollte Rz 294.4 neben Zinsen und Ratenzahlungen 
auch gänzliche Kredittilgungen beinhalten und fällige Festkrediten umfassen (mit Aus-
nahme solcher gemäss Rz 294.1). 

- Rz 350: In den Diskussionen im Rahmen der NAG-Liq herrschte Einigkeit darüber, 
dass alle Banken die gleichen Formulare für das Ausfüllen des Liquiditäts- resp. Fi-
nanzierungsnachweises verwenden sollen. 
Ungeklärt blieb indessen die Frage, ob der Gebrauch von Vereinfachungen selektiv 
statthaft ist oder nur dann, wenn sämtliche Vereinfachungen beachtet werden. Da 
nicht alle Banken den gleichen Implementierungsstand und Automatisierungsgrad auf-
weisen, und einzelne Vereinfachungen ihrerseits an Materialitätsgrenzen gebunden 
sind, halten wir erstere Lösung für zwingend notwendig. Eine Einschränkung des se-
lektiven Wahlrechts würde den Nutzen der erarbeiteten Vereinfachungen in Frage 
stellen, d.h. die betroffenen Banken könnten davon in Praxis gar nicht profitieren. 

- Rz 371: Die generelle Unterstellung einer Restlaufzeit von über einem Jahr bei open 
Reverse Repos ist sachlich nicht gerechtfertigt und stellt eine Verschärfung gegen-
über den EU-Bestimmungen dar. Wir beantragen die Streichung dieser Randziffer. 

- Rz 374: Auch hier wird, wie in E LiqV Art. 17 i und j auf die internationalen Bestim-
mungen des Basler Regelwerks verwiesen. Grundsätzlich sollte auf die Schweizer 
Gegebenheiten und das RS «Kreditrisiken Banken» referenziert werden. 

- Rz 380, Schreibfehler: Es steht «Ein RSF-Faktor von 90%» anstatt «Ein ASF-Faktor 
von 90%». 

- Rz 387: Kann bezüglich Wertberichtigungen nicht auf das RS 15/1 «Rechnungsle-
gung Banken» und das RS 15/3 «Leverage Ratio» verwiesen werden (anstatt auf das 
Basler Regelwerk)? Zudem stellen wir eine Ungleichbehandlung der RZ 387 (NSFR) 
zu RZ 292 (LCR) fest. Während die Rückflüsse im LCR nach Abzug von pauschali-
sierten Einzelwertberichtigungen und Pauschalwertberichtigungen zu berücksichtigen 
sind, wird in der NSFR die RSF ohne Abzug der Pauschalwertberichtigungen ermittelt. 
Dies sollte vereinheitlicht werden, umso mehr, als dieselben Informatiksysteme beide 
Kennzahlen LCR und NSFR möglichst nach identischen Regeln berechnen sollten. 

- Rz 390: Das Wort «Pfandbriefzentrale» sollte durch den neutraleren Begriff «Pfand-
briefinstitut» ersetzt werden. 

- Rz 396: Auch hier sollte anstatt der Referenz auf das Basler Regelwerk die Schweizer 
Bestimmungen von FINMA RS 15/1 «Rechnungslegung Banken» gelten. 
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- Rz 400: Wir beantragen, dass zusätzlich strukturierte Produkte (Zertifikate) dann als 
interdependente Aktiven und Passiven behandelt werden können, wenn der Verbind-
lichkeit gegenüber dem Zertifikatskäufer damit verbundene und absichernde Aktiven 
gegenüberstehen. 

- Rz 402: Die Beschränkung auf «physische» Edelmetallbestände ist nicht sachgerecht, 
denn die Absicherung von Edelmetallkonten (Passivseite) kann auch durch auf Kon-
ten bei anderen Banken gehaltene Edelmetallbestände oder Edelmetall-Anlagefonds 
erfolgen. Aus diesem Grund ist das Wort «physisch» zu streichen. 

 
Erläuterungsbericht E-LiqV: 

- Seite 19, Artikel 17o: Der Satz «Für die NSFR gilt grundsätzlich das Erfüllungstagprin-
zip» ist nicht korrekt. Für die NSFR gilt das Abschlusstagprinzip. 

- Seite 20, Artikel 17p: Beim Satz betreffend die Behandlung von Edelmetallkonten und 
Edelmetallbeständen als voneinander abhängige Verbindlichkeiten und Forderungen 
schlagen wir eine textliche Präzisierung vor. In der Praxis ist es nicht so, dass Edel-
metallkonten nur physisch bedient werden. Zentral ist aber der Umstand, dass der 
Kunde kein Anrecht auf Auszahlung in bar hat. Aus diesem Grund kann die Bank im 
Krisenfall die gehaltenen Edelmetallbestände zur Deckung von Abflüssen verwenden, 
was die Behandlung als voneinander abhängige Positionen bis zum Grad der De-
ckung rechtfertigt. 

 
Beobachtungskennzahlen: 

- Art. 18a E-LiqV legt die Rapportierungspflicht zu weiteren Beobachtungskennzahlen 
fest. Diese waren nicht Bestandteil der Gespräche im Rahmen der NAG-Liq und soll-
ten grundsätzlich auch nicht Gegenstand der aktuellen Vernehmlassung sein. Trotz-
dem möchten wir es nicht unterlassen unseren Standpunkt zu vertreten, dass kleine 
Banken von der Pflicht zur Rapportierung von Beobachtungskennzahlen ausgenom-
men werden sollen. 

- Ausserdem würden wir es begrüssen, wenn bereits jetzt verbindlich klargestellt wird, 
dass das Monitoring Tool «Contractual Maturity Mismatch» nur Kapitalflüsse erfasst 
(Bestandesgrössen) und nicht Zahlungen aus Zinsen oder Gebühren (Flussgrössen). 

 

Die Kantonalbanken fordern, dass 
- folgende Artikel der E-LiqV entsprechend der obenstehenden Ausführungen konkre-

tisiert werden: Art. 15c Abs. 5, Anhang 5 RSF-Kategorie 5.5, Anhang 2 Ziffer 8.1;  
- in Art. 17i Abs. 3 und 17j Abs. 3 auf die entsprechende nationale Vorgabe verwiesen 

wird und nicht auf die internationale Regelung; 
- Art. 17l Abs. 2 dahingehend präzisiert wird, dass Call-Optionen von AT1- und Tier-2-

Anleihen nicht als «Optionen zum Rückkauf von Eigenkapitalinstrumenten» im 
Sinne dieser Bestimmung verstanden werden; 

- Prüfgesellschaften die Beobachtungskennzahlen nicht prüfen müssen (Art. 18b); 
- Rz 89.1 des FINMA RS 15/2 und der Erläuterungsbericht entsprechend der obigen 

Ausführungen angepasst werden; 
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- in Rz 177.3 auf den Begriff «beizulegender Zeitwert» zu verzichten; 
- die Rz 199.1 und 380 des FINMA RS 15/2 entsprechend der obigen Ausführungen 

angepasst werden;  
- die Rz 226.1 und die Rz 227.1 entsprechend der obigen Ausführung zu präzisieren 

resp. anzupassen; 
- die vormalige Rz 266 RS 15/2 zu Erleichterungen für kleine Banken bei Nettomittel-

abflüssen aus Derivaten in Abschnitt O «Vereinfachungen beim Ausfüllen des Liqui-
ditätsnachweises für kleine Banken» integriert wird; 

- die in Rz 285.1 des FINMA RS 15/2 neu vorgesehene Berichtspflicht zu grossen Po-
sitionen in den sonstigen vertraglichen Mittelabflüssen fallengelassen oder die 
Schwelle zumindest auf drei Prozent der gesamten Nettomittelabflüsse erhöht wird; 

- Rz 294.1 entsprechend der obigen Ausführung anzupassen; 
- Rz 350 entsprechend der obigen Ausführung zu präzisieren; 
- Rz 371 des FINMA RS 15/2 gestrichen wird; 
- Rz 374, 387 und 396 auf Schweizerische Vorgaben zu referenzieren ist; 
- in Rz 390 der Begriff «Pfandbriefinstitut» zu verwenden ist;  
- die Rz 400 und 402 des FINMA RS 15/2 entsprechend der obigen Ausführungen an-

gepasst werden-; 
- der Erläuterungsbericht wie oben dargelegt präzisiert wird;  
- kleine Banken von der Berichtspflicht zu den Beobachtungskennzahlen ausgenom-

men werden. 

 
 
 
Wir bedanken uns für die wohlwollende Prüfung unserer Kommentare und Anliegen. Für all-
fällige Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 
 
Freundliche Grüsse 
 
Verband Schweizerischer Kantonalbanken 
 
 
 
 
 
Hanspeter Hess Dr. Adrian Steiner 
Direktor Leiter Public Affairs 
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Per Mail an: tim.frech@finma.ch (PDF und Word) 
 

Basel, 3. April 2017 

 

Teilrevision des Rundschreibens 2015/2 „Liquiditätsrisiken – Banken“ 

 

Sehr geehrte Damen und Herren 
 
 
Wir machen nachfolgend gerne von der Gelegenheit Gebrauch, zur 
Vernehmlassungsvorlage Stellung zu nehmen. 
 
Als Verein, der die Interessen der Freizügigkeitsstiftungen und Säule 3a Einrichtungen 
vertritt, werden wir uns nachfolgend auf die beabsichtigten Änderungen in diesen Bereichen 
konzentrieren und die weiteren geplanten Änderungen in diesem Rundschreiben nicht weiter 
kommentieren. 
 
Grundsätzliches 
Das Rundschreiben Liquidität Banken umfasst ebenfalls Freizügigkeitsstiftungen und 3a 
Stiftungen. Bereits in der ersten Fassung wurde die Einführung einer Kündigungsfrist in der 
Randziffer 239 vorgesehen, was dazu führt, dass die Stiftungen Geldabzüge in Notfällen 
nicht mehr vollumfänglich wahrnehmen können. Der Verein lehnt eine grundsätzliche 
Kündigungsfrist ab. 
Randziffer 238 verunmöglicht die Risikodiversifikation nach Art. 50 BVV 2, da keine Drittbank 
bereit sein wird, Vorsorgegelder aufzunehmen, wenn sie mit einem LCR Ratio von 40% 
rechnen müssen. Art. 50 BVV 2 ist jedoch eine gesetzliche Verpflichtung, denen auch die  
Freizügigkeitsstiftungen und 3a Stiftungen unterstehen. Es ist zudem aus Liquiditätsoptik 
nicht nachzuvollziehen, weshalb das Geld bei der Stifterin weniger schnell abgezogen 
werden könnte als bei einer Drittbank. Die Kündigungsfristen müssen vertraglich festgelegt 
werden – egal ob bei der Stifterin oder der Drittbank. 
 
 
Randziffer 237/380 – neue Limite von CHF 1.5 Mio. 
Die neue Limite von CHF 1.5 Mio. pro Person führt dazu, dass die Banken diese Limite 
überprüfen müssen. Dies bedeutet, dass sie die detaillierten Angaben aller Vorsorgenehmer 
von Freizügigkeitsstiftungen und 3a Stiftungen benötigen, um mit einem tieferen LCR/RSF 
rechnen zu können. Kunden der Freizügigkeitsstiftungen und 3a Stiftungen müssen nicht 
zwingend Bankkunden sein. Die Weitergabe ihrer Daten muss vertraglich geregelt sein und 
kann als stossend empfunden werden. Es führt zu einer engeren Anbindung der Stiftung zur 
Stifterin, während dem die Oberaufsichtskommission mit ihrer Weisung W-04/2014 eher das 
Gegenteil beabsichtigt. 
Zur Betragshöhe generell ist zu bemerken, dass im Freizügigkeitsbereich Beträge von mehr 
als CHF 1.5 Mio. nicht unüblich sind, auch wenn zahlenmässig überschaubar bleiben. In der 
Konsequenz müsste bei Überschreitung der Gesamtlimite die Freizügigkeitsleistung auf 
mehrere Konti bei mehreren Banken aufgeteilt werden, was der Verordnungsgeber jedoch 
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nur eingeschränkt zulässt (Art. 12 FZV). Ein Abfluss dieser Gelder ist gesetzlich geregelt und 
klar eingeschränkt. Im Jahre 2015 sind gemäss der Erhebung unseres Vereins nur knapp 
2% abgezogen worden. Das Liquiditätsrisiko ist somit sehr eingeschränkt. Der VVS lehnt 
deshalb eine Limite im Vorsorgebereich ab. 
 
 
Anträge 
 

1. Es sei generell bei Freizügigkeitsgelder und Säule 3a Gelder mit einem LCR Ratio 
von 10% und einem RSF Faktor von 90% zu rechnen. Damit kann sichergestellt 
werden, dass die Stiftungen ihre Gelder im Einklang mit dem Art. 50 BVV 2 breit 
diversifiziert anlegen können. 

2. Es sei auf eine Kündigungsfrist zu verzichten. 
3. Es sei keine Limite von CHF 1.5 Mio. einzuführen, die Freizügigkeits- und 3a-Gelder 

betreffen 
 
 
Besten Dank für die Berücksichtigung unserer Anliegen. 
 
 
Freundliche Grüsse 
 

         
 
Nils Aggett  Robert-Jan Bumbacher 
Präsident  Geschäftsführer 
 
 
 
 
 
Kopie geht an: 
 

- Herrn M. Hüsler, Direktor Oberaufsichtskommission BV 
- Herrn J. Brechbühl, Direktor Bundesamt für Sozialversicherungen 
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Eidgenössische Finanzmarktaufsicht FINMA 
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Zürich, 6. April 2017 

 

Vernehmlassung zur Änderung der Liquiditätsverordnung (LiqV) und Anhörung zur Teilrevision des 
FINMA-Rundschreibens 2015/2 «Liquiditätsrisiken Banken» 

 

Sehr geehrter Herr Dorner 

Sehr geehrter Herr Frech 

 

Am 10. Januar 2017 haben Sie die Vernehmlassung für die Änderungen der Liquiditätsverordnung 
(LiqV) sowie die Anhörung zur Teilrevision des FINMA-Rundschreibens 2015/2 «Liquiditätsrisiken 
Banken» eröffnet. Wir bedanken uns für die damit gewährte Möglichkeit, zum Vernehmlassungs- 
und Anhörungsentwurf Stellung zu nehmen und legen unsere Beurteilung nachfolgend gerne dar. 

Wie in früheren Stellungnahmen anerkennen wir, dass internationale Standards grundsätzlich durch 
Schweizer Banken zu erfüllen sind. Zentral dabei ist jedoch besonders auch für Banken unserer 
Vereinigung, dass  

 den Geschäftsmodellen und Risikoprofilen jener Institute, die nicht systemrelevant sind und 
nicht zu den «International Big Players» gehören, Rechnung getragen wird; 

 bestehende Wettbewerbsverzerrungen nicht verstärkt, sondern reduziert werden und  

 übermässige ausschliesslich technisch bedingte Regulierungskosten vermieden werden. 

Leider wird insbesondere die erste Anforderung betreffend das Proportionalitätsprinzip auch durch 
die aktuelle Regulierungsvorlage höchstens teilweise erfüllt.  

Vor diesem Hintergrund schlagen wir eine nochmalige Prüfung der nachfolgend aufgeführten Inhalte 
vor. Sie  wurden in der nationalen Arbeitsgruppe bereits diskutiert und werden auch in den 
Stellungnahmen der Schweizerischen Bankiervereinigung behandelt. 
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1. Proportionalitätsprinzip und Vereinfachungen für kleine und mittlere Banken 

Die neu eingeführten Vereinfachungen für die LCR wie auch jene für die NSFR erachten wir als 

zwingend erforderlich, gegeben die hohen Anforderungen für die Erhebungen und Meldungen. Die 

vorgesehene Regelung einer Beschränkung auf Institute der Kategorien 4 und 5 entspricht jedoch 

nach unserer Beurteilung nicht dem Proportionalitätsprinzip. Das Prinzip verlangt, dass jene Institute 

Vereinfachungen vornehmen können, für welche Liquiditätsrisiken weniger relevant sind. Diese 

Relevanz lässt sich jedoch nicht anhand der rudimentären und nicht risikosensitiven 

Aufsichtskategorien eruieren. Viele Banken der der Gruppe 3 weisen aufgrund ihres 

Geschäftsmodells eine tiefe Exposition gegenüber Liquiditätsrisiken auf. Diese sollten deshalb die 

gewährten Vereinfachungen auch in Anspruch nehmen können und ein Ausschluss von 

Vereinfachungen ist nur in begründeten Einzelfällen für Banken vorzusehen, für welche dies aufgrund 

ihres Liquiditäts-Risikoprofils angemessen ist.  

 

2. Berechnung basierend auf Abschlusstag- oder Erfüllungstagprinzip (Rz 89.1 und 

Erläuterungsbericht Abschnitt 3.5.2, S. 17) 

Die Rechnungslegung von Schweizer Banken basiert i.d.R. auf dem Abschlusstag und nicht auf dem 

Erfüllungstag. Damit erfolgen in vielen Fällen auch die LCR-Berechnungen und -Meldungen nach dem 

Abschlusstagsprinzip. Gemäss Rz. 89.1 ist dies explizit zulässig,  die Bank muss jedoch die 

wesentlichen Unterschiede zur LCR gemäss Erfüllungstagsprinzip erklären können. Um das Ziel der 

Vermeidung unverhältnismässiger technischer Daten- und Systemaufwendungen für doppelte 

Berechnungen, Abstimmungen und Abweichungsdokumentationen zu erreichen, ist jedoch unseres 

Erachtens eine weitere Präzisierung erforderlich. Wir schlagen vor, dass im Rundschreiben in Rz 89.1 

explizit festgehalten wird, dass Banken die wesentlichen Unterschiede zwischen LCR nach 

Abschlusstagsprinzip und LCR nach Erfüllungstagsprinzip der FINMA nicht laufend oder jederzeit, 

sondern lediglich auf Verlangen erklären können müssen. Der Erläuterungsbericht sollte zudem 

festhalten, dass keine detaillierte Überleitung, sondern eine grundsätzliche Abschätzung und 

Erklärung der relevanten Unterschiede gefordert wird. 

 

3. Behandlung Lombardkredite (Rz. 294.1 und Erläuterungsbericht Abschnitt 3.2.4, S. 16) 

Wir begrüssen die Bereitschaft der FINMA, die Randziffer 294 zu revidieren. Die Kritik der 

Vermögensverwaltungsbanken zur ursprünglichen Fassung bezog sich auf Rahmenkredite mit 

unbeschränkter Laufzeit (bzw. > 30Tage). Im bisherigen Zirkular wurde spezifisch erwähnt und 

festgehalten, dass in einem solchen Fall eine Rückzahlung eines Kredites innerhalb 30 Tagen nicht als 

„Inflow“ betrachtet werden darf. Das vertragliche Rahmenwerk eines unbefristeten 

Rahmenkreditvertrags mit der Möglichkeit, wiederholte Male Kredite (mit fester Laufzeit) in 

Anspruch zu nehmen, ist eine schweizweit gängige Praxis. Dem Kunden wir dabei nicht das Recht 

zum Rollen des Kredites erteilt. Die FINMA ist auf diesen Sachverhalt in der Folge eingetreten und hat 

(zumindest in einigen Fällen) die Prüfgesellschaften angewiesen, bis zur Klärung in der Revision des 

Rundschreibens diesen Sachverhalt in der Umsetzung bei den Banken nicht zu bemängeln. 

In der Arbeitsgruppe wurde in der Folge eine sachgerechte Formulierung verabschiedet. Die nun im 

aktuellen Entwurf vorgelegte Formulierung weist jedoch den nachfolgend beschriebenen Mangel auf. 



Die in den Erläuterungen (p. 16) aufgeführten Formulierungen zu „Festvorschuss“ und 

„Kontokorrent-Kreditrahmen“ entsprechen inhaltlich nicht der für Vermögensverwaltungs-Banken 

üblichen Praxis. Der üblicherweise verwendete Rahmenvertrag für gedeckte feste Vorschüsse 

entspricht inhaltlich einem „Kontokorrent-Rahmenvertag“. Die begriffliche Nähe zum alternativen 

„Festvorschuss“ Rahmenvertrag ist unglücklich. Insbesondere aber hält der Erläuterungsbericht im 

darauffolgenden Abschnitt explizit fest, dass „Festvorschüsse im Rahmen des Lombard-Lending“ 

explizit in die (nicht anrechenbare) Kategorie „Festvorschuss-Rahmen“ gehören. Damit wird nicht nur 

begriffliche Nähe sondern explizit der Sachverhalt fixiert und die Nichtberücksichtigung definiert. 

Damit falsifiziert sich die Aussage am Schluss „Die Neuregelung wurde innerhalb der Nationalen 

Arbeitsgruppe «Liquidität» erarbeitet und sollte dazu führen, dass die bisherige, ökonomisch richtige 

Praxis der Banken nicht wesentlich angepasst werden muss und die Neuregelung damit 

weitestgehend „LCR-neutral“ ist“.  

Wir schlagen vor, die ursprünglich in der Arbeitsgruppe inhaltlich verabschiedete Formulierung zu 

verwenden: 

«Keine Mittelzuflüsse dürfen berücksichtigt werden für Kredite, die zwar innerhalb von 30 

Kalendertagen fällig werden, jedoch kumulativ folgende Merkmale aufweisen: 

a. Der Kredit wurde analog zu Rz. 272 im Rahmen einer vertraglichen Vereinbarung oder 

Verpflichtung gewährt, welche den Zinssatz und zusätzlich entweder die Höhe oder die 

Laufzeit explizit festlegt, und 

b. Die vertragliche Vereinbarung oder Verpflichtung kann durch die Bank nicht vorbehaltlos und 

ohne vorherige Ankündigung widerrufen bzw. gekündigt werden.» 

Auf diese Weise dürfen Kredite, welche innerhalb des Rahmenkreditvertrags abgeschlossen werden, 

und  welche innerhalb von 30 Tagen fällig werden, als Zufluss berücksichtigt werden. Dies entspricht 

der „Kontokorrentkredit-Rahmenvertrag“ Praxis für feste (Lombard) Vorschüsse. Sie können, müssen 

aber nicht erneuert werden. Etwaige, bereits im Vorfeld fixierte feste Vorschüsse, die automatisch 

gerollt werden oder trotz Ablauf nicht kündbar sind, wären selbstverständlich nicht zu 

berücksichtigen. 

Für die Prüfung unserer Vorschläge bedanken wir uns und stehen für Fragen und weitere 
Informationen gerne zur Verfügung. 

 

Freundliche Grüsse 

 

Dr. Pascal Gentinetta       Simon Binder 

 

 

 

Geschäftsführer        Public Policy Manager 
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